








eine öffentliche Untersuchung der Polizeitaktik. »Das war nicht 
ein Einsatz der Aufstandspolizei (Riot Police), das war ein Auf- 
stand der Polizei selbst-, kommentiert die Vorsitzende der 
SOGAT, Brenda Dean. 

8.5.1986 SOGAT nimmt die Auffordemng zurück, den Zei- 
tungsvertrieb zu bestreiken. Das Gericht gibt daraufhin das 
Gewerkschaftsvermögen wieder frei. Die Beschlagnahme hat 
500.000 Pfund Kosten verursacht. 

18.5.1986 Die wenigen streikenden Journalisten produzieren die 
erste Ausgabe der Streikzeitung »Wapping Post.. 

26.5.1986 I n  Verhandlungen wurde Murdoch ein neues Angebot 
in  Höhe von 50 Millionen Pfund »entlockt«: Abfindungen in  
Höhe von 4 Wochenlöhnen pro Betriebsjahr bis zur Höchst- 
grenze von 155 Pfund/Woche, mindestens 2000 Pfund. Außer- 
dem sollen die Gewerkschaften jetzt beide Gebäude - Verwal- 
tung und Druckerei - in der Fleetstreet übernehmen. Die 
Gewerkschaften werden nicht anerkannt, nach 12 Monaten aber 
wird eine erneute Prüfung dieser Frage zugesagt. Jeder Strei- 
kende kann sich für eine Beschäftigung in  Wapping bewerben, 
nur die berufliche Leistung zählt. Rücknahme der eingeleiteten 
rechtlichen Schritte gegen die Gewerkschaften. 

Obwohl die Londoner Gewerkschaft mit gerichtlichen Schrit- 
ten droht, greift die SOGAT-Zentrale i n  deren Kompetenz ein 

( und organisiert eine briefliche Urabstimmung. Fast alle Beob- 
achter gehen davon aus, daß das Ergebnis angenommen wird, 
auch wenn die örtlichen Gewerkschaften auf Versammlungen die 
Ablehnung fordern. 

3.6.1986 Großbrand im Papierlager des Verlegers i n  Deptford. 
Die Polizei spricht von Brandstiftung, das Unternehmen setzt 
50.000 Pfund für die Ergreifung der Täter aus. 

6.6.1986 Die Streikenden weisen das Angebot i n  der Abstim- 

mung überraschend zurück, SOGAT: 2.081 zu 1.415, NGA: 870 
abgegebene Stimmen (4:1), AUE 112 zu 56. 

Nur die NGA hatte Ablehnung empfohlen. Die Verleger der 
Fleetstreet sind bestürzt: »Die schlechteste Nachricht fur die Zei- 
tungsindustrie seit 30 Jahren*. Fast alle Häuser nämlich stehen i n  
Verhandlungen mit den Gewerkschaften über einen drastischen 
Personalabbau. Ein weiteres Drittel aller Beschäftigten der 
Fleetstreet soll den Arbeitsplatz verlieren. 

10.6.1986 Aufkeimende Unruhe und Unzufriedenheit unter den 
Journalisten bekämpft Murdoch dadurch, daß er eine zehnpro- 
zentige Gehaltserhöhung gewährt. 6 Times-Journalisten, die sich 
weigerten in  Wapping zu arbeiten, sind entlassen worden. 

12.6.1986 Eine nationale Konferenz der Gewerkschaft SOGAT 
beschließt, den Boykott gegen Murdochs Zeitungen zu verstär- 
ken und die Streikmaßnahmen zu verschärfen. Der Verleger 
beantragt daraufhin eine gerichtliche Verfügung des High Courts 
(Obersten Gerichts), Massenversammlungen und Demonstra- 
tionen in  der Nähe von Wapping zu untersagen. 

12.6.1986 D i e  Gewerkschaftsvorsitzende Brenda Dean wendet 
sich scharf gegen Londoner Delegierte, die ihre Rolle im Kampf 
um Wapping kritisieren, und unterstellt ihnen, die Gewerkschaft 
spalten zu wollen. I n  einem vertraulichen Finanzbericht an die 
Delegierten warnt sie davor, daß die Fortführung des Konfliktes 
das Gewerkschaftsvermögen kosten könne. Die Londoner Dele-  
gierten fordern die Diskussion des Berichtes, dringen aber nicht 
durch. Die Versammlung beschließt vielmehr, daß zukünftig eine 
Beschlagnahme des Gewerkschaftsvermögens zu vermeiden sei. 
Zwei bekannte Organisatoren des Kampfes um Wapping rücken 
in  den nationalen SOGAT-Vorstand auf. 

19.6.1986 Demonstranten sind i n  ein Vertriebsdepot eingedmn- 
gen und haben Fahrzeuge beschädigt. Bis zum 9. Juni wurden 
918 Verhaftungen, 799 Angeklagte, 474 Verurteilungen gezählt. 

Am Samstag, dem 25. Januar, begannen wir, im Caxton House »Ich dachte, mich könnte nichts (Gewerkschaftshaus der ~nge~te~~ten-~ranche  der SOOAT: Cax- 

mehr erschüttern.« ton ist für die britischen Drucker, was Gutenberg für die deutschen) 
eine zentrale Streikleitunq aufzubauen. Viele sahen an ienem 
Abend erstmals die lichtüberflutete LKW-Rampe und den NATO- 

Das ereignisreiche Jahr des Druckers John Lang Draht. Unmut machte sich breit. als ~Sundav Times. und »News of 
the World- (beides ~ochenzeitungen) veriaden und übers Land 

Vor dem Bergarbeiterstreik dachte ich, ich wüßte Bescheid über verteilt wurden. 
die Rolle des Staates und die Arbeit der Gewerkschaften. Während 
dieser Auseinandersetzungen, vor allem im Hinblick auf die einzel- Als das geschah, dachte ich, die ganze Fleet Street müßte zu 
nen Ereignisse, wurde mir dann klar, daß ich weniger begriffen unserer Unterstützung auf die Straße gerufen werden. Nach einem 
hatte, als ich ursprünglich geglaubt hatte. Jahr ist dies immer noch die Meinung einer Minderheit geblieben. 

Nach nunmehr einem Jahr Kampf gegen den Staat in der Gestalt Die Sozialplan-Abkommen beim .Daily Mirror-, -0bserver~. 
von Murdoch und den Bemühungen um die Unterstützung der mTelegrapha, »Express- und anderen Blättern haben Tausendevon 
Arbeiterbewegung sehe ich nun, daß ich wenig oder gar nichts Arbeitsplätzen gekostet und die Zuversicht des Managements 
weiß. gestärkt. Viele der Drucker waren korrumpiert worden - wir hatten 

Nur wenn Du selbst Teil eines Kampfes bist, ist es Dir mbglich zu ein kräftiges gewerkschaftliches Fundament errichtet, ihm jedoch 
begreifen, was um Dich herum wirklich vor sich geht. kein angemessenes politisches Bewußtsein zur Seite gestellt. Ihr 

Vor dem Beginn der Auseinandersetzungen wurde Wapping Einkommen und ihre Lebensbedingungen hatten viele bei den 
eher leichtfertig abgetan. Für die „Times.-Belegschaft lief es nach letzten Wahlen zu Torywählern gemacht. Jetzt sind viele von ihnen 
dem Motto *Aus den Augen, aus dem Sinne. Erst ab Mitte Septem- durch das System, das sie gewählt hatten, erniedrigt und kriminali- 
ber 1 985 nahmen die Leute das Ereignis etwas ernster. Ich wohnte siert worden. 
nurfünf Meilen vom Bauplatz entfernt und konnte den schrittweisen Zu Beginn der Auseinandersetzung schien mir das Hauptpro- 
Fortschritt des Neubaus verfolgen. blem zu sein, daß es durch die Vereinzelung der vorangegangenen 

In unserer Gewerkschaftsgruppe forderten wir immer wieder die Jahre schwer war, auf Anhieb herauszufinden, wo die Aktivisten 
Mitglieder auf, hinzugehen und sich die Anlage anzusehen. Ich waren. Ein anderes Problem bestand darin, daß viele der Bürokra- 
entsinne mich noch, sie ohne den NATO-Draht gesehen zu haben; ten sowohl auf Branchen- als auf nationaler Ebene nicht wußten, 
und ganz plötzlich stand dort eine Festung. was sie in dieser wohl ernstesten Lage seit Bestehen unserer 

Die Polizei ist Teil des Schutzes, die der Staat Murdoch gewährt. Industrie tun sollten. 
Ihr Einsatz, der dann kein Ende mehr nahm, begann schon am Die ersten Wochen in der zentralen Streikleitung waren hektisch. 
Nachmittag des Freitags, des 24. Januars 1986. Sie entfernten alle Die Streikposten mußten organisiert werden und die Versorgung 
Autos vor den Häusern um die Grays Inn Road und stellten Sperrgit- mit Tee; Mitgliederberatung, Anforderungen von Informationsmate- 
ter auf, bevor,wir auch nur das Geringste unternommen hatten. rial und Rednern; Kontaktaufnahme mit den Mietern in Wapping, 

Um sieben Uhrabends, etwazwanzig Minuten nachdem offiziel- um ihre Unterstützung zu kriegen, um nur einige Beispiele für die 
len Streikaufruf, wurden die rückwärtigen Ausgänge zugeschweißt, vielfältigen Aktivitäten zu nennen. 
um ein Eindringen zu verhindern. Während der gesamten Zeit der Dieses Jahr ist geprägt dadurch, daß unsere Nationale Gewerk- 
Auseinandersetzung war die Nacht vom 24. auf den 25. Januar die schaft und der TUC der Konfrontation ausgewichen sind. Die Par- 
einzige Nacht, in der keine »News International«-Zeitungen ge- lamentswahlen vor der Tür, sind wir Opfer eines Wir-sitzen-alle-in- 
druckt und vertrieben wurden. einem-Boot-Syndroms geworden.. . Wapping Post, 24. Januar I 987. 



29.7.1986 Die 240 Mitglieder der Elektrikergewerkschaft, die 
sich dem Streik nicht angeschlossen haben und weiterhin in  der 
Fleetstreet ihrer Arbeit nachgehen, obwohl die Produktion nach 
Wapping vertagt wurde, werden befragt, ob sie eine Abfindung 
annehmen. Wer sich weigert, soll nicht entlassen werden. 

31.7.1986Der High Court untersagt Versammlungen und 
Demonstrationen, die den Zugang nach Wapping stören könn- 
ten. Ausschließlich 6 Streikposten vor den Toren sind erlaubt. 
Die Gewerkschaften haben über ihre Mitglieder und die Demon- 
stranten eine solche Kontrolle auszuüben, daß es nicht zu 
Gewalttätigkeiten kommt. Außerstenfalls müssen sie von der 
Organisation der fraglichen Aktivität Abstand nehmen. 

2.8.1986 Die NGA hält Versammlungen und Demonstrationen 
in  der Nähe vonwappingnicht mehrab,um nicht die Beschlag- 
nahme des Vermögens zu riskieren. SOGAT hatte zuvor ebenso 
entschieden. Die Demonstration an diesem Tag wird von einem 
Frauenkomitee des TUC organisiert. 

9.8.1986 Die Streikenden zeigen sich wenig von dem Urteil 
beeindruckt und nehmen an diesem Tag wieder an der Demon- 
stration tei l .  Die SOGAT-Zentrale warnt ihre Mitglieder vor den 
Konsequenzen und fordert, nur noch an Demonstrationen teil- 
zunehmen, die von der SOGAT organisiert werden. Die NGA 
erklärt, regionale und nationale Instanzen seien nicht länger an 
der Organisation von Protesten beteiligt. 

Für den TUC-Kongreß Anfang September hat die NGA einen 
Antrag erarbeitet. Darin wird der TUC aufgefordert, die Elektri- 
kergewerkschaft anzuweisen, den Streikbruch in Wapping zu stop- 
pen. Sollte diese Direktive nicht befolgt werden, ist die Gewerk- 
schaft aus dem TUC auszuschließen. 
13.8.1986 NGA-Präsident Griffith droht, den TUC zu verlassen, 
wenn nicht Maßnahmen gegen die Elektrikergewerkschaft ergrif- 
fen würden. Er reagierte damit auf die Entscheidung der TUC- 
Antragskommission, den NGA-Antrag als nicht satzungsgemäß 
zu verwerfen. 

1.9.1986 Auf dem TUC-Kongreß gewinnt der NGA-Antrag eine 
2: I-Mehrheit. Auf den Vorwurf, die Einheit der Gewerkschaften 
zu gefährden, antwortete Dubbins, Generalsekretär der NGA: 
»Wir können nicht zulassen, daß die Einheit über dem Schicksal 
von 5.500 Entlassenen aufgerichtet wird.« Über 1.000 Streikende 

Verbrethen in London 
Die Polizei im Distrikt Ostlondon ist sauer wegen einer Überstun- 

densperre, die sie an der Aufklärung von Schwerkriminalität hindert 
- wegen Wapping. 

*Die Krimine!ien bleiben ungeschoren-, so versichern die Beam- 
ten, .weil alle Uberstundengelder nach Wapping gehen und nor- 
male Polizeiarbeit damit unmöglich gemacht wird.- 

.Mitten in der Untersuchung eines besonders bösartigen Falles 
wurde ich nach Hause geschickt*, teilt ein anderer verärgerter 
Beamter mit. *Es ist überall das gleiche in Ostlondon, und die 
Polizei hat die Nase voll davon.« 

Diese Aussage findet auch dieZustimmung von Michael Bennet, 
dem Vorsitzenden der Metropolitan Federation, einer Vereinigung 
von Polizisten bis F m  Rang eines Inspektors. »Wir wissen nicht 
genau, wohin die Uberstundengelder gehen*, sagt er, >>aber wir 
glauben, daß sie in die Finanzierung der Wapping-Auseinander- 
setzungen fließen... 

Er fährt fort: .Wenn es nach uns ginge, wären wir überhaupt 
nicht dort draußen. Unsere Anwesenheit dort hat nur dazu beige- 
tragen, daß eine Menge von Leuten jetzt gegen die Polizei einge- 
stell: sind.. 

bennets Auffassung wird von höheren Polizeibeamten, die vor 
Wapping Dienst tun, geteilt. Einer von ihnen sagte dem Reporter der 
»Wapping Poste: *Auch wenn Sie es mir nicht glauben - aber wir 
haben alle Sympathie für Murdoch verloren. Er hat 5500 Leute 
hinausgeworfen und sich in die Vereinigten Staaten verdrückt. 
Und wir müssen hier die Dreckarbeit für ihn machen.. 

Aus: Wapping Post, 12. Dezember 1986 

hatten sich vor dem Tagungsgebäude eingefunden, um Ham- 
mond, den Vorsitzenden der EEPTU, mit Mißtönen zu empfan- 
gen. 

17.9.1986 Neues Verhandlungsergebnis: Die Abfindungssumme 
wird auf beinahe 60 Millionen Pfund erhöht, das Angebot gilt 
nur, wenn die Gewerkschaften es ausdrücklich empfehlen. 

Die Gewerkschaften können eine Liste derjenigen vorlegen, 
die i n  Wapping beschäftigt werden wollen, das Unternehmen ist 
allerdings nicht an diese Liste gebunden. Gewerkschafts- und 
Unternehmensvertreter bilden eine Beschwerdeinstanz für Wap- 
ping, ohne die Gewerkschaften damit als Verhandlungspartner 
anzuerkennen. Die Abfindungen belaufen sich auf 4 Wochen- 
löhne pro Betriebsjahr bis zu einer Höchstgrenze von 205 Pfund/- 
Woche, mindestens aber 2000 Pfund. 

19.9.1986 Eric Hammond, Führer der EEPTU, bricht einen auf 

Die FleetmStreetmElektriker 
wollten mitstreiken.. . 

Der uns am Flughafen abholt, lehnt an der Barriere hinter der 
Zollkontrolle. Er hält ein Pappschild vor sich, auf dem unser beider 
Namen stehen. \C, 

Die Vorstellung ist kurz und wird während der Fahrt nach London 
fortgesetzt. Jack stellt sich als Streikunterstützer vor und gleichzei- 
tig als Elektriker, der der EETPU angehört, jener Gewerkschaft, 
deren Vorsitzender Hammond nicht nur den Streikbruch seiner 
Mitglieder in Wapping gutheißt, sondern die den Streikbruch gar 
organisiert. 

So zieht die Auskunft neugierige Fragen nach sich, die nicht so 
leicht zu beantworten sind, denn wir sollen begreifen, warum Mur- 
dochs Fleet Street-Elektriker nicht streiken und dennoch die Strei- 
kenden unterstützen. 

Jack arbeitet seit mehr als zehn Jahren in der Fleet Street, er 
verdient knapp 3000 DM netto. Er und seine Kollegen hatten zeit- 
weilig sogar acht Wochen Urlaub und das in einem Land, in dem die 
große Mehrzahl der Beschäftigten sich mit zwischen zwei und vier 
Wochen Erholungsurlaub bescheiden muß. 

Überraschende Tatsachen haben zumeist auch ungewöhnliche 
Ursachen; so auch in diesem Fall. Jack und seine Kollegen hatten 
den technologischen Fortschritt sozusagen ihren Bedürfnissen 
angepaßt. Ihre ursprünglich starke Verhandlungsposition als Arbei- 
ter in Schlüsselstellungen in der Druckerei hatten sie jeweils in die 
Waagschale geworfen, wenn modernere Geräte angeschaffl wur- 
den. Sie hatten durchgesetzt, daß immer dann, wenn neue Maschi- 
nen angeschafft wurden, Mitglieder ihrer Gewerkschaftsgruppe -? 
(chapel) für deren Reparatur auf Kosten des Unternehmers ausge- "' 
bildet wurden. Das bezog sich nicht nur auf elektrische, sondern 
auch auf elektronische Apparaturen. 

Dem Unternehmer ersparte dieses Verfahren die Inanspruch- 
nahme externer Serviceorganisationen; darin lag sein Vorteil. Die 
betriebliche Gewerkschaftsgruppe steigerte auf diese Weise ihre 
fachliche Kompetenz; darin und in der Ausschaltung von Fremdfir- 
men, die für sie Konkurrenten hätten werden können, lag ihr Voneil. 

Als Ende 1985 deutlich wurde, daß in Wapping nicht eine neue 
Zeitung, sondern stattdessen die vier Fleet Street-Zeitungen 
gedruckt werden sollten, beschlossen die Elektriker zu streiken. 
Vom nationalen Vorstand ihrer Organisation EETPU wurden sie 
zurückgepfiffen. Man sagte ihnen, daß ihr Streik illegal sein würde, 
wenn sie nicht den Satzungsweg einhielten, d.h. Antrag auf Urab- 
stimmung bei der nationalen EETPU stellten. Gleichzeitig wurde 
ihnen von Eric Hammond bedeutet, daß ein solcher Antrag nicht 
genehmigt werden würde. So „arbeiteten<< Murdochs Elektriker in 
der Fleet Street bis zum Ende des Wapping-Streiks ihrer Drucker- 
Kollegen - jeder von ihnen vier Tage in jeweils sieben Wochen - 
für knapp 3000 DM netto im Monat. Und gleichzeitig unterstützten 
sie den Streik. Sie haben nicht nur ihren Arbeitsplatz verloren, auch, 
ihre Gewerkschaft als Kampforganisation ist ihnen verlorengegan- 
gen. Manche hoffen nun, daß ihnen von Murdoch eine Abfindung 
aufgezwungen wird. Dann wollen sie vor Gericht gehen und die 
EETPU verklagen, weil deren Vorstand gegen die Satzung ver- 
stieß, als er ihre Arbeitsplätze an Streikbrecher vergab. 



6 Tage geplanten Besuch in Oslo ab. Er wollte den norwegischen 
Elektrikern brüderliche G ~ ß e  überbringen, war aber von nor- 
wegischen Druckern daran gehindert worden. 

25.9.1986 1500 Streikende unterstützen in einer Versammlung 
den Aufruf der Londoner Gewerkschaften, das neue Angebot 
abzulehnen. Die Abstimmungsunterlagen für SOGAT-Mitglie- 
der werden diesmal von der örtlichen Gewerkschaft ausgegeben. 
Die 16 Veränderungen im Vorstand der SOGAT stünden dafür, 
so ein neugewähltes Vorstandsmitglied, daß sich das Verhalten 
der Gewerkschaft in Bezug auf Wapping ändere. 

8.10.1986 Erneut wird das letzte Angebot Murdochs abgelehnt. 
2.373 zu 960 SOGAT-Mitglieder sind für Ablehnung. Gegenüber 
Juni hat die Ablehnung deutlich zugenommen: damals 2081 zu 
1415. Noch deutlicher zeigen den Trend die Einzelergebnisse. Für 
Ablehnung stimmten im: 

im Juni im Oktober 

NGA: 648: 165 556: 1 16 
AUE: 112:58 107:47 
SOGAT: 2081: 1415 2373:960 
davon: Masch. Abt.: 949:463 11 15:214 

Zentral-.Abt.: 505:565 641:350 
Angestellte: 231: 198 240:141 

Eric Hammond, Führer der EEPTU, gibt zu, daß dieses 
Ergebnis all seinen Erfahrungen widerspricht. Der Streik habe 
offensichtlich keine Wirkung (auf die Produktion), er könne 
nicht verstehen, daß die Streikenden das nicht begreifen. Der 
Verleger versucht, die 960 Streikenden,die den Kampf beenden 
wollen, individuell anzusprechen. 

der EEPTU 
Kurz vor Weihnachten gehen 150 entlassene Drucker zur Zen- 

trale der Elektrikergewerkschaft EEPTU; die Demonstration steht 
unter dem Motto: *Seit 1 1  Monaten Kampf - aber Ihr werdet die 
Drucker durch euren Streikbruch niemals schlaoen!- Da der Auf- 
marsch nicht geheim gehalten worden war, hatkn die führenden 
Gewerkschaftsvertreter ihr Personal zum größten Teil schon nach 
Hause geschickt, die Meinung der Anrückenden über die Vorsit- 
zenden dieser Gewerkschaft sollte ihnen erspart bleiben. 

Ein Gewerkschaftsvertreter kam aus dem Gebäude, um ihnen 
mitzuteilen, daß nur noch sechs Funktionäre im Haus wären. Mitt- 
lerweile rückte Polizei in Kampfausrüstung an. Gewerkschaftsfüh- 
rer Hammond hatte sich an diesem Tag frei genommen und Tom 
Rice, Nationaler Sekretär der EEPTU, nahm wie mehrere andere in 
seinem Wagen Platz und fuhr in einem kurzen Autokonvoy, eskor- 
tiert von der Polizei, nach Hause. Die Demonstranten beschlossen, 
ihn zu Hause aufzusuchen und ihm ein »Ständchen« zu singen, 
denn Tom Rice ist in den Augen der SOGAT- und NGA-Mitglieder 
einer der Hauptakteure neben Eric Hammond, was die Personal- 
ausstattung der WAPPING-Festung mit Mitgliedern der Elektriker- 
gewerkschaft anbetrifft. 

Tom Rice, geboren in Dublin, hatte sich in den 50er Jahren der 
Kommunistischen Partei angeschlossen, um 1982 hatte er schon 
-gemäßigtere% Ansichten und war wie sein Generalsekretär Eric 
Hammond der Auffassung, das Modell der Zukunftsgewerkschaft 
müsse anders als das bestehende aussehen. Folglich sprach er 
wie Hammond von Gewinnen, Produktivität und technologischem 
Wandel. Die Theorien des Klassenkampfes schienen ihm überholt, 
er glaubte an geringe Tariflöhne für die Lehrzeit, Arbeitsflexibilität 
und gemeinsame Weiterbildung mit dem Management. Die ande- 
ren ~Qualitätsmerkmale~ seiner Gewerkschaft sind schnell 
beschrieben: Farbenprächtige Werbebroschüre, technische Wei- 
terbildungsveranstaltungen, Lebensversicherungen, Kreditbewilli- 
gung und sogar einen Abschleppdienst. 

Also dieser Tom Rice rief beim Anblick des .Chores* wiederum 
die Polizei an, die Demonstranten aber rückten ab mit dem Ver- 
sprechen wiederzukommen. 

22.10.1986 SOGAT und NGA protestieren dagegen, daß der 
TUC weiterhin nichts unternimmt, um den Kongreßbeschluß 
gegen die EEPTU umzusetzen. 

27.10.1986 Die Angestelltensektion der Londoner SOGAT hat 
den Vorschlag gebilligt, zur Unterstützung der Streikenden alle 
Zeitungshäuser zu bestreiken. Die Verleger der Fleetstreet war- 
nen die Gewerkschaftszentralen vor einem solchen Vorgehen 
ausdrücklich. 

30.10.1986 Alle Entlassenen erhalten Post vom Verleger Mur- 
doch. Die in der Gewerkschaftsabstimmung Unterlegenen und 
möglichst weitere Kollegen sollen auf diese Weise das Abfin- 
dungsangebot annehmen und als Gegenleistung auf alle weiteren 
Ansprüche und Aktivitäten verzichten. Das Angebot gilt bis zum 
10. November. 

6.11.1986 Norman Willis, TUC-Vorsitzender, will sich dafür 
einsetzen, daß Murdoch wieder Gespräche mit den Druckerge- 
werkschaften aufnimmt. Voraussetzung sei allerdings, daß 
SOGAT und NGA vom TUV nicht länger Maßnahmen gegen die 
Elektrikergewerkschaft verlangen. 

6.11.1986 Der High Court entscheidet gegen 18 Gemeindever- 
waltungen, die Murdochs Zeitungen aus ihren öffentlichen 
Büchereien verbannt haben. 

6.11.1986 Murdoch erwirbt für 105 Mio US-Dollar eine Beteili- 
gung an der >>South China Morning Post-Gruppe in Hongkong. 
Diese Verlagsgmppe zählt zu den höchst profitablen der Welt 
und bietet günstige Voraussetzungen für das »große Chinage- 
schäft*. 

8.11.1986 Die Frist für die Annahme der individuellen Angebote 
wird ohne neuen Termin verlängert. 

9.11.1986 Die Mitglieder der Gewerkschaft SOGAT werden um 
einen Sonderbeitrag von 58 Pence/Woche für 6 Monate gebeten, 
um eine finanzielle Krise der Gewerkschaft abzuwenden. 1,s Mio 
Pfund hätte die Beschlagnahme des Gewerkschaftsvermögens 
gekostet, 1 Mio Pfund seien als Streikunterstützung ausgegeben 
worden, erklärt die Gewerkschaftsvorsitzende, Brenda Dean. 

.Unterstützt den TUC- heißt die Schlagzeile hinter der Karikatur, 
die den TUC-Präsidenten Norman Willis mit einem Strick um den 
Hals darstellen soll. Dadrunter steht: *...so wie dieser die Miners, 
die Seeleute, die Druckereiarbeiter, die Feuerwehrleute, die Kran- 
kenhaus-Beschäftigten, die Werftarbeiter, die Eisenbahner, die 
Kommunal-Beschäftigten ...- 
Ein ~grafisch-künstlerischer Stab* von engagierten Pressezeich- 
nern und Grafikern war während des Streiks um die Wapping-Ar- 
beitsplätze damit beschäftigt, Entwürfe und Vorlagen für Plakate, 
Anstecknadeln, Buttons, Tassen, Biergläser, T-Shirts Cartoons 
und vieles andere mehr herzustellen - als ihren Beitrag zum 
Kampf. 



Mindestens 1 Mio Pfund könnte Murdoch bej. bestehender 
Gesetzeslage noch als Schadensersatz einklagen. Uber den Son- 
derbeitrag müssen die Mitglieder abstimmen. 

12.11.1986 Der SOGAT-Vorstand lehnt den Vorschlag des 
TUC-Generalsekretärs ab, die Besetzung der Arbeitsplätze in 
Wapping durch die Elektrikergewerkschaft anzuerkennen. Als 
Gegenleistung wollte der TUC ein verbessertes Abfindungsan- 
gebot durchsetzen, welches nicht der Mitgliedschaft zur 
Abstimmung vorgelegt werden sollte. SOGAT- wie NGA-Vor- 
stand bestehen auf Ausführung der Beschlüsse des TUC-Kon- 
gresses. 

13.11.1986 Murdoch setzt die Frist auf Annahme des Angebots 
auf den 24.November fest. 

17.11.1986 Der Polizeichef warnt vor weiteren Angriffen auf die 
Lastwagen der Vertriebsfirma von Murdoch. Es sei nur eine 
Frage der Zeit, daß jemand zu Tode komme. D i e  Polizei hatte 
Nagelbretter vor Wapping sichergestellt. 

20.11.1986 Der .Guardian<< zitiert aus Aufzeichnungen von 
Murdoch. Danach hat der Vorsitzende der Elektrikergewerk- 
schaft, Eric Hammond, Murdoch persönlich das Okay für die 
Inbetriebnahme Wappings gegeben (31.5.1985). I n  der Anhö- 
rung des TUC (5.2. 1986) hatte Hammond jede Beteiligung seiner 
Gewerkschaft, jedes Wissen um den Geheimplan bestritten. 

25.11.1986 Der Vorstand des TUC lehnt mit 23 zu 21 Stimmen 
Maßnahmen gegen die Elektrikergewerkschaft ab. Der Vorsit- 
zende der EEPTU, Hammond, hatte sich damit verteidigt, daß 
Tausende SOGAT- und NGA-Mitglieder und Mitglieder der 
Journalisten- und Transportarbeitergewerkschaft für die Pro- 
duktion und Verteilung der Murdoch-Produkte arbeiten wür- 

>> 28. Januar, 
9 Uhr vormittags vor dem TUC-Haus: 

Über 50 Streikposten versammelten sich, um dem TUC 
ihre Meinung zur Verurteilung der Streikposten zu sagen. 

Die Streikposten standen den ganzen Morgen 
vor dem Gewerkschaftshaus. 

Nur der NUM-Präsident distanzierte sich, indem er 
die Zustimmung zu den Beschlüssen 

der Schonwettergesellschaften verweigerte. 
Wir haben ein Recht, um unserer Arbeitsplätze zu kämpfen. 
Mittlerweile kriecht Willis durch den Hintereingang ins Büro. 

Müssen wir erst zu Tode gekn~ippelt werden, 
bevor dieser Haufen zumindest einen zahnlosen Protest 

herausgibt P N 
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den. I m  Gegensatz dazu seien nur einige hundert Mitglieder der 
Elektrikergewerkschaft in Wapping beschäftigt. I m  übrigen 
hätte Murdoch Abfindungen wie vom TUC gefordert nur nach 
Intervention durch die EEPTU zugestanden. Die Elektrikerge- 
werkschaft se i  wie die Druckergewerkschaften daran gebunden, % . 
vor Arbeitskämpfen Urabstimmungen durchzuführen. Zweifele ' " , 
irgendjemand am Ergebnis der Abstimmung der Elektriker? hrh . .,'L - 
2.12.1986 Nach Angaben des Verlegers haben insgesamt 1750 
ehemalige Beschäftigte das Abfindungsangebot angenommen. 

5.12.1986 Michael Hicks, SOGAT-Belegschaftssprecher, wird 
zu 12 Monaten Gefängnisstrafe verurteilt, weil er einen Polizisten 

Das Fleet-Street-Viertel 
gibt's bald nicht mehr 

Nicht etwa, daß die Häuser abgerissen oder die Straßenschilder 
abgeschraubt würden. Aber das, wofür der Name Fleet Street in der 
ganzen Welt steht, wird es schon in wenigen Jahren nicht mehr 
geben. So erläutert es uns jedenfalls der shop steward des ~Daily 
Telegraphn. 

Das Unternehmen bereitet sich zum Umzug vor. Am neuen 
Standort, auf der Isle of Dogs, gerade neben Wapping, wird schon 
fleißig gebaut. Die Thatcher-Regierung bietet umzugswilligen Fir- 
men besondere Anreize: für drei Jahre Befreiung von der Grund- 
steuer. 

Murdoch ist das große Vorbild für die übrigen (kleineren) Herr- 
scher der Fleet Street. Er hat den Weg freigekämpft, die anderen 
werden folgen und mit viel geringeren Kosten als er das Gleiche 
erreichen: Direkteingabe der Texte durch die Journalisten, d.h. 
Wegfall der Setzer und Korrektoren; neue Besetzungsregelungen 
für die Maschinen, d.h. Arbeitsplatzverluste auch hier; Lohnreduzie- 
rungen; Wegfall des closed shop-Systems und damit Verringerung 
des Einflusses der Gewerkschaften auf die Arbeitsbedingungen. 

Daß die Drucker und Setzer der Fleet Street nicht die Kraft 
gefunden hatten, sich in den Kampf der von Murdoch Entlassenen 
einzureihen, hat auch ihre Moral gebrochen. Jetzt harren sie der 
Dinge, die da kommen. Was da kommt, ist neu und bis vor wenigen 
Jahren noch unerwartet. 

Reiche Leute strömen jetzt wieder in die Stadt zurück, nachdem 
sie vor langen Jahren aufs Land gezogen waren. Sie haben die 
alten Londoner Hafen- und Werftengegenden wiederentdeckt, die 
nach dem Werftensterben und der Auslagerung der Docks an die 
Themfiemündung in den fünfziger Jahren verslumten. Citynah und 
gleichwohl ruhig, ohne schmutzige Industriebetriebe, finden Wap- 
ping und die lsle of Dogs das Wohlgefallen der britischen Schicke- 
ria, die es sich leisten kann, für nur ein Luxusappartement in einem 
ehemaligen Lagerhaus, das vor wenigen Jahren komplett für 
40000 Pfund seinen Eigentümer gewechselt haben mag, 350000 
Pfund hinzulegen. Wer in Wapping arbeitet, kann es sich inzwi- 

schen nicht leisten, dort auch zu wohnen. Vor fünfzig Jahren war 
dies ein ausgesprochenes Arbeiter-Wohnviertel, weil es in der 
Nähe der Hafen-Arbeitsplätze lag. 

Die originalen Wappinger sind heutzutage zu einem Viertel 
Rentner, überwiegend jedoch Bengalen, die unter furchtbaren 
Wohnverhältnissen leiden und eine kleine Gruppe aus der Karibik. 
Auf sie wird bei den Polizeieinsätzen keine Rücksicht genommen. 
Es ist vorgekommen, daß die Polizei ganze Straßenzüge abge- 
sperrt hatte und selbst den Anliegern über mehrere Stunden den 
Durchgang verwehrte. Klagen aus 'diesem Teil der Bevölkerung 
über Polizeischikanen werden von der Verwaltung nicht zur Kennt- 
nis genommen, handelt es sich doch um „Elementen, die aus 
Wapping herausgedrängt werden sollen, weil sie dem angestreb- 
ten neuen Ambiente im Wege sind. Kein Wunder also, daß die - J  Streikenden die Sympathie der Mehrzahl der Anwohner genießen. Y. 

Ein Streikender berichtet: *Die Anwohner werdenja nicht nur 
durch die dauernde Unruhe belästigt und die ständige Anwesen- 
heit von Streikposten und Demonstranten, sondern auch gerade 
durch ständige Polizeiüberfälle und die Behinderung, sich frei in 
Wapping bewegen zu können, das Verlassen der Fabrik von Mur- 
dochs Arbeitern die ganze Nacht hindurch und dauernde Bau- 
und Sicherungsarbeiten an der Fabrik selbst. Den Leuten ist 
bewußt geworden, daß Murdoch in ihren Stadtteilnichts als Arger 
reinbringt. Er bringt keine Verbesserungen, sondern Leute, die 
vorher ein- oder zweihundert Meilen entfernt gewohnt haben und 
sich überhaupt nicht für den Stadtteil, sondern nur für ihren eige- 
nen Vorteil interessieren. Diese Gegend, ein alterArbeiterstadttei1, 
mit starken sozialistischen Wurzeln, ein Viertel, dem es vor 50 
Jahren gelang, die britische Faschistenbewegung zu stoppen bei 
dem Versuch, durch das East End Londons zu marschieren1. Und 
hier besteht wieder der sehr praktische Ansatz von Hilfe, dessen 
Wurzeln nicht in Gewerkschaftsprinzipien, sondern in Arbeitermo- 
ral liegen. Und das ist wichtig, daß einfache Leute sehen, wo sie 
von Leuten wie Murdoch und Staatsapparat angegriffen wer- 
den.. W 

Tausende Arbeiter hatten sich damals auf die Beinegemacht, um eine Demon- 
stration der britischen Faschisten unter der Führung Mosleys zu verhindern. Der 
damalige lnnenminister Winston Churchill hatte gegen diese Arbeiter Polizei 
mobilisiert. Zwei Arbeiter wurden bei hrem Einsatz getötet. 



mit dem Megaphon verletzt haben soll. Der Richter bestimmte, 
Hicks müsse mindestens 4 Monate absitzen. Nach Angaben der 
Polizei wurden seit Anfang des Jahres 1300 Verhaftungen in 
Wapping vorgenommen, 394 Polizisten verletzt, und m'hr als 
1000 aus Wapping kommende Fahrzeuge beschädigt. 

15.12-1986 Laut >>Guardian« plant die Regierung weitere Geset- 
zeseingriffe bei den Gewerkschaften. Gerade die Erfahrungen 
mit Wapping gäben dazu Anlaß. Das Recht der Gewerkschaften, 
gegen einzelne Mitglieder Disziplinarmaßnahmen zu ergreifen 
(z. B. Journalisten, die in Wapping arbeiten), soll eingeschränkt 
werden. Abstimmungen sollen grundsätzlich nur noch per Brief 
erfolgen dürfen. Die Bestellung von Generalsekretären und das 
Closed-shop-System werden weiteren rechtlichen Beschränkun- 
gen unterworfen. Ebenfalls sollen die Gewerkschaften zu 
Schlichtungsverfahren gezwungen werden. 

14.1.1987 Die SOGAT-Mitglieder haben sich gegen die Erhe- 
bung eines Sonderbeitrages ausgesprochen (55 187:44265). Nur 
56 % der Mitglieder haben an der Abstimmung teilgenommen. 

C Die Streikunterstützung wurde schon von 12 auf 6 Pfund die 
Woche gekürzt. Nur noch 2000 der ursprünglich 4500 Entlasse- 
nen erhalten Unterstützung. 

19.1.1987 Das Urteil gegen den zu 12 Monaten Gefängnis verur- 
teilten Michael Hicks ist bestätigt worden. Um weitere Demon- 
strationen vor den Gefängnissen zu verhindern, wurde Hicks 
viermal in andere Gefängnisse gebracht. Er  wird jetzt auf die Isle 
of Wight (Insel vor der englischen Kanalküste) verlegt. 

23.1.1987 Murdoch hat für 3,4 Mrd australische Dollar (1 A$ 
entspricht derzeit 1,18 DM) die Kontrolle über Australiens größ- 
ten Medienkonzern p.The Herald Weekly Times« (HWT) erwor- 
ben. 

24.1.1987 Ca. 30.000 Demonstranten aus dem ganzen Land 
beteiligen sich an der Demonstration, die vor die Tore von Wap- 
ping führt. Sie wollen den seit einem Jahr  ausharrenden entlasse- 
nen Druckereiarbeitern ihre Sympathie und Unterstützung ver- 
sichern. Während der Kundgebung vor Wapping kommt es zu 
eewalttäti~en Auseinandersetzuneen mit der Polizei. Mit Pfer- 
den und Greiftrupps geht die ~ o c z e i  unterschiedslos gegen die 
Kundeebunesteilnehmer vor. einmal versucht sie. einzelne 
~ e m g n s t r a i t e n  herauszugreifen, das andere ~ a l , d i e  Demon- 
stranten zu zerstreuen. Der Konflikt eskaliert. Schließlich macht 
die Polizei im inzwischen abgeriegelten Stadtteil Wapping Jagd 
auf alle Demonstranten. 

Am nächsten Tag berichtet die Presse von 167 verletzten Poli- 
zisten und über 300 verletzten Demonstranten. Die Polizei zählt 
67 Verhaftungen, davon 15 Druckereiarbeiter. Sie will prüfen, o b  

die Reden der Gewerkschaftsführer und Labourpolitiker den 
Tatbestand der »Aufstachelung zum Aufruhr. erfüllen. Auf dem 
Höhepunkt der Auseinandersetzungen hatte Tony Benn 
(Labour) erklärt: »Das ist Britannien 1987. Ein neofaschistischer 
Staat. Man muß nicht nach Südafrika schauen, um Nazitaktik zu 
sehen. Es geschieht hier und jetzt in Wapping.~ Tony Dubbins, 
NGA-Generalsekretär hatte gesagt: »Das Recht, das hier 
geschützt wird, ist Thatcher-Recht, und die Ordnung ist Murdochs 
Ordnung, seine Zeitungen um jeden Preis herauszubekommenn. 

26.1.1987 Der Innenminister Douglas Hurd droht im Parla- 
ment, die Vollmachten des Public Order Act (Gesetzüber öffent- 
liche Ordnung), gerade verabschiedet, auf Wapping anzuwen- 
den. In 2 Wochen schon und nicht wie geplant im April soll das 
neue Gesetz jetzt Anwendung finden können. Nach dem neuen 
Gesetz liegt es in der Kompetenz der Polizei, Demonstrationen 
und Versammlungen mit besonderen Auflagen (Ort, Zahl, Route 
uws.) zu versehen oder sogar zu verbieten. Die Organisatoren 
werden bei verschärften Strafen für die Einhaltung der Auflagen 
verantwortlich gemacht. Hurd gibt bekannt, die Polizeimaß- 
nahmen von Wapping hätten bis Ende Dezember 5,3 Mio Pfund 
gekostet, 572 Polizisten seien verletzt und 1462 Demonstranten 
verhaftet worden. Im übrigen verweigert er eine parlamentari- 
sche Untersuchung über das Vorgehen der Polizei in Wapping 
a m  24.1.87. Neil Kinnock, Vorsitzender der Labourpartei, 
distanziert sich. Er betrachte diejenigen, die für die Gewalt in 
Wapping verantwortlich seien, als aus der Arbeiterbewegung 
Ausgestoßene. 

29.1.1987 Wegen Mißachtung der Gerichtsauflagen will der Ver- 
leger Murdoch das Vermögen beider Gewerkschaften beschlag- 
nahmen lassen und sie zu Geldstrafen verurteilt sehen. Innerhalb 
der kommenden drei Wochen hat ihm das Gericht einen Termin 
zugesichert. 

30.1.1987 Eine gemeinsame Versammlung der SOGAT- und 
NGA-Gewerkschaftsfunktionäre aus Murdochs Betrieb hat sich 
dafür ausgesprochen, die Fleetstreet zum 24-Stunden-Streik auf- 
zurufen. Die Generalsekretäre, Dubbins und Dean, äußern die 
Befürchtung, daß der Public Order Act und das angestrengte 
Gerichtsverfahren die Gewerkschaften zur Aufgabe der Demon- 
stration in Wapping zwingen könnte. 

3.2.1987 Ein vertraulicher Brief der SOGAT-Generalsekretärin 
Brenda Dean a n  die betrieblichen Gewerkschaftsfunktionäre 
wird bekannt. Danach erhalten nur noch rund 630 Sogat-Mit- 
glieder die Gewerkschaftsunterstützung von 6 Pfund pro Woche. 
Nahezu 2000 entlassene Mitglieder haben offensichtlich eine 
andere Arbeit aufgenommen. (Was nicht bedeuten muß, daß sie 
a n  der Auseinandersetzung keinen Anteil mehr haben). Ange- 
sichts dieser Zahlen und der befürchteten erneuten Beschlag- 
nahme des Vermögens tritt Brenda Dean dafür ein, den Kampf 
aufzugeben. 

5.2.1987 Der nationale Vorstand der SOGAT entscheidet mit 23 
gegen 9 Stimmen, den Kampf in Wapping aufzugeben. Murdoch 
Iäßt daraufhin sein letztes Abfindungsangebot für  die Mitglieder 
der SOGAT wieder aufleben (Frist 10. ~ ä r z  1987). ~ i e  drihende 
Beschlagnahme des Vermögens und empfindliche Geldstrafen 
würden der Gewerkschaft weder erlauben, den Kampf fortzuset- 
zen noch den 200.000 übrigen Mitgliedern dienen, schreibt 
Brenda Dean an die entlassenen SOGAT-Mitglieder. 
6.2.1987 Der Vorstand der NGA schließt sich der Entscheidung 
von SOGAT mit 29 zu 5 Stimmen an. Auch für NGA-Mitglieder 
gilt das Abfindungsangebot. Vor der SOGAT-Entscheidung 
habe die NGA noch die Möglichkeit gesehen, die Demonstratio- 
nen vor Wapping aufzugeben, nicht aber die Unterstützung der 
betroffenen Mitglieder, erklärt Tony Dubbins. Die NGA versi- 
chert, den TUC weiterhin in die Pflicht nehmen zu wollen und die 
Durchführung des Kongreßbeschlusses gegen die Elektrikerge- 
werkschaft zu fordern. 

Neil Kinnock, Oppositionsführer, verspricht, eine zukünftige 
Labourregierung würde Ausländern nur den Besitz geringer 
Anteile an britischen Fernseh- und Zeitungsgesellschaften erlau- 
ben. Murdoch habe schon einmal seine Staatsbürgerschaft 
gewechselt, er glaube nicht, er werde sie noch einmal wechseln. 

7.2.1987 Über 2.000 Demonstranten mißachten die Gewerk- 
schaftsbeschlüsse und demonstrieren noch einmal am Samstag 
vor der Festung Wapping. Ihre Wut und Enttäuschung über das 
Verhalten der Gewerkschaftsführungen bleibt nicht verborgen. 



Die Demonstration am Jahrestag 
Die Gewerkschaften SOGAT und NGA hatten anläßlich der ein- 

jährigen Wiederkehr ihres Streikbeginns zur Demonstration aufge- 
rufen. Haupttreffpunkt war die U-Bahnstation Temple, die etwa am 
westlichen Ende der Fleet Street liegt. Wenn auch die Medien 
später 10000 bis 12000 als Demonstrationsstärke angeben sollten, 
inoffiziell wurde auch die Zahl 45000 genannt, jedenfalls dieser 
lange Zug zog ab 15.30 Uhr langsam in Richtung Wapping, des 
neuen Standortes der Zeitungen ,>Sun« und „Times*. 

Stundenlang bewegte sich der Zug durch das aufgrund des 
Samstagnachmittags ruhige traditionsreiche Londoner Zeitungs- 
viertel. Das war für viele, besonders die etwa 6000 entlassenen 
Beschäftigten aus dem Druckgewerbe, sicherlich kein leichter 
Gang, führte er doch lange Zeit an ihren alten Arbeitsplätzen vorbei. 
Der Zug passierte den Tower von London, bog in nicht weiter 
Entfernung der Tower Bridge in Richtung Wapping ab, um dann 
schließlich gegen 19 Uhr mit seiner Spitze den geplanten Ver- 
sammlungsort im ehemaligen Londoner Hafengebiet zu erreichen. 

Auf einem Gelände direkt gegenüber dem Haupttor des neuen 
»Sun<<- und »Times,(-Gebäudes wollte man sich versammeln und 
dort sollteni auch die Abschlußreden der Generalsekretärin der 
Gewerkschaft SOGAT. Brenda Dean. des Generalsekretärs der 

aktiv von einer Gruppe von etwa 40 Militanten, von denen sich 
später alle Redner distanzieren sollten. Während der Auseinander- 
setzungen rief Brenda Dean von der Rednertribüne: .Die Polizei 
greift unsere unschuldigen Demonstanten an-, und Arthur Scargill 
schrie über Verstärker herunter:*Dasistdas Englandim Jahr 1987 
- ein neo-faschistischer Staat. Ihr braucht nicht nach Südafrika 
zu schauen. um Nazitaktiken 
zu sehen. E; passiert hier 
und jetzt in Wapping. 
Es ist Zeit, daß die 
Politiker der Labour 
Partei aufhören, 
über Spionage- 

NGA, Tony Dubbins, sowie von ~ r t h u r  scargill von der Minenarbei- 
tergewerkschaft und von Tony Benn als Labour-Abgeordneten 
und von anderen gehalten werden. 

Alles war bis dahin ruhig verlaufen. Gegen 21 Uhr hatte dann eine 
kleine GruDDe einen Lastwaaen. auf dem vorher eine Jazz-Ka~elle 



hierherkommen und darüber reden, was diese Horde Polizisten tiv neue Tageszeitung ~ T h e  Independent« schrieb: »Die Vorfälle in 
arbeitendenrtlännernund Frauenantut«.VonRegierungsseitesoll- Wapping haben Pressephotografen überzeugt, daß sie für die 
ten sie später für diese ,>Bemerkungen. scharf angegriffen werden, Polizeiein Angriffszielgeworden sind, falls die öffentliche Ordnung 
da sie, statt ihre erhöhte Position zur Mäßigung und Beruhigung der ar iel steht.. W 
sich bekämpfenden Lager zu benutzen, sich dieser eher bedient 
hätten, um die Demonstranten noch weiter  anzustacheln und . 

inden 
?rset- 
letzte 

aufzuhetzen-. 
Aus den offiziellen Mitteilungen der Regierung war später zu lesen: 
163 verletzte Polizisten, 40 verletzte Demonstranten, 65 Festnah- 
men, davon 15 Drucker. - Nach 23 Uhr war langsam wieder Ruhe 
eingekehrt, schon bald war das Gelände vor dem Haupttor frei von 
Demonstranten, da die Polizei Ketten gebildet hatte und niema 
mehr passieren ließ. - Es war die schlimmste Auseinandc 
zung mit der Polizei seit dem 3. Mai 1986, auf der es 150 ver 
Demonstranten gegeben hatte und 81 Verhaftungen. 

Scotland Yard gab bekannt, daß es damit begonnen hätte, bisher 
unbewiesenen Behauptungen von polizeilichen Übergriffen auf 
Demonstranten und Pressevertretern nachzugehen. Der freiberuf- 
liche Flügel der Londoner Journalisten Gewerkschaft NUJ rief am 
Montagabend (26.1.) Pressefotographen auf, die am Samstag- 
abend zur Berichterstattung in Wapping waren, schriftliche Aussa- 
gen und Photos einzureichen, um durch Vorlage eines Dossiers die 
Forderung nach einer öffentlichen Untersuchung der Vorfälle zu 
unterstreichen. Neun Photografen mußten sich aufgrund von Ver- 
letzungen zur Behandlung ins Krankenhaus begeben, und die rela- 

~f dem Spi 

ieiefonaesaräch mit John Bailev. 

Ich habe gerade eine interessante Geschichte abseits unseres 
:ampfes gehört, von der Auseinandersetzung bei Caterpillar 
lrbeiter besetzten ein Werk, das voh der Konzernleitung 
eschlossen werden sollte). Es gibt da einen Bericht von einer 

wichtigen Entwicklung im Kampf, und zwar, daß in anderen euro- 
päischen Werken des Konzerns Arbeiter sich weigern Teile anzu- 
fassen, die eigentlich in dem besetzten Werk produziert wurden, 
nun aber woanders herkommen. Das sieht nach einer bedeuten- 
den internationalen Aktivität aus.. . 

Meine Frau und ich waren auf der letzten von Wapping-Anwoh- 
nern organisierten Demo, kaum SOGAT-Mitglieder waren gekom- 
men. 

Ingenieure, Leute von linken Gruppen, Elektriker waren da, aber 
Leute von SOGAT scheinen Angst vor dem Gewerkschaftsaus- 
schluß zu haben, ich weiß nicht warum, die Arbeitslosenzahlen im 
Druckbereich haben sich über Nacht verdoppelt und die wenigsten 
haben Aussicht, da wieder unterzukommen. 

Es waren drei- bis vierhundert Leute mit Transparenten und 
Musik da, von unserer Abteilung waren nur 10 dabei. Das ist wirk- 
lich traurig, ich weiß nicht, worauf es hinweist, ob es Ermüdung ist, 
.oder ob die Leute die Aussicht, sich allem erneut stellen zu müssen, 
nicht mehr vorstellen könneh. 

Mich hat es wirklich überrascht, wie Leute, die vor einem Monat 
noch so optimistisch waren, plötzlich aufgegeben haben, zumin- 
dest all die Vertrauensleute, die dann akzeptiert haben, daß der 
Streik ohne Urabstimmung abberufen wurde. 

Es wird jetzt viel nach persönlichen Lösungen gesucht, man will 
die Abfindungen und will, daß die Gewerkschaften Umschulungen 
und neue Jobs besorgen, ich empfinde das als sehr deprimierend. 

Nachts stehen nur noch sehr wenige in Wapping, hier und da 
sind es noch kleine Gruppen, aber im Vergleich ist es ruhig gewor- 
den. Es finden noch Aktionen in dem Zusammenhang außerhalb 
des Stadtteils statt, aber die sichtbare Unterstützung ist weitgehend 
verschwunden. 

Murdoch hat schon angekündigt, die Besetzung der Ausliefe- 
rungsfahrzeuge nächste Woche nur auf den Fahrer zu reduzieren. 

Die Bedingungen, die ausgehandelt worden sind, bringen den 
Gewerkschaften Vorteile - nur den Mitgliedern nicht. 

Es verbreitet sich im Moment das Gerücht, daß Brenda Dean mit 
Murdoch ausgehandelt hat, SOGAT-Mitglieder auch in Wapping 
arbeiten zu lassen, wenn es ihr in der ZwiscMnzeit gelingt, alles 
ruhig und sauber zu bekommen. 

Für das kommende Wochenende ist eine weitere Demo ange- 
kündigt, zu der Gewerkschafter aus dem öffentlichen Dienst aufge- 
rufen haben. Von NGA-Funktionären wird herumtelefoniert und 
allen Organisationen gesagt, daß keine offiziellen Demonstrationen 
mehr staiifinden, das hatte bisher nur auf die Eisenbahner keinen 
Eindruck gemacht, die Lehrergewerkschaft ist jetzt auch wegge- 
blieben. 

Ich bin von mehreren Gewerkschaftern angesprochen worden, 
um bei ihnen über unseren Kampf zu sprechen und über Lehren 
daraus, ihn verloren zu haben. Tony Dubbins hat mir nicht erlaubt, 
dort als NGA-Gewerkschafter aufzutreten. Schlimm empfinde ich 
die Situation für unsere Unterstützer, viele von denen haben mehr 
getan als mancher Drucker und nun weiß ich gar nicht, was ich 
ihnen sagen soll. 

Es ist für mich, als wäre ich zum zweiten Mal entlassen worden, 
jetzt fühle ich mich wirklich arbeitslos. Ich habe 5000 Pfund Miet- 
schulden und muß noch das Arbeitslosengeld zurückzahlen. Wir 
müssen jetzt ausziehen und vorübergehend bei meinen Eltern oder 
den Eltern meiner Frau unterkommen, im Moment ist auch für mich 
kein Job in Aussicht. Ich gehe ständig zu irgendwelchen Treffen 
und Diskussionen und versuche, mir darüber keine Sorgen zu 
machen. W 



Vor der neuen Murdoch- Druckerei in Wapping 

Druckerei-Gewerkschaften geben auf! 
Der Standort der Streikposten vor der Festung Wapping ist ver- 

waist. 377 Tage haben die entlassenen Druckereiarbeiter aus der 
Fleetstreet Wind, Regen und Schnee getrotzt. Täglich 24 Stunden 
haben sie darüber gewacht, wer und was ihre »picket-linee übertritt. 
Mit dem lauten Ruf -Scab, Scabe (Streikbrecher) wurde die Mißach- 
tung der Gewerkschaftspflichten jedesmal zumindest quittiert. 

Am 5. bzw. 6. Februar 1987 haben die Gewerkschaften SOGAT 
und NGA den Kampf um Wapping aufgegeben.  bedingungslos^^, 
so der Beschluß von SOGAT und NGA, wurden die Streikposten 
vor Murdochs Druck- und Verlagszentrum zurückgezogen. Im 
nationalen Vorstand der SOGAT war diese Entscheidung mit der 
Mehrheit von 23 zu 9 Stimmen gefallen. Die 7 Vertreter der Londo- 
ner Region hatten sich gegen die Entscheidung ausgesprochen. 
Geheime Kontakte vor dieser Sitzung machten es möglich, daß 
Murdochs Abfindungsangebot nach dieser Entscheidung wieder 
auflebte: Bis zum 10. März können jetzt auch die 2546 SOGAT-Mit- 
glieder ihren Giroscheck von Murdoch kassieren, die sich bisher 
standhaft geweigert haben, ihren Arbeitsplatz und das Organisa- 
tionsrecht ihrer Gewerkschaft in der neuen Druckerei in Wapping 
gegen eine Ablösesumme zu verkaufen. Von den 401 2 SOGAT- 
Mitgliedern, die Anfang 1986 entlassen wurden, hatten 1466 schon 
früher den Scheck angenommen. Sie waren dafür aus der Gewerk- 
schaft ausgeschlossen worden. 

Die NGA-Führung, die nur 20% des Betriebspersonals stellt, 
glaubte sich der SOGAT-Entscheidung mit 29 zu 5 Stimmen 
anschließen zu müssen. 732 NGA-Mitglieder können nun ihre 
Abfindungsansprüche anmelden. Zuvor waren 207 Kollegen nach 
Annahme der Abfindung dem Arbeitskampf ferngeblieben und 
ausgeschlossen worden. 

An diejenigen, die nicht annehmen und weiterkämpfen wollen, 
erging die deutliche Warnung, daß sie dann ihre Gewerkschafts- 
mitgliedskarte riskieren. Für das Wiederaufleben der Abfindungen 
hatte Murdoch ausdrücklich von den Gewerkschaftsvorständen 
eine solche Festlegung verlangt. Zu Beginn des Kaufes flog also 
aus der Gewerkschaft, wer sich nicht am Streik beteiligte, am Ende 
fliegt, wer den Kampf weiterführen will. Der Verlust der Gewerk- 
schafismitgliedschaft bedeutet Arbeitsverbot in anderen ,.closed 
shopw-Betrieben. 

Erreicht wurde diese Wendung der Gewerkschafisführungen 
durch die Drohung des Verlegers, die Gewerkschaften wegen Miß- 
achtung c'es High Courts in der zweiten Februarwoche vor Gericht 
zu zerret I und ihr Vermögen beschlagnahmen zu lassen. Einschlä- 
gige Rechtsgutachten hatten SOGAT gewarnt: Eine Verurteilung 
sei wahrscheinlich, da sie sich nicht von Aktionen in Wapping 
distanziert und die polizeilichen Auflagen mißachtet hätte. Beson- 
ders gegen einzelne Mitglieder sei die Gewerkschafttrotz Acifforde- 
rung von Murdoch nicht vorgegangen. Die Kosten für Beschlag- 
nahme des Vermögens, Strafe und Schadenersatz könnten sich 
auf bis zu 3 Mio Pfund summieren. 
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Ende Juli 1986 war jenes Urteil vor dem High Court ergangen, 
das seither wie eine Zeitbombe tickte. Tenor: Die Gewerkschaften 
seien während eines Arbeitskampfes für alle Aktivitäten ver- 
antwortlich, solange sie sich nicht durch Taten davon distan- 
zierten; denn Störenfriede könne die Gewerkschaft einfach 
besser als die Polizei ausmachen. 

Nach den unverhältnismäßig hohen Kosten der Beschlagnahme 
des SOGAT-Vermögens im Februar 1986 (rd. 1 Million Pfund) hatte 
der Gewerkschaftstag der SOGAT im Juni beschlossen, jede wei- 
tere Beschlagnahme des Vermögens zu vermeiden. Hier fand der 
Verleger Murdoch die weiche Stelle. Viermal ließ er seine Rechts- 
vertreter aufmarschieren, um die nachlässige Haltung der Gewerk- 
schaften zu dem Gerichtsbeschluß anzuklagen. Die gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zum Jahrestag von, Wapping boten ihm 
dann den notwendigen Rückhalt in der Offentlichkeit, um die 
Gewerkschaften erneut vor Gericht zu bringen. 

Das „Recht auf Streik« werde ausgehöhlt, wenn nur 6 Streikpo- 
sten vor den Toren zugelassen sind, und das natürliche >,Recht auf 
Solidarität« zur Farce, wenn Demonstranten den Anordnungen der 
Polizei unterworfen sind. Mit diesem Argument macht ein Teil der 
Streikenden die Auswirkungen der Anti-Gewerkschaftsgesetze für 
ihre Niederlage verantwortlich. Andere verweisen mehr darauf,daß 
von Anfang an keine Solidarität unter den betroffenen Gewerk- 
schaften herzustellen war. SOGAT-Mitglieder hätten den Vertrieb 
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der Murdoch-Produkte aufrechterhalten, NGA-Mitglieder hätten für 
Murdoch Beilagen gedruckt, Mitglieder der Transportarbeiterge- 
werkschaft mit Streikbrucharbeit bepackte Lastwagen gefahren 
und Mitglieder der Elektrikergewerkschaft an den Druckmaschinen 
gestanden. 4 Millionen offizielle Arbeitslose in Großbritannien sind 
eine schwere Hypothek für jeden gewerkschaftlichen Kampf, 
besonders dann, wenn die Gewerkschaften und die Labourpartei 
keinen rechten Ausweg wissen. 

Der Gewerkschaftsdachverband TUC bemühte sich nach Kräf- 
ten,das Ärgernis der von Murdoch entlassenen Druckereiarbeiter 
wieder von der Straße zu bekommen. Dazu wurde die Verbindung 
zum Chef jener Elektrikergewerkschaft aufgenommen, die Mur- 
doch bei der Rekrutierung neuen Personals so freundlich geholfen 
hatte. Dieser übernahm die Aufgabe, bei Murdoch um Abfindungen 

M A c h  habe 
Tony Dubbins gefragt, was es denn soll, 

eine Gewerkschaft zu erhalten, die für nichts mehr kämpft. 
Ein Vertrauensmann hat ihm gesagt: 

»Wenn ich die Augen schließe und dich reden höre, 
weiß ich nicht, ob Tony Dubbins oder Eric Hammond spricht.« 

JOHN BAILEY. 7.2.  1987 



zu betteln, mit denen die aufgebrachten Druckereiarbeiter von der 
Straße gelockt werden sollten. Für die Ziele der Entlassenen, näm- 
lich Arbeitsplätze und Anerkennung der Druckergewerkschaften in 
Wapping, also dem Existenzrecht von Gewerkschaften überhaupt, 
gedachte der TUC nicht ernsthaft einzutreten. Aus Angst und 
Furcht, ebenso wie die Druckergewerkschaften mit der Staats- 
macht und ihren Gerichten zusammenzustoßen, blieb seine Soli- 
darität ein Lippenbekenntnis. 

Selbst der Beschluß des TUC-Kongresses vom September, die 
Elektrikergewerkschaft EEPTU anzuweisen, den Streikbruch ein- 
zustellen, andernfalls die Gewerkschaft auszuschließen, wurde 
von der TUC-Führung mit fadenscheinigen Argumenten sabotiert. 
Nur die EEPTU verwies darauf, mit einer solchen Anweisung würde 
der TUC gegen geltendes Gesetz verstoßen und wiederum den 
Zusammenstoß mit dem Staatsapparat riskieren. 

Derartig legalistisch eingemauert, vereint die TUC-Führung 
unter ihrem Dach streikende und Streikbrechergewerkschaften 
gleichermaßen, Einheit bei Preisgabe der gewerkschaftlichen Prin- 
zipien. In dieser kläglichen Rolle glaubte man die Regierung That- 
cher wegen der Gewerkschaftsgesetze wirksam anklagen zu kön- 
nen, ohne bürgerliche Schichten zu verprellen. Denn Rettung 
erwarten TUC-Führung und Brenda Dean nur vom Wahlsieg der 
Labourpartei. 

Da die entlassenen Druckereiarbeiter hingegen auf ihre eigene 
Kraft vertrauten und Solidarität im Kampf suchten, was nicht unbe- 
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W Y N ein paar Leute 
von den Druckergewerkschaften, haben Kontakt zu den 

streikenden Telefonarbeitern von TELECOM aufgenommen 
um zusammenzuarbeiten, inoffiziell. 

Ein Teil der Mitglieder ist gegen den Willen der Führung 
in den Streik getreten, 

drei oder vier Tage haben einige schon gestreikt als die 
Gewerkschaftsführung den Streik 

auf die Tagesordnung gesetzt hat. Die Funktionäre 
wurden teilweise einfach stehengelassen. 

Die haben kein Streikgeld; 
sie haben da sehr harte Positionen bei der wTELECOMN; 

das Unternehmen will die Gewerkschaft brechen. 
Es ist eine Aussperrung, bei der nur die wieder 

hereingelassen werden, die mit einer Unterschrift den Verzicht 
auf Rechte und Abfindung bei einer Entlassung erklären. 

Die Angestellten der uTELECOMn sind in einen Solidaritätsstreik 
für die Techniker getreten, für 3 Tage in dieser Woche. 

Ihnen werden keine Bedingungen 
für e%e Rückkehr an den Arbeitsplatz gestellt, 

die Zusammenarbeit mit den Ingenieuren soll auf 
keinen Fall vertieft werden. Das scheint 

bei ~TELECOMN eine wichtige Geschichte zu sein.« 
EHEMALIGER SUN-MITARBEITER, 27.2.87 

dingt bürgerlichen Wählerschichten schmeicheln muß, waren sie 
ein Argernis, das es zu isolieren galt. Man begreift, welche Kraftan- 
strengung die Entlassenen in diesem politischen Klima aufbringen 
mußten, ihre Isolierung zu überwinden. 

~ H e r e  we stay, we don't go a w a p  (wir bleiben hier, wir gehen 
nicht weg), verkündet trotzig ein Transparent am verwaisten Platz 
der Streikposten. Der Widerspruch zwischen Transparent und 
Wirklichkeit wird sich auflösen. Gegen den TUC und die Gewerk- 
schaften die Fortsetzung der Auseinandersetzung zu suchen, was 
viele Betroffene in ihrer Enttäuschung verlangen, wird zurzeit kaum 
weit führen. Andererseits einfach unter das Dach der Gewerkschaf- 
ten zurückzukriechen und die ganze Auseinandersetzung zu ver- 
gessen, das können die Entlassenen nicht. Die kalt berechnende 
Zusammenarbeit von Regierung, Polizei, Gericht und Unternehmer 
hat von ihnen 54 Wochen lang schwerste Opfer verlangt, ihr kämp- 
ferischer Widerstand hat sie zu anderen Menschen gemacht. *Wir 
bleiben hier, wir gehen nicht weg., kann nur heißen, den gewerk- 
schaftlichen Kampf mit der politischen Auseinandersetzung in der 
Gesellschaft zu verbinden. 

Als Antwort auf die ganz besonderen Arbeitsbedingungen der 
Fleetstreet hatten die Druckereiarbeiter ihre ganz besonderen 
Gewerkschaftsor~lanisationen und -traditionen in Jahrzehnten zur 
respektierten ~ r a 8  ausgebaut. An einem bestimmten Punkt ange- 
kommen. verwirft der Druckkapitalist Murdoch einfach alle gestrigen 
~ e s t l e ~ u n ~ e n  seines ~roduktionskapitals, zerstört die alten ~uf te i -  
lungen der Arbeiterschaft in der Produktion, damit auch den daraus 
entwachsenen gewerkschaftlichen Zusammenhalt. Für die 
Beschäftigten von Murdoch kam dieser Punkt trotz aller Warnun- 
.gen überraschend. Sie konnten sich einfach nicht vorstellen, daß 
der Verleger eines so profitablen Betriebes (pro Woche hat Mur- 
doch fast eine Million Pfund kassiert) diese Goldgrube durch eine 
Machtprobe mit den Druckergewerkschaften in Gefahr bringen 
würde. 

Der gewerkschaftliche Kampf muß durch den politischen Kampf 
gegen die Unternehmer und die Regierung erweitert werden. Auf 
dem so erweiterten Kampfboden können Arbeitslose und Arbei- 
tende aller Berufszweige ihre vom Kapital geschürte Konkurrenz 
überwinden und am gemeinsamen Klasseninteresse arbeiten. Nur 
wenn die arbeitende Klasse sich politisch selbständig organisiert 
und auf diese Weise der kapitalistischen Gesellschaft gegenüber- 
tritt, wird sie weniger abhängig von den jäh wechselnden Konkur- 
renzbedingungen des Kapitals, das auch unter Entbehrungen 
errungene gewerkschaftliche Erfolge immer wieder bedroht oder 
gar zunichte macht. Wenn die arbeitende Klasse sich politisch 
verständigt, gewinnt sie ein Band, das den Angriffen des Kapitals 
weit besser standhalten kann. W Wir werden andere Wege finden, 
den Kampf fortzusetzen., verspricht ein Sprecher der Entlassenen, 
die trotz Rückzug der Gewerkschaften am Samstag wieder vor 
Wapping demonstrieren. 75.3.87. 



Worte und Taten hierzulande 
Internationale Solidarität notwendiger denn je 

Ein Jahr haben sich die beim internationalen Medien-Konzern 
.News International- in London beschäftigten Männer und Frauen 
gegen dessen offene Kriegserklärung aufgebäumt. Ein Jahr haben 
sie das ihnen mögliche versucht, nun haben sie verloren. Allen, die 
hier in der BRD ein schnelles Urteil bei der Hand haben über die 
Ursachen dieser Niederlage, halten wir zuerst einmal entgegen: In 
der westdeutschen Gewerkschaftsbewegung fehlt noch jede Vor- 
aussetzung an Bewußtsein, an organisatorischer und politischer 
Selbständigkeit der Gewerkschaften, aufgrund derer irgendeine 
Belegschaft heute eine solche Zähigkeit, Ausdauer und Energie 
über ein Jahr entwickeln könnte, wie es die von ,,News Internatio- 
nal<< Entlassenen bewiesen haben. 

»Auch wir, die Gewerkschaften der Bundesrepublik, haben aus 
dem Londoner Druckerstreik unsere Lehren zu ziehen-, schrieb 
Detlef Hensche schon im Februar 1986 - Wochen nach Beginn 
des Kampfes um Arbeitsplätze in Wapping. Wie zumindest die 
Führung der IG Druck und Papier diese Lehren ziehen will, blieb in 
seinem damaligen Kommentar unklar und wird auch bis heute, ein 
Jahr danach, aus dem Verhalten der Drupa-Führung nicht klarer. 

Es hat immerhin seit Februar '86 die Möglichkeit bestanden, 
dieses -Lehrstück- (Hensche) ganz praktisch zu unterstützen, 
möglichst viele Kollegen in das »Lernen« mit einzubeziehen. Wie 
weit diese Möglichkeiten vorhanden und auch genutzt wurden, soll 
beurteilt werden, nachdem wir zuerst einmal darstellen, was sich in 
diesem Jahr an praktischer Solidarität tatsächlich abgespielt hat. 

Es ist der Drupa-Führung sicher nicht vorzuhalten, sie hätte die 
allgemeine Bedeutung des Kampfes in Wapping nicht begriffen. 
Schon im erwähnten Kommentar vom 17. Februar 1986 wies Hen- 
sche darauf hin, daß nicht die neue Technik, sondern die Beibehal- 
tung bisheriger gewerkschaftlicher Rechte der Konfliktpunkt war. In 
einem redaktionellen Artikel in derselben Ausgabe hieß es dazu: 
.Gelingt der Coup - und die Weichen dazu sind durch die Anti- 
Gewerkschaftsgesetze der Regierung Thatcher gut gestellt - 
werden tausende von Kolleginnen und Kollegen.. . zur Arbeitslo- 
sigkeit verdammt sein. Doch darüber hinaus würde dies national 
und international eine erhebliche Schwächung der grafischen 
Gewerkschaften bedeuten.. 

Zur~Solidaritätmitden englischen Druckern-, genauer, mit den 
ustreikenden Kollegen der NGA- rief die Drupa-Führung deshalb 
Mitte März auf, unter .kurz gemeldet- erschien das erstemal ein 
Spendenaufruf mit Kontonummer. 

Im Bezirk Frankfurt waren es dann Kollegen, die in Erinnerung an 
die Blockadeaktionen (vor der TER-Druckerei 1983) wegen des 
nach Frankfurt verlagerten Drucks der nFinancial Times<( konkreter 
helfen wollten - sie bereiteten eine Solidaritätsveranstaltung mit 
Londoner Kollegen vor. Nachdem dies dem Hauptvorstand 
bekannt wurde, zog er die Initiative an sich und übernahm die 
Schirmherrschaft über eine Veranstaltung, die am 16. April in. 
Frankfurt statifand und über die das Zentralorgan vom 12. Mai dann 
berichtete: *Der Bezirksvorsitzende H. G. Fritz warnt:, Morgen kann 
uns ähnliches passieren, denn Murdoch hat seine Fans auch unter 
den deutschen Unternehmern%. 

Der Drupa-Vorsitzende Ferlemann berichtete von einer $>in 

Wer es also ernst meinte mit der Unterstützung der Londoner 
Kollegen, der mußte versuchen, aus diesem bescheidenen Anfang 
mehr zu machen, der Kampf in London währte immerhin schon 3 
Monate. Die Frage war, wie können die materiellen und politischen 
Probleme des Kampfes um Wapping den westdeutschen Drucke- 
rei-Arbeitern verständlich gemacht werden?' Denn nurjemand, der 
die Lage des anderen versteht, ist bereit, auch praktisch (wenig- 
stens durch Geldspenden) zu helfen und dafür einzutreten, daß 
internationale Solidarität eine spürbar handfeste Sache unter den 
Arbeitern wird. Doch sehen wir zunächst, was weiter in der Drupa 
geschah: 

Auf dem Landesbezirkstag Nordmark Ende Mai '86 stellte ein 
Hamburger Kollege den Initiativantrag, der Hauptvorstand solle 
eine Rundreise von britischen Kollegen organisieren, damit die 
dringend notwendige Hilfe - von der ja auch die Drupa-Zeitung 
spricht - durch ungeschminkte Berichte aus London mobilisiert 
werde. Daraufhin trat der Gast des Landesbezirkstages, Ferle- 
mann, auf und argumentierte: Er empfehle den Delegierten drin- 
gend, diesem Antrag nicht zu folgen. Der Besuch auf der vorher- -\ 

gegangenen Frankfurter Soli-Veranstaltung sei beschämend L 

gering gewesen und eine solche Pleite möchte er dem Präsidenten 
der NGA nicht noch einmal zumuten. Im übrigen seien die briti- 
schen Kollegen an internationalen Kontakten zur Zeit nicht interes- 
siert, sie hätten eine schwierige Situation in London. Dem Antrag 
auf Organisierung einer Rundreise wurde daraufhin nicht stattge- 
geben. 

Während des Gewerkschaftstages im Oktober '86 (seit 8 Mona- 
ten Streik in London) erwähnte Ferlemann nach dem Grußwortdes 
NGA-Sekretärs Tony Dubbins, dar3 die bisher unicht sehr zahlreich 
eingegangenen spenden. vom Hauptvorstand auf *10000 DM 
erhöhttwurden2, man möge doch im Saal sammeln. In der Drupa- 
Zeitung erschienen im ~ugus t  und Oktober noch zwei redaktionelle 
Berichte über die »Festung Wappingc'. 

Die Haltung des Drupa-Vorstandes kann aufgrund dieser Erfah- 
rungen am besten so umrissen werden: Gedruckte Berichte über 
den Kampf von 5700 Entlassenen - Ja! Geld sammeln und per 
Konto überweisen - Ja! Betroffene Kollegen einladen und mit den 
interessierten Mitgliedern diskutieren lassen - Nein! 

Steht diese Beurteilung im Widerspruch zu den Erfahrungen, die 
gerade von interessierten Kolleglinnlen in verschiedenen Städten 
der BRD auf Versammlungen mit britischen Kollegen gemacht 
wurden? Denn es hat ja diese Versammlungen, diese Diskussio- 'I nen über die Probleme des Kampfes um Wapping gegeben - trotz , 
allem. 

Nein, gerade die Versammlungen, die tatsächlich stattgefunden 
haben, sind der Erfahrungshintergrund für unsere Beurteilung. Im 
Oktober '86 berichtete die Drupa-Zeitung über Veranstaltungen in 
Bremen und Hamburg, im Januar '87 über Veranstaltungen in 
Göttingen und Wuppertal, jeweils ohne die Hintergründe ihres 
Zustandekommens aufzuzeigen. Das soll hier u.a. nachgeholt wer- 
den. 

Zwei britische Kollegen non tour in West-Germany~ - 
Augenscheinnahme~ der ~Festung Wappingc' anläßlich einer stationm war in den wachen dem 
Pressekonferenz der »Internationalen Grafischen Förderation* Nordmark der Drupa, Mitte Juni als im Büro der Kiel 
(IGF) in London zu setbigem Thema* die laut Ferlemann ein großer „ei Kollegen des ,,Bergarbeiter-Solidaritätskomitees KielN anfrag- 
Erfolg gewesen sein soll; er meinte dann: »Die Multis arbeiten eng ten, ob die Drupa sich beteiligen würde an einer Informationsveran- 
zusammen. Auch die Gewerkschaften müssen begreifen, daß sie staltung von zwei britischen Kollegen aus London - zur Informa- 
kein Zauderklub sind, sondern internationale Kampforganisatio- tion der Kieler Druckerei-Arbeiter. Die beiden enalischen Kolleaen. 
nenn. John Bailey und John Brown, waren gleich mitgekommen.-sie 

Der anwesende NGA-Präsident Griffith rief am Schluß seiner berichteten später über ihren ersten mit der hiesigen grafi- 
Rede *eindringlich zu gewerkschafflicher Zusammenarbeit über 
die Grenzen hinweg auf: ,Die Arbeiterklasse ganz Europas muß 
zusammenstehen hier und heute zur Verteidigung ihrer Gewerk- 1 Gerade anläßlich dieses Konfliktes in der englischen Presse war sich die 
schaffen undihres Lebensstandardsv- (Drupa Zeitung, 12. Mai '86) westdeutsche Presse einig wie selten zuvor, nicht darüber zu berichten. Allein 

~i~~~ zitate uns deutlich: Die führenden Funktionäre die FAZ war mit ihren Informationen der sozialdemokratischen und Gewerk- 

rufen zu internationaler Solidarität auf. Die Frankfurter Veranstal- schanspresse etwas voraus. 

aber ebenfalls deutlich, daß das lntereSse unter den * Was inden Arbeiterorganisationen seit jeher üblich ist, wird beim Drupa-Solidar- 
itBtskontofürdie britischen Kollegen schlicht ignoriert:,Daßjede Spende.sei sie 

hiesigen Kollegenandem Kampf in London zu wecken auch noch so klein. als Eingang bestätigt wird. Diese Außerung Ferlemanns ist 
war, der Besuch war mehr als mäßig. demnach die bisher einzige ~BestBtigung~ für die Spender. 



Kollegen aus Darmstadt zu Besuch bei den Streikenden 
DasTreffen fand in einem Ostlondoner Pub statt, einem ungemüt- sollten ihnen, solange der Kampf andaure, ihre Führer im Lande 

lichen Raum in einem heruntergekommenen Haus. Dem Chapel- belassen. 
meeting ging eine Vorstandssitzung voraus. Gewöhnlich, so erfuhr In diesem Sinne gab es etwa drei Wortbeiträge, auf die dann 
ich, sollten die meetings vierzehntägig stattfinden, durch die Feier- beide Johns antworteten. John Brown hielt den Kritikern vor, es 
tage hatten sich die Kollegen jedoch schon über einen Monat nicht ginge ihnen in Wirklichkeit gar nicht um seine Anwesenheit; wenn 
mehr zusammengefunden. er in Wales oder Schottland Geld aesammelt hätte in derzeit. hätte 

Diese Treffen dienen dazu, die Erfahrungen von der Streikfront 
auszutauschen, notwendige Absprachen zu treffen, Neuigkeiten 
mitzuteilen und das Streikgeld und sonstige Unterstützungen aus- 
zuzahlen. Am Anfang übermittelten wir die Grüße der Darmstädter 
Kolleginnen und Kollegen. Dann war von uns nicht mehr die Rede 
bis zum Schluß der Versammlung, wo John Brown auf seine und 
John Bailey's Deutschlandreise zu sprechen kam. Er wandte sich 
gegen jene, die sich hinter ihrem Rücken über sie ausließen in dem 
Sinne, sie hätten sich halt einen schönen Urlaub gegönnt. Die 
Reaktion, die aus den hinteren Reihen der Versammlung kam, war 
aggressiv, Kern der Vorwürfe war, daß beide in schwieriger Zeit, als 
es mehrere Verhaftungen durch die Polizei gegeben hatte, als 
Führer in London hätten sein müssen und nicht ,sonstwo herum- 
reisen«. 

Mit direktem Bezug auf uns wurde von einem jüngeren Kollegen 
gesagt, es wäre schön, daß wir Interesse an ihrem Kampf hätten, 

( und wir könnten ja auch gern Leute von ihnen rüberholen, aber wir - 
sehen Gewerkschaft, sie seien kalt und geschäftsmäßig abgefertigt 
worden. Das Gespräch wurde damit beendet, daß sie für mehrere 
Tage nach Kiel eingeladen wurden - aber erst für den Herbst '86 
(was dann auch nicht zustandekam). Praktische Mithilfe bot die 
Drupa Kiel nicht an, informiert werden wollten die anwesenden 
Funktionäre auch nicht: *Wir machen sowas anders - das Geld, 
was so eine Veranstaltung hier kosten würde, schicken wir lieber 
gleich nach London.. So der Bezirkssekretär Matterer. Ist wenig- 
stens das passiert? 

Die da um Unterstützung für die englischen Kollegen baten, 
waren jüngere Kollegen, noch nicht einmal aus der Druckindustrie, 
die zuvor teilweise ihren Jahresurlaub darauf verwandt hatten, die 
Situation in London kennenzulernen und darüber in Westdeutsch- 
land zu berichten. Die Energie, mit der sie sich der Sache annah- 
men und dann notgedrungen ohne die Drupa in Kiel und Lübeck 
Veranstaltungen organisierten, rührte aus den Erfahrungen mit 
dem Kampf der britischen Bergarbeiter, den sie zuvor als ~Solidar- 

- - ~ . - -  
niemand etwas gesagt; es sei lediaich Neid, weil die Leute dächten, 
sie hätten Urlaub gemacht. John Bailey argumentierte mit der Not- 
wendigkeit, internationale Solidarität , praktisch, erfahrbar zu 
machen. 

Ich bat dann ums Wort und erhielt es am Schluß der Versamm- 
lung unter »Verschiedenes.. Ich führte aus, da0 ich 1982 in Zeppe- 
linheim mit Anderen Streikposten gestanden hätte, als damals im 
Times-Konflikt eine Ausgabe der Times in der TER-Druckerei 
gedrucki werden sollte. Es sei uns damals gelungen, den Druck zu 
verhindern und es sei uns anschließend gesagt worden, daß dies 
für den Verlauf der Auseinandersetzung in der Fleet Street von 
großer Bedeutung gewesen sei. 

Heute sähe ich es so, daß ihr Kampf gegen Murdoch viel aus- 
sichtsreicher sein würde, wenn Arbeiter in seinen australischen 
und US-amerikanischen Firmen Solidaritätsstreiks für sie unter- 
nehmen würden. Es sei jedoch die internationale Gewerkschaftsso- 
lidarität im wesentlichen immer noch eine Sache von abgehobenen 
Gremien und viel bedrucktem Papier. 

Dies ließe sich nur ändern durch unmittelbare Kontakte aktiver 
Gewerkschaftsmitglieder untereinander. Ein Interesse an den 
Anderen bestünde jedoch immer nur dann, wenn es Auseinander- 
setzungen gebe, Streiks etc., dann ginge es darum, zu informieren. 
Und es sei klar, daß diejenigen, welche informieren, in der Lage 
sein müßten, den Kollegen im Ausland auch diezusammenhänge 
ihres Arbeitskampfes mit der allgemeinen politischen Situation auf- 
zuzeigen. Das würde aber bedeuten, daß es immer wieder auch die 
führenden Leute sein müßten, die die erforderlichen Informationen 
international weitertragen, daß nicht Jede und Jeder immer dazu 
imstande sein werde. 

Ich sagte dann noch, daß ich diejenigen verstünde, die meinten, 
daß der Platz ihrer Führer während des Kampfes an ihrer Seite sei, 
daß hier wohl ein gewisser Widerspruch bestünde, den ich auch 
nicht aufzulösen vermöchte, daß es mir jedoch darauf angekom- 
men sei, meinen Standpunkt in der Angelegenheit deutlich zu 
machen. 

Es gab daraufhin riesigen Beifall, auch von Einem, der zuvor 
aggressiv gegen die Johns geredet hatte, und es kamen nach 
Schluß mehrere Versammlungsteilnehmer und betonten, daß es 
richtig gewesen sei, was ich gesagt hätte. Anfang Januar '87. 

weiterleiten an einen Drupa-Kollegen. Der hatte gerade von seinem 
Vorsitzenden Ferlemann auf dem Landesbezirkstag gehört, die 
Briten wollten gar keine internationalen Kontakte. Was tun? Die 
beiden Londoner Kollegen ungefragt wieder nach Hause fahren 
lassen, weil andere nichts organisieren können, weil die offizielle 
Drupa internationale Kontakte nur über den Hauptvorstand abge- 
wickelt haben will? Das war zeitlich überhaupt nicht mehrzu schaf- 
fen. Also wurde ein Lokal organisiert, alle erreichbaren Drupa-Kol- 
legen angerufen und eingeladen: lnformationsveranstaltung mit 
Streikenden aus Wapping! Auch den örtlichen Sekretär angerufen 
und informiert. Der ruft zurück und teilt seine Recherchen mit: Der 
Hauptvorstand in Stuttgart weiß nichts von der Anwesenheit zweier 
britischer Kollegen in der BRD, die NGA-Führung in London weiß 
auch nichts ... Die Wahrheit war: Die beiden Kollegen hatten ihre 
Reise mit den für sie in London zuständigen Instanzen abgespro- 
chen und von ihrem Sekretär Tony Dubbins wenige Tage zuvor die 
Kosten für den Flug eines Kollegen in die Hand bekommen. 

itätskomitee Kiel<< unterstützt hatten. Die Veranstaltung in Hamburg war gemessen an der Vorberei- 
2. Station. Nach der Interesselosigkeit der Kieler D ~ ~ ~ ~ ,  nach tungsmöglichkeit mit etwa 35 Personen leidlich besucht. sie warfür 

einem ablehnenden ~~~~f der Landes-~rünen wandten die mehrere Drupa-Kollegen immerhin so interessant, daß sie danach 
Kieler KolleginnenJen an die GAL-Hamburg, ~b t l g .  Betrieb und meinten, nun müsse unbedingt mehr für die Londoner Kollegen 
Gewerkschaft (B+G): Könnt ihr helfen, eine Soli-Veranstaltung für unternommen werden. 
die britischen Drucker in Hamburg zu organisieren? Nein, konnten 3. Station. Den beiden Johns aus London wurde dann noch 
sie nicht, es war bei ihnen gerade ein anderes Thema drauf. Also durch Spenden ermöglicht, in Wuppertai in einer ähnlich großen 
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Versammlung (Beamtedes britischen Konsulats beobachteten das über die tatsächliche Situation vor Wapping, über die Politik des 
Versammlungslokal) zu sprechen. Kurz vor ihrem Rückflug gaben Multi-Unternehmers Murdoch und über die Abwehrmöglichkeiten 
sie der „Hamburger rund schau^ (Wochenzeitung) ein Interview - der Gewerkschaften und des TUC. Das Wissen um diese Dinge sei 
es sollte das einzige Interview bleiben, das in der westdeutschen hier doch sehr gering und das wäre für die Zukunft sehr gefährlich, 
Presse mit Betroffenen aus Wapping erschien. sie wollten die westdeutschen Kollegen warnen, damit sie nicht so 

4. Station. Aufgrund der Video-Filme und Berichte der beiden unvorbereitet in die kommenden Konflikte hineinschlidderten wie 

Londoner Kollegen schrieben einige Betriebsräte und Mitglieder die Kollegen in London. Es müsse aber bei einem weiteren Besuch 
einen Brief an den Hamburger Ortsvere~nsvorstan~ mit der A ~ ~ ~ ~ -  von ihnen gewährleistet sein, daß der Drupa-Hauptvorstand nichts 

derung, Kollegen aus London einzuladen, um die Solidaritätsarbeit dagegen habe, daß es offizielle Einladungen von Drupa-Gremien 

zu unterstützen. Dem Vorstand wurde auch angeboten, ihm einen gebe, weil Sonst die NGA-Führung ihre Reise nicht unterstützen 
Teil der anfallenden Arbeiten abzunehmen. Die Antwort: .7. 7.86.. . würde. Schließlich habe der Drupa-~auptvorstand bisher am 

soll eine offizielle veranSta/tung des Ortsvereins werden, des- meisten,, Unterstützung überwiesen, und mit ihm wolle die NGA 
halb werden wir uns in dieser Frage an den Hauptvorstand (und keinen Arger P: . 
som j tübe rd iesenand je~~~~  wenden, daAus/andskontaktezum. Das "Bergarbeiter-Solidaritätskomitee Kiele lud die beiden noch 
~ ä t i ~ k ~ i t ~ ~ ~ b i ~ t  des HV gehören. Dieser Beschluß beinhaltet einmal ein und schickte sie mit Hilfe früherer Kontakte auf eine 
auch, daß die gesamte Vorbereitung der Veranstaltung durch den Rundreise. 
OV-Vorstand geleistet werden soll.. .- Das war die Begründung 
dafür, die Veranstaltung ohne die zuvor interessierten vorbereiten 
zu können. 

Das Flugblatt hatte die nichtssagende ÜberschriftsPräsident der N as willst du 

Immerhin ging es um den Widerstand von 5.700 Entlassenen in 

W 
britischen Druckergewerkschaft - NGA - in Hamburg .... eigentlich machen, wenn du drüben in Nicaragua dabei bist, 

beim Aufbau einer Druckerei mitzuhelfen 
London. Eine der stärksten Waffen des Landesbezirksvorstandes und dann - das war 1985 - 
ist neben der Presseerklärung die Pressekonferenz. Angesichts berichtet ein Funktionär der dortigen Gewerkschaft 
der Bedeutung des Besuches aus London wurde also zu diesem vor den Leuten von einer Europa-Reise, 
weichenstellenden Instrument gegriffen - nur, es kam niemand. die er Anfang 1984 mitgemacht hat. 
Die .Morgenpost« nicht, die „TAZc< nicht, die ,>Hamburger Rund- sie kamen nach westdeutschland und wollten in stuttgarta i 
schau« nicht, das »OXMOX<<3 nicht, die Springer-Zeitungen ohne- mit dem Drupa-Hauptvorstand sprechen. 
hin nicht - ganz einfach niemand. Vielleicht haben es die Presse- 
leUte Schon gewußt: Die Bedeutung und Einflußnahme des NGA- 

Das hat der abgelehnt. Darüber waren die Nicas natürlich 
schwer enttäuscht. 

Präsidenten Griffith auf die Politik seiner Organisation ist gering. 
Streikposten in Wapping nannten ihn einen ,,Frühstückspräsiden- W i k t  du da noch auftreten und das rechtfertigen? ... M 
ten<', er ist lediglich ein Repräsentant. Entsprechend wenig konkret EIN DRUPA-KOLLEGE 

und anschaulich waren die Informationen, die Griffith den ca. 70 IN EINEM BERICHT ÜBER SEINE ARBEIT IN NICARAGUA 

Anwesenden4 Anfang September in Hamburg zum besten gab. 
Angesprochen auf die angeblich fehlende Legitimation des vorher- 
gegangenen Besuches von Brown und Bailey lobte er die beiden Für die Hamburger Kollegen war klar: Nur wenn ein gewisses 
.Kämpfer für die Sache der Gewerkschaft. über den grünen Klee. bei einsatzbereiten Mitgliedern geweckt sei, würden sich 

Lediglich der Landesvorsitzende Uwe Körner, der den höchst die verschiedenen Vorstandsetagen der Drupa dazu bewegen las- 
offiziellen Part übernahm, eintausend nicht gesammelte, sondern sen, lnformationsveranstaltungen für die Mitglieder zu veranstalten. 
der LBZ-Kasse entnommene »Deutschmark« an Griffith zu überrei- Nur auf diesem Wege wäre es möglich, daß die IG Druck und 
chen, war sich nicht zu schade, den Hinweis auf die informative Papierfürdie britischen Kollegen nichtnurein Uberweisungsorgan 
Veranstaltung von Brown und Bailey im Juni auf seine ganz spe- von nDeutschmark. ist, sondern eine lebendige Organisation von 
zielle Art aufzugreifen: Es sei immer noch satzungsgemäß, daß Menschen, die den Kampf in Wapping als Teil ihres Kampfes hier 
internationale Kontakte über den Hauptvorstand liefen und daß die begreifen. Zu lesen waren solche Worte inzwischen ja oft genug in 
Drupa-Funktionäre in Kiel deshalb Grund zum Mißtrauen hatten, der Drupa-Zeitung ... 
weil einer der deutschen Begleiter noch nicht einmal Gewerk- ES galt also, alle durch Seminare und Konferenzen vorhandenen 
schaftsmitglied sei.. . Lieber Leser, ist es bei solcher geistigen Kontakte innerhalb der Drupa zu benutzen, um auf die Möglichkeit, 
Enge nicht zu verstehen, daß bundesdeutsche Jugendliche, wenn Kollegen aus London einzuladen, hinzuweisen. Wiedieangespro- 
sie ÜberhauPt Zugang zur Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung chenen Kolleg/inn/en das Angebot aufgriffen und im Ortsverein 1 
bekommen, sich eher Von der Militanz britischer Bergarbeiter und Bezirk oder Landesbezirk umsetzen konnten, war sehr  unter-^- 
Drucker beeindrucken lassen als Von der hier herrschenden Para- schiedlich. Darmstadt, Kassel, Wuppertal und Stadthagen 
grafen-Reiterei? Oder: Dürfen neuerdings nur Dr~pa-Mitglieder waren im Ortsverein oder Bezirk die bürokratischen Hürden gering, 
sich an der Organisation von Solidarität beteiligen - und bestimmt so daß teilweise recht interessante Diskussionen zustandekamen. 
darüber ein Funktionär auf einem bezahlten Büroposten? Der Ortsverein Lübeck sagte zuerst zu, um dann einen Tag vor 

5. Station. »Fünf Kollegen der SOGAT und NGA nahmen auf dem Termin wieder abzusagen. In Göttingen war das Mißtrauen 
Einladung der /G Druck und Papier Bremen Ende September an des OI?svereins- und Bezirksvorsitzenden anfangs erheblich, wäh- 
einem gemeinsamen Bi/dungsur/aubsseminar mit deutschen KOI- rend der Veranstalt~ng, die zusammen mit der Fachschaft Anglistik 
leginnen und Kollegen teil. Während einer Betriebsbesichtigung der Uni Göttingen durchgeführt wurde, war er dann der Wortführer 
bei der Bremer Tageszeitung AG informierten die englischen Ko/- bei der Propagier~ng der lntertlationalen Solidarität. 
legen auf einer spontan einberufenen Versamm/ung über ihren In Hamburg organisierten die Kollegen nach ihren Erfahrungen 
schon seit Januar 1986 andauernden Streik.. . Die Belegschaft mit dem Ortsvereinsvorstand eine weitere Veranstaltung von vorn- 
hat 1910 DM gesammelt und den britischen Gewerkschaftern herein selbständig in einem Lokal. Obwohl sie u.a. auf einer Orts- 
überneben.. IDru~a-Zeitung vom 27. 10. 86) vereins-Deleaiertenversammluna mit einem mehrseitiaen Informa- . . - 

tionsblatt bekannt gemacht wu&e kam niemand vÖn den dort Drupa, Arbeit und Leben sowie die Falken in Bremen nanen 
Während der sehr inf;rmativen Diskussion mit John dieses einwöchige Seminar vorbereitet. Eingeladen hatten sie die Bailey sammelten die etwa 40 etwas über 900 DM. fünf Engläider, zu denen auch Brown und Bailey gehörten, direkt in Kollegen aus einem Kleinbetrieb erklärten, regelmäßig nach Lori- London, ohne große Verhandlungen mit dem Drupa-Hauptvor- 

zu wollen, stand. Es fanden während des Seminars eine Veranstaltung im Die Veranstaltung mit John Bailey in Stadthagen, von einem Bremer Gewerkschaftshaus und eine vom örtlichen DGB zusam- dortigen Kollegen organisiert, war wohl die mit den meisten Drupa- merl mit GEW und Drupa organisierte in Verden/Aller statt. 

Brown und Bailey wurden in Bremen gefragt, ob sie bereit seien, 
angesichts des andauernden ~~~~f~~ noch einmal in die BRD Der Herausgeber des OXMOX, ein Veranstaltungs- und Szeneblatl. ist der 

Jung-Unternehmer, mit dem der DGB zusammen ins private Rundfunk-Ge- zu kommen und in verschiedenen Städten zu sprechen. Ja, schäfteinsteigen will, 
meinten Brown und Bailey, sie hielten es für dringend notwendig, 

4 Berücksichtigt man, daß eine Reihe Jobber, Studenten und Arbeitslose anwe- 
daß die westdeutschen Gewerkschaftskollegen informiert würden send waren, sind die gesammelten 1090 DM beachtlich. 



Erwähnenswert in diesem Zusammenhang sind zwei weitere 
Treffen: Von Westberlin aus machten Brown und Bailey noch einen 
kurzfristig angekündigten Abstecher nach Ostberlin zum Vorstand 
der Gewerkschaft Druck und Papier im FDGB. Die beiden Englän- 
der und der begleitende und übersetzende Kollege aus Kiel (IG 
Metall) wurden herzlich empfangen, und nach einigen Förmlichkei- 
ten gingen mehrere Funktionäre mit den drei Besuchern zwanglos 
Mittagessen, währenddessen man sich ausführlich über die Lage in 
London unterhielt. Den Kollegen aus der DDR war vieles unbekannt 
- aber sie waren interessiert. Praktische Hilfe? Angesichts des 
Devisenmagels in der DDR war es verständlich, daß den beiden 
Johns die Zusage, daß Kinder Ferien an der Ostsee machen kön- 
nen, mitgegeben wurden. 

Wenige Tage vor Weihnachten '86 waren Brown und Bailey noch 
Gast bei der niederländischen FNV-Druk en Papier, die wegen 
dieses Besuchs etwa 20 Funktionäre aus dem ganzen Land 
zusammengeholt hatte. Nach ausführlicher Information und Dis- 
kussion wurde das erstemal auf dieser Reise die Frage gestellt, was 
außer Geldspenden noch für die Londoner Kollegen getan werden 
könne. ~Bluf<<, die Zeitung der niederländischen Kraaker, brachte 
einen ausführlichen Bericht, nach Weihnachten wurde u.a. ein 
Solidaritätskonzert für die ~british printersq organisiert. W 

- 
( Mitgliedern: Etwa 80 Kolleglinnlen kamen aus dem benachbarten 

Schulungsheim Hörste mit dem Bus herüber, einige Metall-Kolle- 
gen waren auch dabei. 

In Berlin hatte es der Landesbezirksvorsitzende Ballentin 
geschafft, die Bezirksvorstände, die vom Landesbezirk eine Einla- 
dung nach London verlangten, hinzuhalten und mit immer neuen 
Ausreden die Organisierung einer Veranstaltung hinauszuzögern. 
Am Ende gab der Hauptvorstand dann die „Erlaubnis<<, auch in 
Berlin darüber zu informieren, daß eine mögliche Niederlage in 
London *national und international eine erhebliche Schwächung 
der grafischen Gewerkschaften bedeuten würde* (Drupa-Zeitung 
zu Beginn des Kampfes). 

Die Landesbezirks-Veranstaltung im Berliner Drupa-Haus vor 
ca. 40 Kolleglinnlen endet damit, daß Ballentin über das dort für die 
Londoner Kollegen gesammelte Geld einfach verfügte und 
behauptete, er werde es nach Stuttgart an den Hauptvorstand 
schicken. Den Beweis, daßdie Spenden den Streikenden auch auf 
diesem Wege zugute gekommen sind, ist er bis heute schuldig 
geblieben ... Es hat ihn allerdings auch niemand von den Mitglie- 
dern danach gefragt. 

Amfolgenden Tag fand noch einevon Berliner Autonomen orga- 
nisierte Veranstaltung statt, die von rund 200 Teilnehmern besucht 
war. 

Nach einer Veranstaltung in Stuttgart mit sehr wenigen Drupa- 
Mitgliedern ging John Brown zusammen mit einem deutschen 
Begleiter und Ubersetzer zum Büro des Drupa- Hauptvorstandes. 
Er hatte Gelegenheit, mit einer dort angestellten Kollegin zu spre- 
chen. John hat mit seiner Enttäuschung gerade über diesen Kon- 
takt nicht hinter dem Berg gehalten: .Sie war weniger an der 
Situation der Entlassenen in London oder an unseren politischen 

4' ES war in diesem Zusammenhang von 170.000 Pfund die Rede. Auf dem 
Drupa-Gewerkschaftstag sprach Tony Dubbins allerdings davon, diese 
Summe von der .Internationalen Grafischen Förderation. erhalten zu haben; 
was bedeutet, daß Ferlemann als Präsident der IGF vielleicht die Unterschrift 
unter den Scheck geleistet hat, das Geld aber von allen Mitgliedsgewerkschaf- 
ten stammt. 

5 Was gegenüberdem Kampf den NUM noch ein Vorwand sein konnte,fällt beim 
Wapping-Konflikt weg. Trotzdem hat den kämpfenden Kollegen die Existenz 
einer internationalen Organisation wie der IGF genausowenig geholfen wie es 
in der Geschichte schon immerder Fall war. Daß die IGF sich mit einer spröden 
Überweisung von jeder weiteren, die Mitglieder einbeziehenden praktischen 
Soldarität freigekauft hat, rechiferti t nicht die Existenz dieser Organisation. 
Allenfalls scham sie Posten und Weputation bei Auftritten: -Kollege Erwin 
Ferlemann, der als Präsident der Internationalen Grafischen Forderation zu 
den Delegierten sprach, betonte d ~ e  Notwendigkeit der weiteren engen Zu- 
sammenarbeit Al&. . . Nur geschlossenes Vorgehen egenüber den Groß- 
konzernen biete die Gewähr dafür, auch in Zukunft & Interessen unserer 
Ko1:eginnen und Kollegen effektiv vertreten zu können. Dies sei heute nur grenz- 
überschreitend  möglich.^^ (Anläßlich des Zusammenschlusses zweier 
Gewerkschaften in Frankreich, Mai 1986) Worte. . . ohne Inhalt. 

8 Daß diesem Kampfwillen, solange er sich betriebs- oder branchenbegrenzt 
äußert, inzwischen objektive Grenzen durch die herrschende Klasse gesetzt 
sind, haben wir im Eingangsartikel erläutert. 

inen allerletzten Versuch, 
in Stuttgart auf die Lage der Kollegen in London aufmerksam 

zu machen, unternahmen die beiden Johns, 
nachdem sie zwei Tage ohne Kontakt zu Drupa-Kollegen 

umhergelaufen waren, 
vor der Rückfahrt auf dem Bahnhof. 

Sie boten den Reisenden mitgebrachte Solidaritätsplaketten an. 
Tatsächlich, ein Reisender bezahlte anstandslos 

die dafür verlange Solidaritätsspende und 
steckte den Button sogleich an seinen Lacoste-Pullover. 

»Sie haben mir sehr geholfenu, meinte er zufrieden, 
»damit kann ich nämlich 

das Loch in meinem Pullover verdecken ... U 

Erfahrungen aus unserer Rundreise durch die BRD interessiert, 
als vielmehr an Informationen über diejenigen, die diese Rundreise 
organisiert hatten.. ... erzählte er kurz vor seinem Heimflug. 

Die Bilanz des Hauptvorstandes der IG Drupa 
Schon im Februar '86 deutete der Drupa-Vorstand an, wo er den 

Knackpunkt in dem englischen *Lehrstück« sah: in der unterneh- 
merfreundlichen und sozialpartnerschaftlichen Tendenz der 
EEPTU mit ihrem Vorsitzenden Hammond: .Der ärgste Feind der 
Arbeiterbewegung ist die eigene Spaltung. Es gibt keine Nieder- 
lage, an der wir nicht durch eigene Uneinigkeit und Spaltung 
selbst die Verantwortung trügen.. . Wie kann ein Gewerkschafts- 
vorsitzender noch in den Spiegel schauen, der den Kollegen durch 
tarifvertraglichen Streikverzicht in den Rücken fällt? Auch dies ist 
eine Folge der Krise. In Zeiten der Arbeitslosigkeit ist Solidarität 
wachsenden Anfechtungen ausgesetzt. Deshalb gilt es umso 
mehr, die eigenen Reihen geschlossen zu halten.. .n (D. Hensche 
in der Drupa-Zeitung, 17.2.86) 

Nach 13 Monaten Kampf in Wapping ist der Kommentar zum 
Ende nicht viel klüger: -Murdoch triumphiert und feiert einen 
*Sieg*; einen schändlichen Sieg, errungen durch Polizeigewalt 
und Antistreikgesetze, gefördert durch gewerkschaftliche Spal- 
tung.. . Die Spaltung im britischen Gewerkschaftsverband gehört 
zu den widerlichsten Begleiterscheinungen einer gewerkschaftli- 
chen Krise. Ein Verband, der den organisierten Streikbruch seiner 
Mitglieder gutheißt, verdient nicht mehr den Namen Gewerk- 
schaft.~ (dito, 16.2.87) 

Den Sieg d e s  Unternehmers Murdoch als ~schändlichn zu 
verurteilen, trägt nicht zur politischen Aufklärung der Drupa-Mitglie- 
der über die aktuellen Kräfteverhältnisse bei. 

Doch wie steht es mit der =Begleiterscheinungn, der Spaltung? 
Die Gewerkschaft EEPTU kann nicht verurteilt werden wegen Mit- 
gliedschaft im »falschen„ internationalen Verband - sie ist im ~r ich-  
tigen«, dem der »freien westlichen W e l t ~ . ~  Sie kann nicht verurteilt 
werden, weil sie etwadem nationalen Dachverband nicht angehört 
oder nicht angehören will - sie ist Mitglied des TUC und will es 
bleiben. 

Die EEPTU sucht das Heil und die materielle Zukunft ihrer Mitglie- 
der in der prinziplosen Verabredung mit dem Unternehmer. Das ist 
ihr einziges Prinzip. Sie hat bei der Unterwerfung unter den Unter- 
nehmer keinen grundsätzlichen Punkt, an dem sie sagt: Halt, das 
machen wir nicht mehr mit! Sie ist in Großbritannien der radikalste 
und konsequenteste Ausdruck der sich ausbreitenden opportuni- 
stischen Sozialpartnerschaft, die den Klassenkampf ersetzt. Das 
fällt deshalb auf, weil es unter den englischen Arbeitern gleichzeitig 
noch einen opferbereiten Kampfwillen, der die bisherigen Rechte 
verteidigen will: gibt. Deswegen wird die EPPTU im englischen 
Lehrstück von hiesigen Betrachtern als „widerlich- bezeichnet - 
weil sie die unvermeidliche Konsequenz des Reformismus aufzeigt. 

Die Spaltung in der englischen Arbeiterbewegurrg allerdings an 
den organisatorischen Grenzen zwischen EEPTU und den ande- 
ren TUC-Gewerkschaften festzumachen, ist oberflächlich, wenn 
nicht gar schädlich für das Erkennen der kommenden Probleme 
auch hier in der BRD. Sie ist oberflächlich, weil mindestens die 
Elektriker der Fleet-Street-Druckereien, die EEPTU-Mitglieder 
sind, bisher bereit waren, die Konflikte mit ihrem Unternehmer 
wenigstens praktisch auszutragen. Sie ist oberflächlich, weil sogar 



I mit Hilfe der Drupa-Zeitung festzustel- 
4ndoner Zeitung 
udai'ympmaS' 
fi@251)0 
atbe@pliitz~b - ~ ~- 

London. Die londoner ur- 
press-zeitungsgnippe hat 
mit den gewerkschafien ei- 

tung zwischen denen, die sich ähnlich 
wie die EEPTU anpassen wollen, die 
auf das -letzte Gefecht- von sich aus 
schon verzichten wollen und denen, 
die den Klassenkonflikt, wie er sich in 
jedem Betrieb mehr oder weniger stark 
zeigt, mit den ihnen möglichen Mitteln 
ausfechten wollen. 

Dieses nicht sehen wollen, die Mitglieder der IG Drupa auf diese 
Spaltung nicht aufmerksam machen, damit sie sich die Erfahrungen 
nutzbar machen und über ihren eigenen Weg Klarheit verschaffen 
können, ist objektiv schädlich für das Uberleben der Arbeiter als 
Klasse. Dieses nicht auszusprechen, würde den Schaden beför- 
dern. Deswegen steht es hier. 

len ist, daß die »~rudergewerkschaft« 
NGA (und die SOGAT?) gleichzeitig 
zum Wapping-Konflikt mit anderen Zei- 
tungs-Unternehmen viel besser 
»zurechtkommk - auf Kosten von 
Tausenden Arbeitsplätzen. Sie ist 
oberflächlich, weil die Politik der 
EEPTU für die entscheidende Mehr- 

n i G g  über den abbau yon 
2500 arbeits~lätzen erzielt. 
Der verlag, der die massen- 
blätter daily express. 
exprcss und ihe srar heraus- 
gibt haRebisher68@Jmitar. 
heiter. Die newerkschaflen 

Unsere Bilanz 
Am Ende der Reise stellten Brown und Bailey fest, daß das 

materielle Ergebnis die mehrwöchige Abwesenheit vom Kampf- 
platz in Wapping nicht rechtfertigen würde, deswegen würden sie 
mit ihren Kollegen noch Schwierigkeiten bekommen. Die politi- 
schen Eindrücke und Diskussionen allerdings hielten sie für hoch- 
interessant und wichtig für die Beurteilung des Zustandes der 
Gewerkschaftsbewegung in Großbritannien und in der BRD. Und 
nur das tiefere Verständnis der tatsächlichen Situation würde den 
Blick freimachen für das, was in den Gewerkschaften sich ändern 
muß, damit sich sie den kommenden Angriffen gewachsen zeigen. 
Denn der Angriff von Murdoch in London sei erst der Anfang. 

Die Bilanz des Drupa-Hauptvorstandes über die ohne ihn statt- 
gefundene Informationsreise?wird eine andere sein. Sicher hat er 
nicht so grobschlächtig alle Bemühungen um Kontakte zu briti- 
schen Kollegen unterdrückt, wie es sich die IG Bergbau während 
des landesweiten Streiks der britischen Bergarbeiter geleistet hat 
und die sich damit vor den aktiven Gewerkschaftern noch weiter 
entblößte. Die Führung der Drupa hat sich damalsvon den Aktivitä- 
ten an der Basis ein Stückchen schieben lassen. Diesmal hatte es 
der Vorstand mit einer ausgesprochenen Minderheit von interes- 
sierten und in dieser Sache kurzfristig engagierten Mitgliedern zu 
tun. Warum sollte er durch offene Verbotsdrohungen zu diesen 
Mitgliedern, die zu den wenigen Aktiven gehören, die überhaupt 
noch das Organisationsgefüge in Gang halten, in Konfrontation 
geraten, wo sie doch in den meisten anderen Fragen nicht in 
grundsätzlichem Gegensatz zur Politik des Hauptvorstandes ste- 
hen. Stillhalten, sich möglichst nicht eindeutig äußern, laufen lassen 
- das war die Linie des Hauptvorstandes, die der Situation aus 
seiner Sicht auch gerecht wurde. Nach London allerdings, zum 
Büro des NGA-Vorstandes, liefen die Telefondrähte heiß, um einen 
Besuch von Brown und Bailey möglichst zu verhindern. Im Nach- 
hinein hat der Drupa-Vorstand noch einmal nachgefaßt und in 
einem Rundschreiben auf seinen Monopolanspruch auf internatio- 
nale Kontakte verwiesen. Der Hauptvorstand hat nicht den politi- 
schen Willen gehabt, praktische internationale Solidarität zum 
Bestandteil des gewerkschaftlichen Lebens zu machen. Daß das 
die weitsichtigere Politik im Sinne des Klassenwiderstandes ist, hat 
er oft genug in Worten selbst ausgedrückt. Die Taten zeigen, daß 
die alif den Moment ausgerichtete, den derzeitigen innergewerk- 
schaftlichen Zustand erhalten wollende Politik der internationalen 
Solidarität enge Grenzen gesetzt hat. 

War es deswegen falsch von den Aktiven in und außerhalb der IG 
Drupa, sich um die britischen Kollegen so intensiv zu bemühen, 
ohne sofort Resonanz unter den Mitgliedern zu erfahren? Nein, der 
begonnene Weg der Zusammenarbeit und Absprache für eine 
konkrete Maßnahme zur Verteidigung der Klasseninteressen ist 
der einzige, auf dem eine Minderheit zur Mehrheit werden kann.. 
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heit desTUC bisher gar kein Grund zur 
Trennung ist, die Einheit also weiter- 
hin besteht. 

Und doch gibt es eine Spaltung. Sie 
geht quer durch alle Gewerkschaften, 
auch durch die NGA. Es ist die Spal- 

Kollegen haben gesammelt 

Mr. A.D. Dubbins 

Bergarbeiterkomitee Kiel 
2300 Kiel 

Head Office NGA Kollegengruppe I Graphical House 63/67' in der IG Druck und Papier 
Dromhamm Road 2000 Hamburg 

I 
Lieber Kollege Tony Dubbins. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der NGA, 

in wenigen Tagen wird Euer schwerer Kampf um die Arbeitsplätze bei 
Murdoch ein Jahr alt sein. Wir geben zu, d a ß  wir hier in der  BRD kaum 
erfassen können, was ein einjähriger Kampf vor den Toren der  ~ F e s t u n g  
Wappingn für die Entlassenen undihre Familien bedeutet, weilin West- 
deutschland solche heftigen Arbeitskämpfe noch nicht geführt wurden. 
Einen ersten Eindruck von der Zuspitzung der Auseinandersetzung zwi- 
schen Arbeiterklasse undKapitalin England bekamen viele von uns, als 
wir vor zwei Jahren den britischen Bergarbeitern halfen und deshalb von 
ihnen informiert wurden oder von Kollegen von uns, die sich in den 
englischen Bergbaugebieten erkundigten. 

Deswegen reagierten wir auch besonders aufmerksam auf die ersten 
Meldungen aus Großbritannien über den Kampf von NGA, SOGAT und 
AUEW gegen Murdoch. Nun, nach kurzer Zeit war in der  gesamten 
bürgerlichen Presse nichts mehr darüber zu lesen. 
Die Zeitung der Druckergewerkschaft, .druck und papiern, brachte 
dann zwei informative Artikel über den Kampf gegen die #Festung 
Wappingn, und wir hörien, daß  Du, Kollege Dubbins, Gast auf dem 
Kongreß der IG Drupa warst. Daß allerdings in einer Gewerkschaftszei- 
tung, die sogar von den Gewerkschaftsmitgliedern nur wenig gelesen 
wird, Artikel über Euren Kampf kaum und Grußworte auf Kongressen 
die direkte Information durch Betroffene nicht ersetzen können, haben 
wir drastisch erfahren, nachdem Eure zwei Kollegen Brown und Bailey 
die Einladung des Bergarbeiterkomitees Kiel annahmen und einen Iän- 
geren Besuch in Westdeutschlandmachten, ausführlich berichteten und 
mit uns diskutierten. 
Nun ist uns klar geworden, daß den Arbeitern nicht nur in England, 
sondern auch in der ERD noch große Auseinandersetzungen bevorste- 
hen  - unabhängig davon, wie sie die bisherigen Konflikte bewältigen 
und wie sie ihren Lebensstandarf verteidigten. 
Eine wichtige Voraussetzung, die Kämpfe in der  Zukunft zu bestehen, ist 
der  lebendige Kontakt von Arbeitern des einen zu Arbeitern des ande- 
ren Landes. Der Besuch von John Brown und John Bailey in mehreren 
Städten der  BRD war ein deutlicher und erster Schritt in diese Richtung. 
Durch die Gespräche mit Euren beiden Kollegen haben wir erst die 
Bedeutung Eures Kampfes auch für uns verstanden. 

Wir wollen weiterhin versuchen, über Euren Kampfin Westdeutschland 
zu informieren und zu sammeln (ein Teil der  von John Brown und John 
Bailey gesammelten Spenden ist a n  den Hauptvorstand der  IG Druck 
und Papier gegangen und wird Euch von dort zur Verfügung gestellt 
werden.) 
Wir danken Euch, daß  Ihr Euren beiden Kollegen diese Reise ermöglicht 
habt. Wir wünschen Euch in Eurem Kampf den  von Euch gesuchten 
Erfolg, e r  wird auch für uns Bedeutung haben. 

Mit solidarischen, brüderlichen Grüßen, 
Kolleginnen und Kollegen aus  Westdeutschland und Westberlin, die 
durch John Brown und John Bailey 
zu Euren Freunden geworden sind. (ca. 35 UnterschriftenJ W 
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Liebe Genossen, 
Dank für Euren Brief vom 19. Januar, in dem Ihr Eure andauernde 
Unterstützung für unseren Kampf um Arbeitsplätze, gewerkschaftliche 
Anerkennung und angemessene A bfindung für unsere Mitglieder, die so 
rücksichtlos von Rupert Murdoch gefeuert wurden, ausgedrückt habt. 
Wir freuen uns sehr über die Unterstützung, die unser Konflikt durch 
unsere deutschen Kollegen erfahren hat und nehmen das Interesse 
wahr, das in der deutschen Druckindustrie in bezug auf diesen besonde- 
ren Kampf existiert mit all den Folgerungen für arbeitende Menschen, 
die aus der Macht und dem Einfluß solcher internationalen Pressebarone 
wie Rupert Murdoch herrühren. 
Wir sindnatürlich sehr erfreut zu hören, daß John Brown und John Bailey 
einen derart guten Eindruck bei ihrem jüngsten Besuch in der Bundesre- 
publik gemacht haben, und wir begrüßen die Gastfreundschaft, die 
ihnen zuteil wurde, und die Zeichen der Solidarität, die sie in dieses Land 
mit zurückgebracht haben. 
Seid versichert, daß wir John Brown und John Bailey Eure besten Wün- 
sche und Solidaritätsqrüße weiterqeben, und daß wir ihnen die Kopien 

NATIONAL GRAPHICAL ASSOCIATION (1982) 
Ucnui. Sumur A. D. Dur*, 

QRAPHIC HOUSB 6i-6i BROMHllM ROAD BBDFORD MKIO U O  
T.LLmONI3: O n 4  515Z1 

Liebe Kollegen, 6. März '87 
Vielen Dank für Eure Spende von 3 074,- DM an unseren Notlagenfonds. 
Diese Unterstützung hilft uns gewiß in unserem Kampf für Arbeitsplätze 
gegen einen rücksichtslosen Unternehmer, dessen Ziel es ist, die 
Gewerkschaften aus seinem Betrieb zu entfernen, so daß er seine Profite 
steigern kann auf Kosten loyaler Arbeiter, die ihm geholfen haben, 
dahin zu kommen, wo er heute steht. Vielen Dank nochmal. 

I m p ~ r l ~ l  Fo1h.r of th.  Chop.1. 

Yours s incere lk  

11th February 1987. 

Liebe Freunde,.. 
Danke für die Uberweisung, die sehr dankbar aufgenommen wurde. Sie 
beweist Eure fortdauernde Unterstützung und andauerndes Interesse, 
was für uns eine großartige Ermutigung ist, besonders zur jetzigen Zeit, 

Eures Briefes geben werden.. . 
- 

wo sie besonders gebraucht wird.. . 
greetings. Wir haben viele Fälle echter Not, und eine gewisse Zahl unserer Mit- 

glieder erwartet noch Gerichtsverfahren aufgrund von Festnahmen vor 
Wapping, so daß wir Euch versichern können, daß das von Euch gesam- 
melte Geld sinnvoll verwendet wird.. . 

Bürgerliche Justiz knebelt die Gewerkschaften 

»Englische Verhältnisse« - 
können Sie hier verhindert werden? 

Schon am 31. Juli 1986 verkündete der Londoner High Court 
(Höchstes Gericht) jenes Urteil, das für den Ausgang der 5 Monate 
zuvor begonnenen Auseinandersetzungen in Wapping entschei- 
dend werden sollte. Das Gericht bestätigte, daß sich in unmittelba- 
rer Nähe der Festung Wapping nur 6 Streikposten aufhalten dürf- 
ten. Selbstverständlich hätten die Gewerkschaften das Recht, 
Demonstrationen nach und vor Wapping zu organisieren, voraus- 
gesetztdiese ordneten sich den Anweisungen der Polizei unter, 
blieben friedlich, blockierten nicht die Zugänge zum Betriebsge- 

C, Iände oder bedrohten Personen. Der Richter verwarf die Einlas- 
sung der Gewerkschaftsvertreter,, sie könnten Demonstrationen 
nicht ausreichend kontrollieren. ~~ußerstenfal ls müßten sie eben 
von der Organisation der fraglichen Aktivität Abstand nehmen.- 
Außerdem müßten die Gewerkschaften erst einmal glaubhaft 
machen, daß sie mit allen disziplinarischen Mitteln gegen jene 
eigenen Mitglieder vorgehen, die „aus der Rolle(( fielen. 

Wegen Mißachtung dieses Gerichtsurteils wollte der Verleger 
Murdoch 1987 die Beschlagnahme des Gewerkschaftsvermögens 
von SOGAT und NGA und zusätzlich empfindliche Geldstrafen 
erwirken. SOGAT war besonders verletzlich, denn sie hatte sich 
schon einmal für die Mißachtung des Gerichts förmlich entschuldi- 
gen müssen und erst danach die Verfügung über ihr Vermögen 
zurückbekommen. Gerade auf den Angriff dieser Gewerkschaft 
hatte Murdoch sich präzise vorbereitet. Viermal hatten seine 
Rechtsvertreter die Gewerkschaft angemahnt, Maßnahmen gegen 
rechtsbrecherische Mitglieder zu ergreifen. Zur Beweissicherung 
ließ Murdoch die Rechtsverletzungen der Gewerkschafismitglieder 
auf Videofilmen festhalten. Diese Filme sandte er der Gewerkschafi, 
verbunden mit der Bitte, ihm mitzuteilen, welche Maßnahmen die 
Gewerkschaft g e p n  ihre Mitglieder ergreife. 

Verlangen der englischen Gerichte, der Unternehmer Murdoch hat 
sich die Zustimmung hierzu jetzt auch direkt von NGA und SOGAT 
eingekauft. 

Bei uns ist es »noch« nicht soweit? 
Auf derselben Gewerkschaftsversammlung mit Griffith kam ein 

Urteil des Landesarbeitsgerichts Kiel (1 986) zur Sprache, das 
die IG Drupa für eine ~emonstration vor dem Tiefdruckbetrieb 
der Axel Springer AG in Ahrensburg (1984), die das Gericht als 
Blockade wertete, zu Schadensersatz verurteilt hatte. Aus der 
schriftlichen Begründung: -Zwar hat die Klägerin (der Axel Sprin- 
ger Verlag) nicht dargelegt, aus welchen Tatsachen sich ergeben 
soll, daß die Beklagte (IGD) die Blockadeaktionen veranlaßt oder 
gewollt hat. Die Beklagte trägt dennoch hier die Verantwortung, 
weil sie den Streik ausgerufen und organisiert hat. Aus diesem vor- 
angegangenen Handeln wurde die Beklagte verpflichtet, für einen 
ordnungsgemäßen Ablauf des Arbeitskampfes zu sorgen. Zwar 
hatte die Beklaate unter anderem zu diesem Zweck Richtlinien . . -. . . - - - 

ausgegeben. ~ i g s  reichte jedoch nicht aus. Die Beklagte muß auch 
durch die Streikaosten undan Ort undstelle anwesende Gewerk- 
Schaftsekretäre'dafür sorgen, daß der Arbeitskampf sich nur in den 
zulässigen Grenzen abspielte. Soweit die Sekretäre und Streik- 
posten hierzu nicht bereit oder in der Lage waren, ist der Beklagten 
vorzuhalten, daß sie offenbar ungeeignete Helfer ausgewählt 
hat (. . .) Kommt es zu Handlungen, die sich nicht mehr irn Rah- 
men des Arbeitskampfrechtes befinden, wie z. B. Blockade 
der An- und Abfahrtswege, so hat die zuständige Gewerkschaft, 
will sie nicht die Verantwortung für Handlungen in diesem 
Zusammenhang tragen, sich unverzüglich zu distanzieren. Gege- 
benenfalls muß sie ihre Mitglieder darauf hinweisen, daß es sich 
bei bestimmten Handlungen um Uberschreitungen handle und 

Es kann kaum besser deutlich werden, daß die englischen daß diese nicht vom ~tr&krecht gedeckt seien. Notfalls mag es 
Gewerkschaften nach dieser Rechtsprechung zu Ordnungsfakto- auch zeitweise erforderlich sein, daß die vor dem betreffenden 
ren, Hilfspolizisten degradiert werden sollen. Der Präsident der Betrieb versammelten Streikteilnehmer sich zeitweise zurückzie- 
NGA, Bryn Griffith, der im September 1986 auf Einladung des hen, bis sich diejenigen, die blockieren oder andere Handlungen 
Drupa-OV in Hamburg sprach, wollte allerdings solche Auswirkun- vornehmen, entfernt haben oder entfernt worden sind.- (Az.: 7 (2) 
gen des Urteils nicht gelten lassen. Inzwischen ist dies nicht nur ein Sa 480185) 
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Man sieht, hierwie dort bekommt die Gewerkschaft poiizeiii- 
che Aufgaben über ihre Mitglieder zugewiesen. Gegen dieses, 
Urteil ist zwar Revision beim Bundesarbeitsgericht eingelegt wor- 
den, doch ist wenig Hoffnung erlaubt, schließlich hat die Drupa- 
Führung schon gewisse Erfahrungen mit der „Abwehr= dieser 
Angriffe der Justiz. Wir greifen kurz zurück: 

Im April 1979 wurde in Frankfurt von Kolleglinnlen der Drupa 
und anderen Gewerkschaften vor der TER-Druckerei eine langan- 
dauernde Demonstration ?ugunsten streikender Kollegen der Lon- 
doner TIMES-Druckerei durchgeführt. Es wurde dadurch Streik- 
bruch-Arbeit in der TER-Druckerei verhindert. 

Der Unternehmer der TER-Druckerei klagt daraufhin zusammen 
mit dem Unternehmer-Verband auf Schadensersatz in Höhe von 
53000DM. Nach einigen Kompetenz-Streitigkeiten über die 
Zuständigkeit der verschiedenen mit der Sache befaßten Gerichte 
gewinnt der Unternehmer im Dezember 1983 vor dem Landesar- 
beitsgericht (LAG), Begründung: die Drupa hat in einen geschützten 
Gewerbebetrieb eingegriffen und die Demonstration vor dem Tor 
war rechtswidrig, weil Ge zu intensiv war - also Wirkung gezeigt 
hat. 

Die Drupa-Führung will das nicht auf sich sitzen lassen und 
erwägt eine Klage vor dem Bundesarbeitsgericht (BAG). 

Die Erwägungen brauchen Zeit. Inzwischen verlangt der Unter- 
nehmer auch die Zinsen für das ausstehende Geld, zusammen 
knapp 100000 DM. Die Drupa-Führung befreit sich von dem Pro- 
blem nicht, indem sie die Mitglieder mobilisiert, sondern den 
Rechtsanwalt Apitsch. Dieser handelt mit dem Unternehmer einen 
Deal aus. Drupa zahlt 66000 DM (plus 14000DM Anwalts- und 
Gerichtskosten), TER-Druck übernimmt 33000DM. Beide ziehen 
sich vom Gericht zurück. 

Kurz nach Bekanntwerden des zivilrechtlichen LAG-Urteils tritt 
die Strafjustiz auf den Plan. Ein zuvor auf Eis gelegtes Strafverfah- 
ren gegen drei Frankfurter Drupa-Funktionäre wird wieder aufge- 
rollt, da -ein öffentliches Interesse an der Strafverfolung erkenn- 
bar. sei. Ihnen war *Hausfriedensbruch. und ~ N ö t i g u n g ~  vorge- 
worfen worden, deshalb sollten sie 500DM Bußgeld zahlen. Das 
hatten die Kollegen noch 1980 vor dem Landgericht Darmstadt im 
Beisein von etwa 50 zuhörenden Kolleg/inn/en abgelehnt, weil sie 
auch nur den Anschein eines Schuldgeständnisses vermeiden 
wollten. 

Kurz bevor deswegen Anfang Mai 1984 die Hauptverhandlung 
eröffnet wird, findet die Drupa auch hier eine »Lösung«, bevor der 
Streit zwischen Arbeitern und Unternehmern auf den Tisch kommt: 
die Bußgelder werden gezahlt. 

Das Urteil des LAG Frankfurtvon 1983 ist fürden aufmerksamen 
Beobachter schon der Wegweiser für das Arbeitsgericht Kiel 
gewesen. Damals ist die Drupa diesem Weg gefolgt, warum sollte 
sie den Kieler Richtern nicht folgen. 

Auch dem Strafverfahren gegen die drei Frankfurter Kollegen ist 
inzwischen ein verschärfter Anariff von Unternehmern und Justiz 
gegen einzelne Kollegen gefokt. Zusätzlich zu dem erwähnten 
Kieler Arbeitsgerichts-Urteil gegen die Drupa erhielten 8 Teiineh- 
mer derselben Demonstration vom 29. Juni 1984 vor dem Tief- 
druckbetrieb in Ahrensburg Anfang 1986 Strafbefehle. In sechs 
Fällen wurden Geldstrafen in Höhe von ieweils 800DM weaen 
*Nötigung verhängt, in den zwei weiteren Geldstrafen &er 
3000 DM weaen falscher eidesstattlicher Aussaae-. Es stellte sich 
heraus: ~ i e g e s  Verfahren geht auf eine ~otodökumentation des 
Hauses Springer zurück, die nach längerer Auswertung durch die 
Geschäftsleitung der Staatsanwaltschaft übergeben worden war. 
Es ist eindeutigesziel dieses Vorgehens, die Teilnehmer an Arbeits- 
kämpfen einzuschüchtern, zu vereinzeln und zu kriminalisieren. 

Nach Einspruch der Betroffenen kam es am 25. September 1986 
zur mündlichen Verhandlung vor dem Amtsgericht Ahrensburg. 
Fast 100 Kolleglinnlen aus Ahrensburg und Hamburg waren 
anwesend. Für die 8 Angeklagten hatte die IG Drupa 8 (!) hochkarä- 
tige Rec1,tsvertreter verpflichtet - eine Folge der Terroristenge- 
setzgebung, die auch auf Gewerkschafter Anwendung findet. Mag 
sein, daß das Amtsgericht selten eine juristische Argumentation auf 
diesem Niveau gehört hat. Am Schluß ihrer Erklärungen forderten 
die Anwälte die Einstellung des Verfahrens. Alle Angeklagten hat- 
ten zuvor ihren Anteil an der Demonstration vor Springer geschil- 
dert. Sie hatten sich ausnahmslos am Rande des Geschehens 
bewegt, an der Sitzblockade vor einem LKW waren sie nicht betei- 
ligt und diejenigen, die diese praktizierten, kannten sie nicht und 
hatten auch keinen Einfluß auf sie. 

Der Ahrensburger Amtsrichter schien überzeugt und blickte zum 
Staatsanwalt. Dieser wollte sich nur auf eine Einstellung des Ver- 
fahrens nach § 153a Strafprozeßordnung *wegen geringer 
Schuld* einlassen. Der Amtsrichter schlug vor, gegen die Zahlung 
eines für jeden gleich hohen Betrages in Höhevon 300 DM an eine 
karitative Organisation das Verfahren einzustellen. Nach der Mit- 
tagspause und eingehender Beratung mit Rechtsanwälten und IG- 
Drupa-Funktionären stimmten die Angeklagten der Einstellung des 
Verfahrens zu. 

Der Ausgang dieses Verfahrens ist Skandal genug, doch die IG 
Drupa muß ihn durch ihre Erklärung noch vergrößern: -Die Ange- 
klagten ließen bei ihrer Zustimmung zur Verfahrenseinstellung 
sich auch davon leiten, daß zweieinhalb Jahre nach ~eendigung 
des Streiks das von den Tarifparteien vereinbarte Maßregelungs- 
verbot zum Tragen kommen sollte. Das Vorgehen der Staats&- 
waltschaft gegen die Mitglieder der IG Drupa war auf erhebliches 
Unverständnis gestoßen: es kann nur als Versuch gewertet wer- 
den, mit Hilfe der Strafjustiz das Streikrecht einzuengen. Dieser 
Versuch ist durch die Einstellung des Verfahrens gescheitert 
Ebenfalls gescheitert ist der Versuch der Axel Springer Verlag AG, 
ihre am Streik beteiligten Mitarbeiter zu kriminalisieren.* (Drupa 
Nr. 21, 13.10.86) 

Die Dreistigkeit, mit der hier eine von den Unternehmern und dem 
Staatsapparat sorgsam kalkulierte Einschüchterung in einen Sieg 
der IGD umgemünzt wird, muß erstaunen. Offensichtlich dürfen die 
Mitglieder nicht merken, daß die kommenden Tarifkämpfe nicht nur 
durch Zuwachs der Streikbrecher gefährdet, sondern durch die 
Aktivitäten von Polizei und Gerichten fast ausgehebelt werden. Das 
oben erwähnte Urteil des Landesarbeitsgerichtes Kiel, das 
Demonstrationen vor Betrieben und Blockaden erklärt und die 
Gewerkschaft, will sie nicht schadenersatzpflichtig gemacht wer- 
den, zu Polizeiaufgaben verpflichtet, ist in der Presse der IG 
Drupa bis heute überhaupt nicht erwähnt worden. Entsprechend 

- ? werden auch nurdie Unternehmer und die Polizei aus diesem Urteil - 
Konsequenzengezogen haben. 

Der zweite Vorsitzende der IG Drupa, Detlef Hensche, schreibt 
zur Niederlage der Druckergewerkschaften in England, daß die 
Antigewerkschaftsgesetze der Regierung Thatcher ihren Zweck 

M nter Betriebsbesetzung U 
verstehe ich, daß man sich entweder von außen einschleicht 

oder mit Gewalt eindringt. 
Alles andere ist nach meinem Verständnis 

Bestandteil eines Streiks. 
Ich bleibe im Betrieb und verweigere die Arbeit - 

das ist Streik. 
Wir haben schon wiederholt in Tarifauseinandersetzungen 

Praktiken ausgeübt, die man heute, 
weil dieses Wort nBetriebsbesetzung~ ins Gerede gekommen ist, 

auf diese Schiene schieben will... 
Das wichtigste Mittel, was wir haben, ist der Streik, 

und diesen Streik führen wir durch 
bis dahin, d d  wir auf Aufforderung hin 

den Betrieb nicht verlassen. Auch das ist noch Streik.« 
A. ALSCHNER, 

DELEGIERTER DES DRUPA-CEWERKSCHAlTjTAGES 



erfüllt hätten. =Die Gesetzgebung in unserem Landist da - noch 
-zurückhaltender. Einen ersten Schritt hat auch hier der Gesetz- 
geber mit der Erleichterung der kalten Aussperrung durch die 
Anderung des 5 1 16 AFG getan. Wenn wir uns nicht gegen derar- 
tige Fesseln zur Wehr setzen, sind wir bald nicht mehr in der Lage, 
Arbeitsplätze und Existenz unserer Mitglieder zu verteidigen.- 

Die Gesetzgebung in der BRD ist nicht =zurückhaltender* als in 
England. Dort wird z.Zt. lediglich auf Betreiben der Thatcher-Regie- 
rung der Rückstand in der gesetzlichen Gängelung von Arbeits- 
kämpfen aufgeholt. Die Gesetze zur Unterdrückung sozialer Kon- 
flikte sind hier alle schon vorhanden, das müßte der Jurist Hensche 
doch wenigstens wissen. Was hier fehlt, sind Gewerkschaften, die 
bei der Offenlegung dieses Zustandes und im Kampf dagegen 
ihre Zurückhaltung aufgeben. 

Auf dem Gewerkschaftstag der IG Drupafand eine breite Diskus- 
sion über -6etriebsbesetzungen~ statt. Die Unternehmerpresse hat 

dieses Stichwort aufgegriffen und bereitet sich nach Kräften mit 
juristischen und anderen Mitteln auf diese Möglichkeit vor. Der 
Gewerkschaftstag hat das Reizwort abgeschwächt in =Verbleiben 
im Betrieb*, dennoch hat Detlef Hensche zu Recht gesagt: *Die 
Herrschenden werden uns auch mit dieser Formulierung durchs 
Gelände zu jagen versuchen, darüber sollten wir uns nichts vor- 
machen.~ 

Diese Jagd wäre gewiß leichter zu ertragen, wenn die IG Drupa 
die Kriminalisierung und Einschüchterung ihrer aktiven Mitglieder 
nicht einfach hinnähme und die übrige Mitgliedschaft beruhigte, 
wenn sie über das Urteil des Landesarbeitsgerichtes Kiel infor- 
mierte und den Protest organisierte. Daß das nicht geschieht, statt- 
dessen der neue Stein &etriebsbesetzung~< losgetreten wurde, der 
den Unternehmern die Jagd auf die wenigen Aktiven erleichtert und 
sie von der übrigen Mitgliedschafttrennt, halten viele für Dummheit, 
manche für Methode. 19. März '87 W 

C Fast zur gleichen Zeit, da zwischen Westberliner Politikern der 
alte Streit neu auflebte, wie man denn mit der Erinnerung an Rosa 
Luxemburg umgehen solle, wurde in Berlin-Britz Heinz Krause 
beigesetzt. Er starb am 28. Dezember 1986 in Stuttgart. Was hat der 
mit dem Streit zu tun? 

Während im *Abgeordnetenhaus der zeitweise hilflos wirken- 
den Versuch unternommen (wurde), ein äußerst heikles Kapitelder 
deutschen Geschichte aufzuarbeiten-, (Süddeutsche Zeitung 
14.1.87), während sich dieser Streit in die SPD hinein fortsetzte, ob 
denn die Ermordete nun Kommunistin gewesen sei oder -Mitbe- 
gründerin eines demokratischen westlichen Marxismus* (Egert, 
linker Flügelmann der Berliner SPD), und die Schulsenatorin Lau- 
rien (CDU) großsprecherisch meinte, »sie hätte sich, würde Rosa 
~uxemburgnoch leben, liebend gerne mit ihr politisch gestritten- 
(Süddeutsche Zeitung), wurde mit Heinz Krause einer zu Grabe 
getragen, der als junger Arbeiter mit den Spartakusleuten sympa- 
thisierte, an den Kämpfen gegen Nosketruppen teilnahm und 
unter den 100OOOen war, die die in den Kämpfen gegen die Noske- 
truppen gefallenen Arbeiter zu Grabe trugen. Zuerst Mitglied in 
der USPD, kam er 1920 zur KPD. 

Weil mit Heinz Krause ein Arbeiterleben zu Ende ging, das die 
wechselvolle Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung seit 
dem 1. Weltkrieg widerspiegelt, wird mit der Erinnerung an ihn 

C, auch das *heikle Kapitell: das den Politikern seit eh und je zu 
schaffen macht, lebendig. 

Das bürgerliche Deutschland - 
reaktionärer Vorkämpfer gegen die Arbeiterklasse 

Paul Frölich, einer der Kampfgefahrten Rosa Luxemburgs, hat in 
seiner Biographie über sie („Gedanke und Tat<<) 1939 geschrieben: 
=Als Rosa Luxemburgs Körper im Kanal versenkt war, da ging es 
wie eine Sage durch die deutschen Proletarierviertel, es sei nicht 
wahr, daß sie ermordet, sie lebe, sie habe sich retten können und 
sie werde wieder an die Spitze der revolutionären Bewegung 
treten, wenn die Zeit gekommen sei. Man wollte nicht glauben, 
daß so viel Wille, Begeisterung und Geisteskrait durch einen Kol- 
benhieb vernichtet werden könne. . . W  

Einer aus diesen *Proletariervierteln* Berlins war Heinz. Er hat in 
seinen letzten Jahren noch miterleben können, wie - vor allem in 
der jungen Generation - das Interesse für diese revolutionäre 
Vergangenheit wieder erwachte. Mag das alles noch chaotisch 
erscheinen, es zeigt, daß wieder Bewegung in die erstarrte Gesell- 
schaft kommt durch die Auseinandersetzung zwischen der unzu- 
friedenen Jugend und den Repräsentanten der herrschenden 
Klasse. Haben ihreVertreter doch dieser jungen Generation nichts 
anderes zu bieten als eine aus den Fugen geratene kapitalistische 
Welt, die an ihrem Reichtum zu ersticken droht, während Millionen 
Menschen zur selben Zeit verelenden. Und das nicht nur in der 
dritten Welt. 

Die Furcht, daß revolutionärer Wille sich wieder in der deutschen 
Arbeiterbewegung und Arbeiterklasse ausbreiten könnte, hat die 

herrschende Klasse nicht losgelassen. Ihr politisches Streben war 
auf Unterdrückung des Wissens von den Klassengegensätzen bei 
der arbeitenden Bevölkerung gerichtet, - solange wie möglich 
durch Sozialpartnerschaft, Harmoniegefasel. Gleichzeitig hat sie 
vorgesorgt für den Zeitpunkt, wenn dies nicht mehr anders zu 
erreichen ist, mit Notstandsgesetzen und militarisierter Polizei ihre 
Ordnung zu erhalten. 

Neben vielen roten Nelken und Blumen fielen am Grabe unseres 
Genossen Heinz Krause auch zwei Kränze auf. Der eine mit 
schwarz-rot-goldener Schleife von der Deutschen Bundespost, der 
andere,,in den Werksfarben von Daimler-Benz, blau-weiß. Was 
hatten diese beiden Unternehmen mit dem Leben von Heinz 
Krause und mit der Arbeiterbewequnq zu tun? - 

Die Oberpostdirektion Berlin hatte Heinz Krause, wie viele 
andere auch, 1933, also vor 54 Jahren, wegen seiner politischen 
und gewerkschaft lichen Aktivitäten rausgeschmissen. Bei Daimler- 
Benzin Marienfeldefand er ab 1935 wieder Arbeit und bliebdort biszu 

seiner Pensionierung 1967. Pensionierte Arbeitskollegen aus den 
beiden Unternehmen hatten die heutigen Betriebsleitungen auf die 
Beisetzung hingewiesen. Seine früheren Kollegen erinnerten sich 
seiner aufrechten Haltung gegen die ~ a z i s  vor und nach der Macht- 
ergreifung. Auf der einen Seite sind da Kollegen, die nicht verges- 
sen haben, was Heinz für sie und andere getan hat und auf der 
anderen Seite die Betriebsleitungen, die bestrebt sind, die Vergan- 
genheit der bürgerlichen Klassenherrschaft in Deutschland ver- 
gessen zu machen. Dregger hat vor kurzem davon gesprochen: 
..Alle Toten des Krieges verdienen die gleiche Ehrfurcht* (FAZ 
17.11.86). Möge er Ehrfurcht vor Himmler, Göring, Hitler, ihren 
Paladinen inverwaltungen, Behörden und den militärischen Ver- 
bänden predigen - wir halten es mit deren Opfern, die Widerstand 
leisteten. 

Diese Vergangenheit Iäßt sie nicht los ! 
Sozialistengesetz, Mord an Luxemburg, Liebknecht und revolu- 

tionären Arbeitern und die schweigende Billigung des Terrors, der 
in den SA-Kellern, KZ's und Gefängnissen stattfand, das wird erst 
mit dem Ende der bürgerlichen Klassenherrschaft wirklich bewältigt 
sein. Es waren klassenbewußte Arbeiter, die als erste den National- 
sozialismus schon in seinen Anfängen bekämpften und nach der 
Machtergreifung sogleich den Widerstand organisierten. Unter 
ihnen war auch Heinz Krause. 

Uber die Aktivitäten dieser Arbeiter gibt ein Bericht Aufschluß, 
den er selbst anläßlich des Todes seines engen politischen Freun- 
des Waldemar Bolze schrieb:  kurze Zeit vor der Machtüber- 
'nahme durch die Nazis besuchten wir eine Versammlung der 
Nazis in Kliems Festsälen in Berlin-Hasenheide mit einigen Freun- 
den. Referent war Dr. V. Lehr. Waldemar und ich sprachen in der 
Diskussion. Zum Schluß wurde das Horst- Wessel-Lied stehend 
mit ausgestreckter Hand gesungen, jedoch ohne uns. Der Refe- 
rent forderte für uns freies Geleit, durch das Spalier der SA durch 
den langen Gang des Saales unter dem lauten Gesang des Horst- 



Beisetzung gefallenerrevolutionärer Soldaten im Dezember 7 91 8. Heinz Krause als junger Mann in der Mitte. 

Wessel-Liedes. Innerlich waren wir sehr erregt und äußerlich 
sicher im Gesicht blaß, aber unsere grundsätzliche Haltung nahm 
uns die Furcht vor den Nazibanden.. .« 

Aus der Kindheit eines Arbeiterjungen 
In Oberwaldenburg, einer Stadt im oberschlesischen Steinkoh- 

lerirevier, das damals zu den ärmsten im Deutschen Reich gehörte, 
wurde Heinz Krause am 17. Dezember 1900 geboren. -Mein Vater 
schied nach einem Grubenunglück und einer Kopfverletzung frei- 
willig aus dem Leben. Er erhängte sich im Gottesberg, nachdem 
ihn der Steiger wegen eines Fehltages nach Hause geschickt 
hatte, am Zaun des Schützenhauses. Er wurde erst abgeknüpft, 
doch von den folgenden Bergleuten wieder aufgehängt, mit der 
Bemerkung: d i e s  ist der August, der trinkt, den hängen wir wieder 
auf-. - 

So schilderte Heinz die damaligen Verhältnisse der armen 
schlesischen Bergarbeiter zur Zeit seiner Kindheit. *Meine Mutter 
mußte dann mit ihren 4 Kindern versuchen weiterzukommen. Sie 
zog lange Schaftstiefel an und arbeitete dann im Bergwerk über 
Tage. Später zogen wir in das Haus unserer verstorbenen Groß- 
mutter in das Dorf Neu-Reichenau. Wir zogen von da öfters mit 
unserem kleinen Leiterwagen nach Bad Salzbrunn und verkauften 
dort nach stundenlangem Laufen vor den Villen der Kurgäste die 
Erdbeeren und Himbeeren, die wir im Walde unseres Dorfes 
gesammelt hatten. Einmal wurde meine Mutter von einem Bauern 
verprügelt.. . Ich sollte damals auf Anraten des Lehrers, da ich der 
beste Schüler war, und er mich auf Grund meiner Leistungen auf 
den ersten Platz vor den reichen Bauernjungens setzen mußte, 
und auch der Oberförster sagte, *Du bist viel zu schlau um einmal 
hinter dem Pflug herzugehen«, auf eine Militärschule geschickt 
werden. Doch meine älteste Schwester in Berlin verhinderte dies. 
Sie holte mich nach Berlin. Meine Schwester war schon soziali- 
stisch eingestellt.. .- 

Als 75jähriger kommt er wieder nach Bad Salzbrunn (Szcawno): 
Wir bekamen guten Kontakt mit Bergarbeitern und Pensionären, 

die uns über die wirkliche Lage in Polen und den beachtlichen 
Aufbau nach den Zerstörungen durch den Krieg informierten. Ein 
Lehrer an der Pädagogischen Hochschule in Lodz, der so wie viele 
andere Kinder mit 15 Jahren als Bauernjunge nach Deutschlandzur 
Arbeit verschleppt wurde, geprügelt undspäter zum Panzergraben- 
bau eingesetzt wurde, hat sich für und bei Fahrten in meinen Ge- 
burtsort Waldenburg, in unser späteres Dorf Neu Reichenau und 
anderweitig zlJr Verfügung gestellt. Nach seiner Rückkehr aus 
Deutschland konnte er studieren. Auch seine Söhne haben jetzt 
studiert. Die Informationen über die Verbrechen sind furchtbar. 
Das polnische Volk mußte mit nnull~ anfangen ... Ich habe nun die 
Orte wiedergefunden, wo ich meine Kinderjahre bis zum 75. Le- 
bensjahr verlebt habe. Auch die Schule am Gottesberg, wo ich ein- 
geschult wurde und die erste Prügel vom Lehrer mit dem Stockauf 
den Hintern bekam, steht noch. Die Umstellung von einem reinen 
Agrarland zu einem Industriestaat ist in der schnellen Zeit und in 
diesem Umfang nur in einer sozialistischen Gesellschaft 
möglich ...- 
22 

Vom CVJM zur Roten Fahne 
b Mitten im 1.Weltkrieg kam er nach Berlin und entsprechend +, 

seiner heimatlichen Erziehung trat er dem „Christlichen Verein 
junger Männer~ bei. Was ihm dort an Unterhaltung und Ablenkung 
geboten wurde, genügte ihm nicht. Erstellte Fragen, auf die er keine 
Antworten bekam, Fragen, die sich aus dem Kriegsgeschehen, den 
Kriegsfolgen und aus seiner Lage als Arbeiter ergaben. 

Als Lehrling in einem Rüstungsbetrieb erlebter im letzten Kriegs- 
jahr den ersten Streik in seinem Leben. Mit zwei gleichaltrigen 
Kollegen zog er vor andere Betriebe, um die Kolleginnen und 
Kollegen zum Mitmachen aufzufordern. Die Kriegsfolgen, der Hun- 
ger, die Krankheiten, wachsende Sterblichkeit vor allem unter Alten 
und Kindern hatten die Begeisterung der ersten Kriegsjahre längst 
verrauschen lassen. Seine Agitation für die Beendigung des Krieges 
führte dazu, daß er mit seinen Kollegen fristlos entlassen wurde. Er 
konnte von Glück sagen, daß er aufgrund seiner Jugend nicht wegen 
Sabotage vor Gericht gestellt wurde. 

In einem Elektrobetrieb fand Heinz nach seiner fristlosen Entlas- 
sung vorübergehend wieder Arbeit. Der Abteilungsleiter dort war 
Sozialist. Das machte es ihm möglich, aktiver als bisher Versamm- 
lungen zu besuchen, bei denen er Kontaktzu revolutionären Arbei- 
tern und Soldaten und zu politischen Freunden Karl Liebknechts 
bekam. 

Macht »Schluß mit dem Völkermord!« -1 
In Rußland war 191 7 die Februarrevolution ausgebrochen. Die - 

Bauern verweigerten ihren Offizieren den militärischen Gehorsam 
und verjagten sie, die zu Hause ihre Grundbesitzer waren. Die 
Massen in Deutschland waren kriegsmüde geworden. Die militäri- 
sche Niederlage im Krieg stand vor der Tür. Der Ruf »Schluß mit 
dem Krieg<< wurde lauter. Die Matrosen wollten nicht länger in 
aussichtslose Abenteuer geschickt werden. Auf den Schiffen der 
Kriegsflotte wurden zuerst Räte gebildet. Als die Admiralität 191 8 
das Signal zu einem erneuten Angriff (Endsieg) geben wollte, meu- 
terten die Matrosen, die Heizer löschten die Feuer unter den Kes- 
seln. In Kiel wurden 600 meuternde Matrosen verhaftet, die Kieler 
Arbeiter solidarisierten sich mit den Matrosen. Die Welle der Rebel- 
lion dehnt sich über Norddeutschland, Bremen, Hamburg bis nach 
Berlin aus. 

Die Arbeiter hatten als Soldaten Waffen. In Berlin demonstrierten 
die zurückflutenden Soldaten und Arbeiter. Noske ließ in die 
Demonstration hineinschießen. Die Wut der Massen der revolutio- 
nären Arbeiter und Soldaten richtete sich nun gegen Ebert, Schei- 
demann und Noske und die Mehrheits-Sozialdemokratie. Sie 
besetzten den nVorwärts«l - nicht auf Vorschlag der Spartakus- 
anhänger, die organisatorisch noch schwach waren, sondern auf- 
grund von Rufen aus der Menge, die von den Massen spontan 
aufgegriffen wurden. Später stellte sich heraus, daß es Agenten 
- 
1 Der nVohvärts- wardasZentralor an der SPD. das die Arbeiter unter finanziellen 

Opfern geschaffen hatten. DJe &itung war, bevor sie 1914 zum Organ der 
Mehrheits-SPD wurde und die Kriegspartei im Deutschen Retch unterstutzte, 
mit den Namen von Bebel, Singer und anderen geachteten Fuhrern der deut- ' 
schen Sozialdemokratie verbunden. 



Kundgebung der Berliner Gewerkschaften in Treptow zum Absc 
- 

,hluß einer gewerkschaftlichen Werbewoche 1926 

'- Noskes waren. die zum Marsch auf das ~Vorwärtse-Gebäude auf- 
riefen. Noske hatte mit der Armeeführung schon längst die Nieder- 
schlagung der revolutionären Arbeiter vereinbart und vorbereitet. 
Jetzt konnte Noske dies im Namen der Verteidigung der »Presse- 
freiheit<( tun. 

Heinz war dabei: ~ 1 9 1 8  fuhr ich mit sozialistisch denkenden 
Leuten auf einem LKW mit roten Fahnen über den Lustgarten und 
durch Berlin. Bei dem Marsch zum *Vorwärts* wurde ~ c h  am Tor 
abgedrängt, weil ich zu klein und ohne Gewehr war.. Die SPD 
schrieb damals in einem Flugblatt zu diesen Vorgängen, kurz vor 
der Ermordung Liebknechts und Luxemburgs: *Das schädliche 
Treiben Liebknechts und Luxemburgs beschmutzt die Revolution 
und gefährdet alle ihre Errungenschaften.* 

Niederwerfung der revolutionären Arbeiter 
Die Niederwerfung der revolutionären Arbeiter führte zur Wieder- 

erstarkung des Kapitalismus und der bürgerlichen Herrschaft nach 
der militärischen Niederlage im 1. Weltkrieg. 

Dieselbe Reichswehr, die von der SPD zur Niederschlagung der 
revolutionären Arbeiter gerufen wurde, meldete nun, nach Erfüllung 
des Auftrags, bei der Regierung ihre Ansprüche an. Die SPD, ob in 
der Regierung oder in der ~Oppositionu, mußte sich deren Ansprü- 
chen beugen. Sie trug so dazu bei, daß schon in der Weimarer 
Republik die militärischen Kader geschaffen wurden, mit denen 
das Naziregime den 2. Weltkrieg führte. Für den deutschen Kapita- 
lismus wurde der innere Markt erneut zu klein, er brauchte, um 
Profite machen zu können, ~Lebensraume~ Die Landsknechte des 
deutschen Kapitalismus sangen: „...denn heute gehört uns 
Deutschland, und morgen die ganze Welt«. 

Nach der Niederwerfung der revolutionären Arbeiter, nach dem 
Mord an den Führern des Spartakusbundes sah es die jungen KPD 
als ihre entscheidende Aufgabe an, die Masse der sozialdemokra- 
tischen und freigewerkschaftlich organisierten Arbeiter, die in den 
Januar-Kämpfen den Versprechungen der sozialdemokratischen 
Regierung auf eine sozialistische Entwicklung in Deutschland ohne 
Gewalt, mit parlamentarischen Mitteln Glauben geschenkt hatten, 
von der Notwendigkeit des revolutionären Kampfes für eine soziali- 
stische Umgestaltung zu überzeugen. Das erforderte Geduld, da 
nur die konkreten Erfahrungen Grundlage für ein Umdenken sein 
konnten und es notwendig war, aus und mit den Erfahrungen der 
Revolution eine politische Organisation zu schaffen, die fähig sein 
würde, die spontane Krait der Massen so zu lenken, daß sie sich 
nicht von Versprechungen und Provokationen auf Abwege bringen 
ließ. 

Es hat um die Strategie und Taktik der KPD heftige Diskussionen 
gegeben, die aber zur Stärkung der KPD beitrugen, solange jeden- 
falls die Kommunisten von den Bedingungen im eigenen Land 
ausgingen. 

Das wurde in der KPD anders, als sie in den Sog der russischen 
Fraktionskämpfe kam und an die Stelle der Bewältigung der Aufga- 
ben mit der für die Bedingungen passenden Strategie die »Bol- 

schewisierung~~ der KPD trat. Erfahrungen und Methoden aus rus- 
sischen Verhältnissen (eine große Bauernmasse und eine zahlen- 
mäßig kleine Arbeiterklasse) wurden auf deutsche Verhältnisse 
übertragen, wo die Bauern als revolutionäres Element kaum eine 
Rolle spielten und die Arbeiterklasse durch ihre lange sozialdemo- 
kratische und freigewerkschaitliche Tradition geformt worden war, 
die in Rußland unbekannt war. Aus den positiven und kämpferi- 
schen Elementen dieser Tradition den Weg zum revolutionären 
Kampf zu finden, stand als Aufgabe vor der Kommunistischen 
Bewegung in Deutschland. 

Ausschluß aus der KPD 
Für die erwähnten Aufgaben engagierte Kommunisten wurden 

aus der KPD ausgeschlossen, einer der ersten unter ihnen war 
Heinz Krause. Am 19. Januar 1929 bringt die Zeitschrift „Gegen 
den Strom<< einen Bericht darüber. Sie schlossen sich in der KPD- 
Opposition zusammen mit dem Ziel, die KPD auf den Weg der 
»Gesundung<< zurückzubringen. In einer Erklärung, von ihm, Rosi 
Wolfstein, Hermann Grothe, Erich Stichling, Artur Heimburger, Fritz 
Reinhard und Günter Hopffe unterzeichnet, heißt es: *Gerade heute 
wo die Klassengegensätze sich immer schärfer zuspitzen, wo eine 
besonders elastische und zielklare, darum aber umso festere Tak- 
tik gegenüber der SPD, dem stärksten Bollwerk der Reaktion, 
notwendig ist, versucht eine unfähige Parteiführung durch Aus- 
schluß von jenen Genossen, in denen sich die jahrzehntelangen 
revolutionären Erfahrungen der deutschen Arbeiterklasse verkör- 
pern, die besten Traditionen aus der Bewegung auszumerzen.. .« 

-Der Hinweis auf die damaligen Fehler, die zur Aktionsunfähig- 
keit und Ohnmacht der Arbeiterklasse führten, schließt keinesfalls 
die Schuld der reformistischen Gewerkschaftsführungen und der 
damaligen SPD-Parteileitungen aus? schreibt er 1974. Die schein- 
radikale Politik der KPD-Führung in den Jahren vor 1933 ermög- 
lichte es der SPD-Führung, die Masse der sozialdemokratischen 
und freigewerkschaitlichen Arbeiter an die Politik der SPD zu bin- 
den, was 1933 zum Untergang der gesamten Arbeiterbewegung 
führte. 

Die illegale Periode 
Oftmals wird besonders von jüngeren Freunden die Frage 

gestellt, warum der organisierte Widerstand gegen die Nazis in 
Deutschland nicht von Anfang an größer war, ob denn nicht auch die 
Arbeiter und Angestellten, zum mindesten große Teile von ihnen, 
von der Naziideologie und deren Parolen beeinflußt waren. Statisti- 
ker in der BRD sind unter Berufung auf die Wahlergebnisse und das 
Wohlverhalten zu der Schlußfolgerung gekommen, daß die Arbei- 
terschaft den Großteil der Wählerschaft der NSDAP ausgemacht 
habe. (Der Objektivität halber muß gesagt werden, daß andere 
Historiker zu entgegengesetzten Schlußfolgerungen kommen, daß 
die Nationalsozialisten maus der Arbeiterschaft nur verhältnismä- 
ßig wenige Anhänger gewinnen konnten*. (Der Freiburger Histori- 
ker H. A. Winkler in der Frankfurter Rundschau vom 21.12.1982) 



Man sieht daran, daß mit Statistik alles und nichts bewiesen werden 
kann.) Was war wirklich? 

lm-~eqensatz zur ADGB-Führung 1933, die den Gewerk- 
schaftsmiigliedern von jedem widerstand gegen die Nazis abriet, 
stand der langanhaltende Widerstand gegen die Zwangsmitglied- 
schaft in der Deutschen Arbeitsfront (DAF), besonders in Berliner 
Großbetrieben. Dieser heimlich organisierte Widerstand machte 
den Nazifunktionären viele Jahre lang zu schaffen. Aber auch 
manchen sozialdemokratischen Gewerkschaftsführern war die 
Zwangsmitgliedschaft in der DAF nicht unsympathisch. Noch wäh- 
rend des Krieges haben führende Gewerkschafter wie Tarnow den 
Allierten den ernstgemeinten Vorschlag unterbreitet, nach Kriegs- 
ende diese Zwangsorganisationen nicht aufzulösen, sondern zu 
übernehmen - mit ihnen an der Spitze versteht sich. Die Kassie- 
rung der Beiträge durch die Lohnbüros imponierte ihnen. Diese 
Pläne mußten jedoch schnell fallen gelassen werden, als man sich 
der Ablehnung derartiger Pläne bei den Arbeitern in Deutschland 
bewußt wurde. 

Die kampflose Kapitulation der deutschen Arbeiterbewegung 
(d.h. der Organisationen, nicht der Individuen), vor allem der 
Gewerkschaften, hat auf die arbeitende Bevölkerung eine nieder- 
schmetternde und tiefe Wirkung gehabt. Daß die Bewegung,für die 
sie ihr Leben lang große Opfer gebracht hatten und mit der sie 
verwachsen waren. so enden könnte. hatte sich kein sozialdemo- 
kratischer, freigew&kschaftlicher ~rbeiter, nicht einmal Mitglieder 
der KPD vorstellen können. 

Die politische Verwirrung war die Folge des Zusammenbruchs. 
Während Arbeiter aus verschiedenen politischen Richtungen 
begannen, illegale freigewerkschaftliche Gruppen zu bilden, emp- 
fahl die KPD ihren Mitgliedern in den ersten Monaten nach der 
Machtübernahme noch den Eintritt in die faschistischen Massenor- 
ganisationen. Die Vorstellung, so die Naziorganisationen von innen 
heraus erobern oder zersetzen zu können, mußte schnell fallen 
gelassen werden. Denn diejenigen, die der Aufforderung Folge 
leisteten, gerieten zwischen alle Stühle: Sie kamen als ~Uberläuferc( 
in Verruf bei klassenbewußten Kollegen, die dem Nazidruck wider- 
standen, erregten das Mißtrauen bei den Alt-Nazis, daß sie sich 
doch nurtarnten, und mußten deshalb Beweise ihrer neugewonne- 
nen »Überzeugung<< liefern. Schließlich, wie sollte man diejenigen, 
die ehrliche Ziele verfolqten (wenn auch mit untauqlichen Mitteln). 
von denen unterscheiden, die um materieller ~ o r t e i e  und ~arr iere 
willen übergelaufen waren? 

Die außenpolitischen Erfolge der Nazis, die Einführung der all- 
gemeinen Wehrpflicht (die ja nach dem ersten Weltkrieg von den 
Siegermächten verboten worden war), die Rückgliederung des 
Saargebiets, die Besetzung Osterreichs, das Münchener Abkom- 
men mit der Auslieferung der CSR an die Nazis durch England und 
Frankreich, die Zustimmung, die sie bei den bürgerlichen Klassen 
Europas für ihren Kampf gegen den »Marxisrnus~~fanden, waren für 
die Widerstandsbewegung der Arbeiter ein schweres Hemmnis. 

In Berlin Marienfelde fand Heinz bei Daimler-Benz nach zwei 
Jahren Arbeitslosigkeit Anstellung. Seine Anstellung in diesem 
Betrieb stieß zunächst auf Widerstand bei den Nazifunktionären. 
Sie wurde erst dadurch möglich, daß sozialdemokratische und 
freigewerkschaftlich organisierte Kollegen von früher, die ihn noch 
von seiner oppositionellen Gewerkschaftstätigkeit her kannten und 
seine politischen Auffassungen achteten, für ihn eintraten. Sie 
konnten ihren Einfluß im Betrieb als qualifizierte Facharbeiter stär- 
ker geltend machen, als die Leute von der NSBO, die Nationalsozia- 
listischen Betriebszellen-Organisation. Diese wandten sich gegen 
seine Einstellung, weil er den Beitritt zur DAF und NSDAP mit der 
Begründung ablehnte, als Feind des Nationalsozialismus 1933 
gemaßregelt, wäre es unehrlich von ihm, wenn er jetzt so täte, als. 
sei er politisch bekehrt 

Eine solche mgrundsätzlichen Haltung konnte mehr Respekt auch 
bei politischen Gegnern hervorrufen. als dem Druck der Nazis 
nachzugeben, ~usgagen über andere ~ e n o s ~ e n  zu machen, in der 
Hoffnung dadi1:ch  leichter^< davon zu kommen. Uber eine sDätere 
~enunzh ion  schrieb er: *Die Anzeige bei der Gestapo in meinem 
Betrieb wurden von angesehenen Leute aus dem Bürgertum, von 
leitenden Leuten aus der Betriebsleitung, von einem ehemaligen 
deutschnationalen Polizeimajor so entkräftet, daß ich meine Arbeit 
fortsetzen konnte.. ... 

Voraussetzung für illegale Tätigkeit unter der Naziherrschaft war 
ein politisches Umfeld, wie es Heinz Krause bei Daimler-Benz 
schaffen konnte, und darüber hinaus bei den Kollegen der Post und 
den politischen Freunden im Wohnbezirk. Nur in einem sol- 
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Von Heinrich Vogeler etwa 1930 entworfene Mai-Postkarte zur 
Unterstützung der Internationalen Hilfs- Vereinigung (IHV), die aus 
der Roten Hilfe hervorgegangen war. Dieses Motiv verwendete 
Heinz Krause auf einer in Form von Fotoabzügen verbreiteten 
.Rote Fahne-, die von den KPD-0-Genossen 1940 in Berlin wei- 
tergegeben wurde. Die Buchstaben KPD-0 schnitt er aus der 
Fahne heraus, »weil es die Gestapo nur auf uns aufmerksam 
gemacht hätte und weil es in der Illegalität nicht so wichtig war.. 

chen Umfeld konnte die notwendige Unterstützung gefunden wer- 
den, sei es technischer, finanzieller Art, sei es daß Wohnungen für 
illegal lebende Genossen beschaffi werden mußten. Politische Geg- 
ner der Nazis lenkten schon durch ihre Vergangenheit die Auf- 
merksamkeit der Nazispitzel und Blockwarte auf sich. 

Das hört sich einfach an, Umfeld schaffen. Wie viele aus der 
68er-Studentenbewegung, die in die Betriebe gingen, waren ent- 
täuscht über die Arbeiter, die ihren politischen Reden nicht das 
erwartete Gehör schenkten und sind gescheitert. Und dabei sind 
doch die Bedingungen der politischen Arbeitfür sie unvergleichbar 
leichter gewesen, als unter der ständigen Kontrolle der Nazis in der 
Illegalität. Wenn man -wie auch Heinz Krause - in einen Betrieb 
kam, wo man die Kollegen doch gar nicht kannte, oder wenn man 
einzelne von früher kannte, ja gar nicht wissen konnte, wie sie sich 
jetzt verhalten, wo sie politisch stehen, wie erkennt man die Kolle- 
ginnen und Kollegen, mit denen man ein politisches Wort reden 
kann, denen man seine politischen Auffassungen anvertrauen 
kann, vor wem man sich in Acht nehmen muß? Zunächst ist es das 
eigene Verhalten gegenüber Meister und Kollegen, das von den 
anderen beobachtet wird. In jedem Betrieb gibt es Gelegenheit sich 
.grundsätzlich. zu verhalten. Je nachdem wie man sich in den 
betrieblichen Konflikten verhält, werden andere aufmerksam, und 
manche fühlen sich verpflichtet zu helfen, oder man kommt ande- 
ren zu Hilfe. Man unterhält sich mit Kollegen, erst vorsichtig und 
über scheinbar belanglose, persönliche Dinge: Wo kommst Du her, 
wo hast Du gearbeitet? Man findet gemeinsame Bekannte, 
gemeinsame Interessen, Bücher, die man gelesen hat, und Ereig- 
nisse, die man so oder so erlebt. Man kommt sich näher und weiß, 
mit wem man erst kleinere, dann schwierigere Aufgaben erledigen 
kann. 

Nie zuvor hatte die deutsche Arbeiterbewegung einer militärisch 
so organisierten Massenbewegungen gegenübergestanden: Rekru- 
tiert aus den Opfern der kapitalistischen Wirtschaftskrise und zur 
Rettung der kapitalistischen Wirtschaft von den deutschen Unter- 
nehmern finanziert. Unterdrückung hat es seit dem Entstehen der 
Arbeiterbewegung in Deutschland gegeben, aber es boten sich 
immer noch Möglichkeiten, etwa in der Zeit des Sozialistengeset- 



#>Marxismus - eine jüdische Erfindung« 
Antisemitismus hat bei der Mehrheit der Arbeiter nie eine Rolle 

gespielt. Dafür steht schon dieTatsache, daßführende Frauen und 
Männer der Arbeiterbewegung bei den organisierten Arbeitern gro- 
ßes Ansehen genossen: Marx, Lassalle, Rosa Luxemburg, Thal- 
heimer und viele andere. Die Rassengesetze und die Propaganda, 
nicht in jüdischen Geschäften zu kaufen und nicht zu jüdischen 
Arzten zu gehen, fand nur in kleinbürgerlichen Kreisen aus Konkur- 
renzgründen Anklang. Bei der arbeitenden Bevölkerung erreichte 
sie eher das Gegenteil. Deswegen waren die Nazis ja auch 
gezwungen, nach 3-4 Jahren wirkungslos gebliebener antise- 
mitischer Propaganda bei der arbeitenden Bevölkerung mit organi- 
sierten Banden nachzuhelfen. Dazu mußten sie sogar SA-Leute 
aus entfernten Teilen des Deutschen Reiches nach Berlin und in 
andere Städte karren, die in der Bevölkerung unbekannt waren und 
keinen Kontakt hatten. Sie rnußten vor jüdische Geschäfte gestellt 
werden, um Käufern den Zutritt unmöglich zu machen. Sie rnußten 
jüdischen Ärzten die Zulassung zu den Kassen entziehen und 
schließlich Hausbesitzer veranlassen, sie aus den Wohnungen zu 
kündigen, weil sie anders ihre Ziele nicht verwirklichen konnten. 

zes, sich unter dem Dach von »unpolitischen~ Vereinen und unter 
rC Beachtung bestimmter Vorsichtsregeln zu politischer Beratung zu 

1 
" * treffen. Das war jetzt anders. Alle Organisationen und Vereine bis 

zu den Gesangsvereinen, sogar der deutschnationale Stahlhelm 
und die bürgerlichen Sportvereine mußten sich der Kontrolle der 
Gestapo, SA, SS, NSBO oder Hitlerjugend unterstellen. Der politi- 
sche Widerstand der Arbeiterbewegung mußte sich seine eigenen 
illegalen Organisationsformen schaffen. Fast alle Mitglieder der 
KPD-0 haben sich nach der Machtübernahme in Dreier-Gruppen 
organisiert, um die politische Arbeit fortzusetzen. 

Die KPD-0 hat, wie alle illegalen Organisationen, in diesem 
Kampf schwere Opfer bringen müssen. Dennoch muß auf einen 
wesentlichen Unterschied hingewiesen werden. Die KPD-0 ver- 
fügte über keinen umfangreichen Apparat von bezahlten Funktio- 
nären wie die KPD. Schon in der Weimarer Republik wurde im 
Zeichen der ,,Bolschewisierung- der KPD ein Netz von Instrukteu- 
ren geschaffen, die an die Parteimitglieder die politischen Anwei- 
sungen der Zentrale zu vermitteln hatten. Je häufiger die politischen 
Aussagen der KPD geändert wurden, desto größer wurde die 
Bedeutung dieser »Instrukteure<< in der Partei und umso geringer 
die eigene Initiative und die politische Mitarbeit der Mitgliedschaft 
an der Basis. Die Mitglieder der KPD-0 waren gewohnt, auf eige- 
nen Füßen zu stehen, und sich für die politischen Aussagen und 
Erklärungen der Leitung verantwortlich zu fühlen. 

Es war für das politische Durchhaltevermögen in der Nazizeit, wo 
die Verbindungen zur Auslandsleitung oftmals lange unterbrochen 
waren, von großem Nutzen, daß die KPO-Mitglieder sich auch ohne 
diese Verbindung politisch zurecht finden konnten, auch wenn sie 
auf sich allein gestellt waren. Außerdem war es für den Gegnersehr 
viel schwieriger, wenn nicht gar unmöglich, Spitzel einzuschleusen, 
eine Gefahr, die zu vielen Verhaftungen bei der KPD im Lande 
führte. Das Verhältnis der KPO-Mitglieder zu den Mitgliedern der 
KPD wurde nach der Machtübernahme durch die Nazis nicht mehr 
von den alten Differenzen beeinflußt, insbesondere dann nicht, 
wenn sie unbeeinflußt vom Apparat politisch aktiv waren. 

Mit Unterstützung seiner Kollegen bei Daimler-Benz konnte 
Heinz Krause einem russischen Kriegsgefangenen, der in dem 
Betrieb arbeitete und in einem Lager kaserniert war, ermöglichen, 
für einige Tage unbemerkt durch alle Kontrollen aus dem Betrieb 
herauszukommen. Er sollte Kontakt zu den russischen Kriegsge- 
fangenen in einem anderen Lager herstellen. Die russischen 
Genossen, die diese Aufforderung an ihn richteten, kannten ihn als 
vertrauenswürdig, und er wußte, welche deutschen Kollegen er für 
diese Aktion in Anspruch nehmen konnte. Immerhin: Es war ein 
Rüstungsbetrieb und mit der Todesstrafe mußten sie rechnen. Nur 
mit einem solchen Umfeld war es auch möglich, einen jüdischen 
Genossen wie Walter Bernhard durch die Nazizeit zu bringen und 
gefährdete - auch bürgerliche Leute - über die Grenze zu brin- 
gen. 

Es ist unter der Naziherrschaft immer wieder unter der Arbeiter- 
schaft Widerstand aufgeflackert, aber es war nicht möglich, diesem 
Widerstand eine zentrale Führung zu geben. Trotz aller Anstren- 

Ordnung muß sein 
Nicht nur militärisch wurde in der Weimarer Republik Vorarbeit 

für die Nazis geleistet. Ob gewollt oder ungewollt haben Staatsap- 
parat, politische Polizei und Justiz in der Weimarer Republik, unter 
Führung der SPD-Regierung Braun-Severing, in Preußen jene 
Akten angelegt über Teilnehmer an Streiks und Demonstrationen, 
derer sich dann die Nationalsozialisten bei der Verfolgung ihrer 
Gegner bedienen konnten. 

Erleichtert wurde ihnen die Verfolgung noch dadurch, daß die 
große Mehrzahl der höheren Beamten im Staatsapparat schon vor 
der Machtergreifung zwar ihre demokratische Zuverlässigkeit 
beteuerten, aber dennoch oft ein zweites Mitgliedsbuch - das der 
NSDAP - besaßen. Zum Teil hatten diese Beamten schon aüf den 
Kaiser den Treue-Eid abgelegt, was aber die SPD und die Derno- 
kraten auch nicht hinderte, ihre Anhänger auf deren ndemokrati- 
sehe<< Zuverlässigkeit zu verweisen. 

Nazigegner, die bei der Gestapo zum Verhör saßen, konnten 
dann erleben, daß die Vernehmungsbeamten, die in der Weimarer 
Zeit angelegten Akten vor sich hatten und daraus zitierten. Solche 
konkreten Erfahrungen sprechen auch heute gegen die Behaup- 
tungen der „demokratischen<< Bonner Parteien, daß mit den Daten 
der Volkszählung kein Mißbrauch möglich sei. Können sie denn 
dafür garantieren, daß sich Zustände wie unter den Nazis nicht 
wiederholen? Auch die politische Herrschaft der Nazis zeichnete 
sich durch immer neue Fragebogen in Betrieben und Wohnbezir- 
ken aus, die eine perfekte Registrierung und Beaufsichtigung der 
Bevölkerung nach politischen Kriterien ermöglichen sollten. Die 
Computer-Technik fehlte ihnen noch. 

gungen. Das haben die Nazis mit ihrem Spitzel- und Terrorapparat 
verhindern können, der auch die Verkehrsmittel, Telefon und Post 
unter Kontrolle hatte. 

Wir haben bei unserer Tätigkeit fast täglich mit dem Todesurteil 
durch diese Banditen rechnen müssen.. . Ich fuhr an verschiede- 
nen Wochenenden mehrmals vom Anhalter Bahnhof nach Leipzig. 
Wir trafen uns am Zeitungskiosk gegenüber dem Hauptbahnhof. 
Er ging dann voraus, und nach Gesprächen an Schaufenstern 
gingen wir weiter, und ich überreichte ihm dann immer das Mate- 
rial. Die weiteren Verabredungen haben immer gut geklappt. 
Gegenseitige Namen oder Anschriften kannten wir nicht. Über 
Anne Bachmann bekam ich nach 1937 auch Verbindung nach 
Chemnitz. Sie war die Frau von Otto Bachmann, früher Vorsitzen- 
der der ausgeschlossenen Bauarbeiter, war er später Bürger- 
meier von 6Isnitz im Vogtland und weigerte sich 1933, die rote 
Fahne vom Rathaus herunterzuholen. Er wurde geschlagen und 
kam ins KZ. Nach seiner Freilassung Jahre später wohnte er in 
Straußberg bei Berlin.. . Auf einer Fahrt nach Chemnitz, es war 
spät am Abend, merkte ich im Zug, daß die Gestapo verschiedene 
Leute aus den Abteilen festnahm. Ich ging zur Toilette undsah, wie 
sie auf einem Bahnhof der Polizei übergeben wurden, nachdem 
sie vorher in einem Abteil zusammengesammelt worden waren. 
Ich hatte mein Material in die Toilette versenkt und ging zurück in 
mein Abteil. Bei den Gestapo-Leuten war auch eine Frau dabei. 
Sie leuchtete mich vom Gang aus mit einer Taschenlampe an, ich 
tat so, als ob ich schlafe. Dann kam ein Mann ins Abteil, warf einen 
leeren Koffer ins Gepäcknetz und setzte sich neben mich. Ich 
nahm ein Glas mit Kartoffelsalat, fing an zu essen und sprach mit 
einem Mann gegenüber. Ich erzählte ihm, wie die Stimmung in 
Thüringen sei, wo ich zuvor in Urlaub gewesen wäre, und daß in 
Berlin erzählt würde, daß eine Hungersnot kommen würde, daß 
diese Erzählungen nur unserem Führer schaden und das Volk 
aufhetzen sollten. Es seien alles Lügen, die Getreideernte in Thü- 
ringen ist gut. Nach kurzer Zeit verließ dann dieser *Nachbar- das 
Abteil. Im Notfall hätte ich gesagt, daß ich ein Treffen mit einer 
Liebsten hätte. An der Sperre waren vier Genossen aus Chemnitz 
und Zwickau. Ich ging an ihnen vorbei und flüsterte: Achtung. Auf 
der Straße trafen wir uns dann zu weiteren Gesprächen und Ein- 
kehr. Ich schlug ihnen vor, daß ich nicht mit dem nächsten Zug von 
Chemnitz fahren könne, da dieselben Gestapo-Leute sicher den 
Zug kontrollieren würden. Die Freunde nahmen mich mit nach 
Zwickau, und von dort fuhr ich nach Berlin zurück. Meine Begei- 
sterungslügen für den Führer hatten mein Leben gerettet.. .- 

Als die KPD-0 in Berlin ihre illegale Leitung verlor, übernahm er 
mit anderen Freunden die Leitung und hielt sie bis ans Kriegsende. 



Ihr wurde von den deutschen Vertretern der russischen Besat- 
zungsmacht die Beendigung der politischen Tätigkeit  empfohlen^. 

Das Verhältnis zur SU war von jeher für die KPD-0 von großer 
Bedeutung. Gerade weil ihre Mitglieder in Konflikt mit der politi- 
schen Linie der KPD gekommen waren, konnte und durfte dies in 
keiner Weise eine feindliche Haltung zur SU zur Folge haben. Die 
KPD-0 sah es als ihre Aufgabe an, unter den organisierten Arbei- 
tern Verständnis für die Schwierigkeiten der bis ans Ende des 
2. Weltkrieges in der Welt isolierten SU zu wecken. Das war mitun- 
ter schwierig, wenn man z.8. die Wirkung der Ereignisse von 1939 
(deutsch-russischer Pakt) bedenkt. 

Diese Haltung ist auch dem Parteivorstand der SPD im Exil 
bekannt gewesen, der nach dem deutsch-russischen Pakt zuge- 
ben mußte: -Selbst die kritischen Kommunisten wenden sich kei- 
neswegs alle von der Moskauer Politik ab. Ein Teil scheint sehr 
nachdenklich geworden zu sein und sucht nach neuen Wegen. 
Andere aber haben durchaus noch nicht die Hoffnung aufgege- 
ben, daß zuletzt doch die Arbeiter in Deutschland unter Führung 
der Kommunisten und mit direkter oder indirekter Hilfe der Russen 
eine Erhebung gegen die Nazis machen könntenn 

Wie ging es weiter nach dem Krieg? 
.Nach dem Zusammenbruch habe ich mich in Britz und Neu- 

kölln sofort aktiv eingeschaltet und war natürlich als früherer KPO- 
Genosse sehr bekannt in der neuen Bewegung. Doch sehr bald 
zählten die jahrzehntelangen Verdienste um die deutsche Arbei- 
terbewegung nicht mehr. Franz Lange, heute in Ostberlin wohn- 
haft, übernahm die Leitung in Britz und zum Teil in Neukölln, und 
eine Anrechnung meiner früheren Mitgliedschaft in der USPD und 
von 1920 bis 1928 in der KPD (und des Spartakusbundes) wurde 
abgelehnt-, schreibt Heinz am 20.4.1970 an einen Genossen aus 
der Zeit der Illegalität. 

Für einen großen Teil der KPD-0 Mitglieder war es, nachdem sie 
Naziterror und Krieg überlebt hatten, keine Frage, nach Kriegsende 
die politische Arbeit fortzusetzen. Doch die Teilung Deutschlands 
und die militärische Besatzung machten die erhoffte Entfaltung der 
revolutionären Bewegung unmöglich. Jetzt waren neue politische 
Fragen und neue organisatorische Bedingungen der politischen 
und gewerkschaitlichen Arbeit, die eine kritische Aufarbeitung der 
Vergangenheit voraussetzten, entstanden. 

Heinz trat wie die meisten KPO-Mitglieder nach dem Krieg der 
KPD bei. Die Führung der KPD hatte sie dazu aufgefordert, da ja 
nun die alten Differenzen (RGO-Politik und Ideologie des nsozialfa- 
schismus~) keine Bedeutung mehr hätten. Dabei war die Beurtei- 
lung der SU - nun als Besatzungsmacht - eine neue Frage, die 
zu heftigen Diskussionen führte. Manche haben die Auswirkungen 
der Besatzungsherrschaft der roten Armee als Vorwand genom- 
men, um Abschied von der revolutionären Bewegung zu nehmen. 
Nicht so Heinz Krause. Die Frage, wie die deutsche Arbeiterklasse 
wieder für die Verteidigung ihrer Klasseninteressen und für den 
Sozialismus gewonnen werden konnte, führte zu Auseinanderset- 
zunoen in Berlin und in der DDR. aber auch in der KPD in West- 
deu~schiand. Aus Berlin, wo die' weltpolitischen Klassengegen- 
sätze nach Krieasende am schroffsten in Euro~a aufeinanderstie- -. ~ ~ 

ßen, schrieb H& (20.12.1949): 
>>. . . Wir sind um einige Erfahrungen reicher geworden und wis- 

sen nur allzu gut, in welcher schwierigen Lage wir uns befinden. All 
das Bisherige in unserem politischen Leben in der Frage der 
Organisation, der Demokratie in der Partei, die alten Formen der 
Rede und Diskussion, der Offenheit und Ehrlichkeit, der Taktik und 
Strategie, der alten bewährten Erfahrungen, des Bekennens zum 
Klassenkampf mit der Bereitschaft zum Einsatz und vieles andere 
mehr gibt's in der Organisation nicht mehr. Nur das bedingungs- 
lose Bekennen, ohne Zweifel, ist zugelassen.. . Nur ein geringerer 
Teil der Mitgliedschaft sind Arbeiter aus Privatbetrieben. Die Mit- 
gliedscha f. ist nach unseren Schätzungen im vergangenen Jahr in 
Westberlin um 50 % zurückgegangen. Die HO-Kaufhäuser wer- 
den von den ostfeindlichen Westbewohnern fast gestürmt, die 
nach dem Geldumtausch sehr billig die Produktion an Stoffen und 
anderen Dingen aufkaufen ... Man macht für alle Mißstände 
bestimmte Teile der Mitgliedschaft verantwortlich, um sich selbst 
als Leitung reinzuwaschen und das Versagen zu verschleiern.. . 
Zur Stalinspende haben sich viele Betriebe (im Ostsektor) ableh- 
nend verhalten. Diskussionsredner, selbst Mitglieder der Partei, 
traten dagegen auf. .. So stärkt man die Stimmung gegen die 
SU. ..- 

Heinrich Brandler, Heinz Krause und Richard Janus etwa 1960 in 
Hamburg. 

Der Brief Iäßt erkennen, wie die Arbeiter sich auf Grund der 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten in dem von der SU besetzten Teil 
Deutschlands ab- und dem Westen zuwenden, der der deutschen 
Bevölkerung bessere Versorgung mit Lebensmitteln, bessere 
Arbeitsplätze und Löhne, bessere Wohnungen bieten kann. Denn 
im Gegensatz zur SU hatien die USA keine und die anderen West- 
mächte kaum vergleichbare Opfer im Krieg bringen müssen. Das 
war für die SED-Führung der Grund, die Mauer zu bauen, um die 
Flucht der Arbeiter und qualifizierten Kräfte in den Westen zu stop- 
pen. 

Die Ereignisse 1953 in Berlin und der DDR und 1956 in Ungarn 
und Polen schufen unter den klassenbewußten Arbeitern zunächst 
Verwirrung und blieben auch nicht ohne Einfluß auf die politische 
Arbeit der Gruppe Arbeiterpolitik. Der Redakteur ihrer Zeitung, Rudi 
Hanke, ging zur SPD und bekam bei der IGM einen bezahlten 
Posten. Später wechselte er bis zu seiner Pensionierung in den 
Staatsdienst über. 

Auf einen Arbeiter mit den Erfahrungen und der Vergangenheit 
Heinz Krauses im Klassenkampf und in der Bewegung mußte die 
Flucht zur SPD entmutigend wirken. Wie sollte er, der die an Nieder- 
lagen reiche Geschichte der revolutionären Bewegung in Deutsch- 
land miterlebt und mitgetragen hatte, dafür Verständnis aufbringen, 
daß sich Leute, die sich den Arbeitern als revolutionär darstellten, 
vor den Schwierigkeiten wegliefen, die in ein gutes, bürgerliches 
Dasein antraten. Da hatten er und andere in ihrem Leben andere 
Schwierigkeiten bewältigen, weitaus größere Opfer bringen müs- 
sen. 

Aus Enttäuschung zog er sich von der Gruppe Arbeiterpolitik 
zurück und nahm nicht teil an den Diskussionen und Beratungen, 
die schließlich zum Neuanfang der Gruppe Arbeiterpolitik führten. 
*Ich bin aus der Gruppe ausgetreten, da der Redakteur und einige 
Leute der Leitung es vorzogen, in das Lager der SPD überzu- 
wechseln~. Er hielt jedoch den politischen KontaM zu den alten 
Genossen, mit denen er in Berlin zusammengearbeitet hatte, 
obgleich er nach seiner Pensionierung aus familiären Gründen 
nach Fellbach zog. Er begann von dort eine rege Korrespondenz 
mit ihnen. Denn für ihn war es unvorstellbar, mit seiner Vergangen- 
heit zu brechen. Die Dolitischen Verhältnisse entwickelten sich in 
einer Richtung, die bei ihm die Erinnerung an die Vergangenheit 
wach werden ließ und das Bedürfnis weckte. seine Erfahrunqen an 
die weiterzugeben, die die politische ~ r b e i t  fortsetzten. Er cuchte 
wieder Verbindung zur Gruppe. Obgleich er seh- und gehbehindert 
war, suchte er auch seine alten Freundefür die Mitarbeitzu interes- 
sieren, um den Jüngeren mit ihren Erfahrungen zu helfen. 

Politische Überzeugung 
Im Frühjahr 1968 wurde er aufgefordert, einen Aufruf an das 

~Zentralkomitee der KP der CSSR* zu unterzeichnen, der u.a. in 
der ~Frankfurter Rundschau. und der »Süddeutschen Zeitung* 
veröffentlicht werden sollte. Diese Aufforderung schickte er zurück 
mit der Bemerkung: ..Nicht einverstanden. Den Aufruf lehne ich 
ab.. Als klassenbewußter Arbeiter war er dagegen, die bürgerliche 
Presse gegen die Sowjetunion in Anspruch zu nehmen. In diesem 
Aufruf hieß es u.a.: »Euer Erfolg wird unseren Kampf erleichtern, 
weil damit ein weiteres neues Modell sozialistischer Politik in 
einem industriell fortgeschrittenen Land geschaffen wird.. ..C Da 
mußte er sich,die Frage stellen, wo denn die Initiatoren den von 
ihnen erwähnten -Kampfe führten? In der bürgerlichen Presse - 



und auf welche Aktivitäten konnten sie verweisen, wenn sie schrie- 
ben: .Wir bedauern als deutsche Sozialisten und Internationali- 
sten das völlige Unverständnis der KPSU undin ihrem Gefolge der 
SED und einiger anderer kommunistischer Parteien.. .-? 

Heinz Krause veranlaßte dieser Aufruf zu der Bemerkung: ~Pol i -  
tische Dummköpfe, selbst mit hohem Titel, werden gewollt oder 
ungewollt zu Heloten, Helfershelfern imperialistischer Politik.. .C. 

Theorie und Praxis 
Für Arbeiter war es nie leicht, zu lesen und sich mit der Theorie 

der Arbeiterbewegung zu befassen. Zu dem physischen Kampf 
um's Dasein kommt heute noch die psychische Auszehrung im 
Produktionsprozeß hinzu. Das sind entscheidende Hindernisse. 
Aber für den Arbeiter, der sich ein Mindestmaß an theoretischem 
Wissen zu seinen praktischen Erfahrungen im Klassenkampf hinzu 
erworben hat, für den wird der wissenschaftliche Sozialismus zu 
einem festen Bestandteil seines Lebens. Das ist die Erklärung 
dafür. warum revolutionäre Arbeiter unter den schwierigsten 
~ e d i n ~ u n ~ e n  ihre Standfestigkeit bewiesen haben und ihre peisön- 
lichen Interessen hinter denen der Arbeitersache zurückstellen 
konnten. 

Ihnen stehen jene ~Marxisten,< gegenüber, die sich theoretische 
Bücher leicht anlesen konnten, die sie aber ebenso schnell wieder 
-vergessen« konnten, weil ihnen das Leben unter den proletari- 
schen Kampfbedingungen fehlte. Marx und Engels haben schon 
vor über 100 Jahren darauf hingewiesen, .wenn solche Leute aus 
anderen Klassen sich der proletarischen Bewegung anschließen, 
so ist die erste Forderung, daß sie keine Reste von bürgerlichen, 
kleinbürgerlichen etc. Vorurteilen mitbringen, sondern sich die 
proletarische Anschauungsweise unumwunden aneignen.. .* 

Das bewegte Leben unseres Freundes in der revolutionären 
Bewegung Deutschlands bliebe unvollständig dargestellt, wenn 
nicht einige Namen Erwähnung fänden, die für die Entwicklung des 
~lassenbewußtseins in der Bewegung und im Leben Heinz Krau- 
ses von Bedeutung waren. Wir erwähnten Waldemar Bolze, mit 
dem er seit seiner Zeit in Berlin-Neukölln vor allem in der Gewerk- 
schaftspolitik praktisch zusammenarbeitete. 

Über August Thalheimer und Heinrich Brandler schrieb er: *Die 
zwei waren kompromißlose Politiker im Geist Karl Liebknecht, 
Rosa Luxemburg, Leo Jogisches, Franz Mehring u.a. Wer mit 
Spartakus gekämpft hat, die gefallenen Roten Matrosen zum 
Märzgefallenenfriedhof, Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg 
zum Friedhof nach Berlin-FNedrichsfelde begleitete, kann die 

Blutschändung revolutionärer Kämfer des Spartakusbundes nicht 
vergessen. August Thalheimer war ein Revolutionär an der Seite 
Karl Liebknechts, der einmal erklärte, daß Thalheimer nach sei- 
nem Tode sein Nachfolger werden soll. Für den Imperialismus war 
August eine Gefahr, darum verhinderte man seine Rückehr nach 
Deutschland. Für die deutsche Arbeiterklasse bedeutete sein Tod 
einen unersetzlichen Verlust, das können nur diejenigen begrei- 
fen, die zusammen mit ihm den schweren Kampf gegen die Ver- 
fallserscheinungen der Arbeiterbewegung durch die sozialdemo- 
kraiische Politik und die Politik der ultralinken Führung der KPD 
geführt haben.. .- 

Revolutionäre und klassenbewußte Arbeiter haben niemals ihren 
Einsatz für die Bewegung mit Karriere und bezahlten Posten ver- 
bunden. Sie bewiesen - besonders im 3. Reich - Uberzeugungs- 
treue und Vertrauen zu der geschichtlichen Aufgabe der Arbeiter- 
klasse. Gerade wenn die Bewegung von ihren Gegnern am grau- 
samsten unterdrückt wurde, begannen sie immer wieder von neu- 
em, die politischen und organisatorischen Grundlagen für das Wie- 
dererstarken der Arbeiterbewegung zu schaffen. Ihre Erfahrungen 
hatten sie gelehrt, daß nicht Männer die Geschichte machen, son- 
dern Menschen, die sich ihrer Aufgaben und Möglichkeiten bewußt 
geworden sind und danach handeln. Deshalb verlief ihr Leben an- 
ders als das jener, die sich der herrschenden Klasse angedient 
hatten. Einer dieser »großen<< Männer war der Sozialdemokrat 
Noske. Er schrieb über sich nach dem Ende des 2. Weltkrieges- 
.Am Tage nach der Machtübernahme durch Hitler erhielt ich ein 
von Göring unterzeichnetes Telegramm, durch das ich gebeten 
wurde, zu einer Aussprache mit ihm nach Berlin zu kommen*. . . 
.Einen Mann wie sie schickt man nicht fort-, hatte er ihm zu sagen. 
Noske wurde nach dem 1. Oktober 1933 mit gekürzter Pension aus 
dem Staatsdienst entlassen. 

Die arbeitende Bevölkerung der BRD geht Zeiten entgegen, wo 
sie den Kampf gegen die kapitalistische Ordnung erneut wird auf- 
nehmen müssen. So wie die Generation, aus der Heinz Krause kam 
und von der ei einer war, mit den gestellten Aufgaben wuchs, so 
wird es auch ein Wiedererstarken der deutschen Arbeiterbewe- 
gung geben. Es kann nur eine revolutionäre Arbeiterbewegung 
sein. Wer wird und kann der jungen Generation dann Vorbild sein - 
die Ministersozialisten und Emporkömmlinge auf Kosten der Ar- 
beiter (wie sie von Lappas und seinesgleichen heute repräsentiert 
werden) oderjene, die um der Sache willen Entbehrungen ertragen 
haben und so das Ansehen der Bewegung bei den Arbeitern 
bewahrt haben ? März 87 W 

X- 

Das Problem der bürgerlichen Parteien: Die Hafenstraßen-Häuser müssen weg ! 

»Wenn ihr uns räumt, holen wir die Russen.. .« 
Das Thema ~Hafenstraßea, die Auseinandersetzung u m  

die besetzten Häuser am Hafenrand, sind in Hamburg zu 
einem Kristallisationspunkt politischer Frontenbildung 
geworden: Von den bürgerlichen Parteien, SPD, CDU über 
GAL bis hin zu den Gewerkschaften - alle sind gezwungen, 
Stellung zu beziehen. SPD und CDU (im Verein mi t  dem 
DGB) haben vor allem vor den letzten Bürgerschaftswahlen 
versucht, die ~Hafenstraßea als Zentrum mterroristischera 
Aktionen darzusfellen. Zu großen Teilen ist ihnen das nicht 
gelungen, denn die brutalen Angriffe von Polizei und Räum- 
kommandos haben Solidarität und Unterstützung hervorge- 
rufen, die weit über die .Szene* der Autonomen Gruppen 
hinausreichte. 

Die folgende Schilderung der Auseinandersetzung u m  die 
~Hafenstraße. wurde von Genossen geschrieben, die i m  
Zusammenhang der Autonomen Gruppen arbeiten. 

Die Redaktion, März '87. 

Anfang '80 war klar, daß die Häuser an der St. Pauli-Hafenstraße 
bald abgerissen werden sollten. Die Stadt Hamburg hatte vor, am 

Baumwall einen neuen Elbtunnel zu bauen, damit die vollgelade- 
nen LKW'S, die Container von den Chemiekonzernen an der Unter- 
elbe in den Hamburger Hafen transportieren sollten, nicht immer im 
Stau im Elbtunnel steckenblieben - die Stadt Hamburg machte 
sich wohl Sorgen, daß die Chemiekonzerne sich sonst andere 
Umschlaghäfen, 2.B. in Holland, suchten. Der Ausbau der Ver- 
kehrsverbindungen in den Hamburger Hafen war also das A & 0 für 
den Reichtum Hamburgs, und deshalb sollten die Häuser an der 
Hafenstraße abgerissen oder saniert werden. Aber es kam ganz 
anders.. . 

Um die Häuser an der Hafenstraße nach und nach zu entmieten, 
hat die SAGA Anfang 80 die Verwaltung der Häuser dem Studen- 
tenwerk übergeben, bereits leere Wohnungen wurden für 50 DM 
pro Zimmer mit Zeitverträgen an Studenten vermietet. Außer eini- 
gen alten Leuten wohnten also hauptsächlich Studenten in den 
Häusern; die haben dann Freunden oder Bekannten aus dem 
Stadtteil Bescheid gesagt, daß in den Häusern schon einige Woh- 
nungen ganz leer stehen, da könne man zumindest vorübergehend 
unterkommen. Das hat sich rumgesprochen. Wohnungen, wo der 
Zeitvertrag auslief, wurden einfach weiterbewohnt; wo Mieter aus- 
zogen, standen die Besetzer schon vor der Tür. 



Die Leute, die da eingezogen sind, waren überwiegend Jugend- 
liche, mit wenig Geld, z. T. weg von zu Hause, weg von dem Druck, 
sich den gesellschaftlichen Normen anpassen zu müssen („hast 
du immer noch keine Arbeit<<, *wie siehst du überhaupt aus.. .W) .  

Zusammen mit anderen, denen es ähnlich geht, wollen sie kol- 
lektives Zusammenleben ausprobieren. 

Aber es waren auch von Anfang an welche dabei, die - ange- 
törnt von der Berliner Häuserkampfbewegung - mit der Besetzung 
politische Ziele verfolgten, nämlich vor allem junge Leute in einer 
sozialen Bewegung zu organisieren und daraus gemeinsames 
politisches Handeln gegen den bürgerlichen Staat zu entwickeln. 

Sie alle waren einfach da. Es wurde kein Transparent rausge- 
hängt: wir haben hier was besetzt, keine politische Kundgebung - 
es war eine schleichende Besetzung, und zuerst hat dem eben 
niemand so richtig Beachtung geschenkt. 

Das war 1982.. . 
Das war 1982. Zum erstenmal war das Motto von Innensenator 

Pawelczyk durchbrochen worden: jedes besetzte Haus in Ham- 
burg würde innerhalb von 24 Stunden wieder geräumt. 

Und die Häuser blieben auch weiter besetzt. Vielleicht erschien 
es der Hamburger Polizeiführung zu schwierig, die einzelnen 
besetzten Wohnungen zu räumen, wo es doch immer noch eine 
ganze Reihe von legalen Mietern gab. Vielleicht war das auch ein 
Zugeständnis an die GAL, denn '82 nach den Wahlen, wo die SPD 
die absolute Mehrheit verloren hatte, war eine Koalition von SPD 
und GAL nicht ausgeschlossen. 

Hinzu kam noch, daß in dieser Zeit in Hamburg die geschlosse- 
nen Jugendheime aufgelöst wurden zugunsten von Jugendwohn- 
gemeinschaften. Natürlich gab es längst nicht genug Plätze in 
solchen Wohngemeinschaften. Vielleicht war das auch ein Hinter- 
gedanke, der dazu führte, den Bewohnern der Hafenstraße im 
November 1983 Verträge anzubieten: Hafenstraße - das SPD- 
Vorzeigeprojekt für gestrauchelte Jugendliche. Die Erfahrungen in 
Berlin hatten ja auch gezeigt, daß mit Hilfe von Verhandlungen dort 
die Häuserbewegung kanalisiert werden konnte: statt Eskalation 
Einbindung des Unruheherdes in einen legalen Rahmen, das 
schien für die SPD ein geschickter Weg in dieserZeit, woes für sie 
schwierig war, parlamentarische Mehrheiten zu bekommen. 

Die Bewohner der Hafenstraße haben im November '83 die 
Verträge angenommen. Nutzungsverträge für 3 Jahre, also bis 
Ende '86, für 1,20 DM pro Quadratmeter, mit der Verpflichtung, für 
die Renovierung und Instandsetzung der Häuser zu sorgen, wofür 
zusätzliche Gelder von der Stadt zur Verfügung gestellt werden 
sollten. Es gab aber verschiedeiie Zwangsklauseln in den Verträ- 
gen, so z. B. daß jeder Mieter der SAGA gemeldet werden mußte. 

Die SAGA hat in der Folgezeit keine Nachmieter akzeptiert, wenn 
die alten Mieter ausgezogen waren. Und so wurde diese Klausel 
später die formal-rechtliche Grundlage für die Räumung von 6 
Wohnungen: SAGA und Bullen haben im Herbst '86 diese 
Räumungen mit der Begründung durchgeführt, in den betreffenden 

Wohnungen wurden nicht mehr die ursprünglich gemeldeten Mie- 
ter wohnen. d 3 

Immerhin war es für die Hausbesetzer doch gut, daß sie durch die 
Verträge erstmal Zeit gewonnen hatten, sich Freiräume zu schaf- 
fen, und daß eben nicht gleich geräumt wurde. 

In der Hafenstraße wurden Kommunikationszentren geschaffen: 
das Caf6, die Volksküche, später das Störtebeker-Zentrum. Auto- 
nome Linke benutzten die Räumlichkeiten als Treffpunkt. Als die 
Punks durch derbe Bulleneinsätze aus dem Karolinenviertel ver- 
trieben wurden, sind viele von ihnen in die Hafenstraße gegangen. 
Lange Zeit war das der einzige Ort, wo Punk-Konzerte stattgefun- 
den haben. Es gab auch Kontakt zu ausländischen Jugendlichen 
und zwar aufgrund der Auseinandersetzungen mit Neonazis, die 
sich nach HSV-Spielen samstags auf dem Kiez breitmachten. Da 
waren oft türkische oder jugoslawische Jugendliche im Hafen, um 
die Häuser zu schützen, oder um gemeinsame Aktionen gegen die 
Neonazis zu überlegen. 

Anfangs war die Stimmung: Kommunikationszentren schaffen, 
nach außen gehen, gut, aber entscheidend ist doch erstmal, wie wir 
zusammen leben. Mit der Zeit wurden dann immer mehr politische 
Themen diskutiert, und damit auch nach außen gegangen. 

Die autonome Linke befand sich zu der Zeit dagegen eher im 
Rückzug in kleine Gruppen, es gab wenig öffentliche Treffen oder 
Kneipen, wosich viele Leute automatisch getroffen haben. Dadurch -7 
bekam der Hafen eine Sonderstellung. Dort gab es eine starke 
Gruppe, die nach außen nicht völlig abgeschlossen war, wo sich 
Leute anschließen konnten; von dort aus konnte spontan reagiert 
werden: du hast etwas gehört, kannst gleich darüber reden und was 
machen. Da waren immer 100 Leute auf einem Haufen. Du mußtest 
nicht erst 'rumrennen zu 10 Gruppen: habt ihr schon gehört? Wolln 
wir nicht? Wir könnten doch.. . Ausgedrückt hat sich das z. B. in der 
spontanen Demonstration, als Günther Sare in Frankfurt vom Was- 
serwerfer totgefahren worden war - oder in der brennenden Barri- 
kade auf der Hafenrandstraße, die auf den von der Presse totge- 
schwiegenen Hungerstreik der RAF-Gefangenen aufmerksam 
machen sollte. 

Genauso die Präsenz von Leuten aus dem Hafen auf Demos: 
automatisch so ein Block von 30,40 Leuten, die einen Zusammen- 
halt haben. Das war so ein Kernpunkt, dem. sich auch andere 
angeschlossen haben - egal, ob sie jetzt konkret was mit der 
Hafenstraße zu tun hatten oder nicht. Einfach als Sammelpunkt für 
Leute, die Lust hatten, einen geschlossenen, entschlossenen Block 
auf der Demo mitzumachen. Aus solchen Gründen war die Hafen- 
straße wichtig für den Widerstand, und das ist auch heute noch so. 

Trotzdem wohnen in'der Hafenstraße immer ganz unterschiedli- 
che Leute. Auch heute noch. Das ist kein vereinheitlichter politi- 
scher Block. Die unterschiedlichen Vorstellungen entsprechen 
ungefähr denen, die allgemein in der autonomen Szene diskutiert 
werden. Und es gibt auch ein Umfeld von Leuten aus der autono- 
men Szene, die bei Aktionen, die von der Hafenstraße ausgehen, 
von vornherein integriert sind. 



Andererseits machen nicht immer alle, die da wohnen, bei den 
Aktionen mit. Das heißt aber nicht, daß diese Leute etwas anderes 
denken und sich nur nicht durchsetzen können. Für alle ist klar, daß 
was gemacht werden muß. Manche setzen das politisch um - 
andere nicht so sehr, aber die akzeptieren das vollständig. Diskus- 
sionen über die jeweilige Taktik des Hafens sind vielleicht nicht - 
immer repräsentativ, weil ein Großteil sich aus solchen Debatten 
raushält. Aber gemeinsam ist ihnen allen: wir wollen hierwohnen - 
selbstbestimmt wohnen. 

Spätestens bei den Aktionen, die von der Hafenstraße aus zur 
Unterstützung des Hungerstreiks der RAF-Gefangenen gemacht 
wurden, merkte die SPD, daß aus der Hafenstraße kein soziales 
Vorzeigeprojekt mehr werden kann, wie sie es sich erhofft hatte. 
Der Senat änderte seine Vorgehensweise. Das offensive Verhalten 
der Hafenstraße während des Hungerstreiks wurde zum Anlaß 
genommen, auch den anderen Wohnprojekten in Hamburg (Jäger- 
Passage, Pinnasberg, Chemnitzstraße) immer mehr Steine in den 
Weg zu legen (siehe auch Kasten). Als Voraussetzung für weitere 
Verhandlungen sollten sie sich von der Hafenstraße distanzieren, 
was sie natürlich verweigerten. 

Diese Wohnprojekte zu unterstützen war nun aber ein wichtiger 
Teil Hamburger GAL-Politik; der GAL-Landesvorstand war genervt 
und gab dem untaktischen Verhalten der Hafenstraßen-Bewohner 
die Schuld, daß sie Wohnprojekte nach ihren Vorstellungen nicht 
durchsetzen konnten. Zudem hatte sich die Hafenstraße mittler- 
weile zu einem eigenständigen politischen Faktor entwickelt, - der ganz und gar nicht mehr als Wohnprojekt unter die Fittiche der 
GAL paßte. Diese Distanz zwischen GAL-Kreisen und der Hafen- 
straße verschärfte sich während der folgenden Angriffe gegen die 
Hafenstraße: 

Im Laufe des Jahres '85 wurde der Bullenterror gegen die 
Bewohner der Hafenstraße erheblich verschärft - ständige Aus- 
weiskontrollen, Zivilstreifen, Festnahmen. Außerdem wurden ihnen 
die Gelderfür die Instandsetzung gesperrt. Und ab Mitte 85 begann 
ein Propagandafeldzug in allen Hamburger Zeitungen, daß RAF- 
Leute in der Hafenstraße wohnen würden, um neue Mitglieder 
anzuwerben. Höhe~unkt war das Interview mit dem Chef des Ver- - - -  - -~ 

fassungsschutzes,'~ochte, ausgerechnet in der TAZ, wo er diese 
Behau~tuna noch einmal bekräftiate. Kurz danach Izvnischerweise 
genau am <8.1 o., dem ~ a h r e s t a ~  i e r  ~ r m o r d u n ~  dirstammheimer 
Gefangenen) passierte ein Brandanschlag gegen ein Haus in der 
Hafenstraße. Der Brand konnte nur durch einen Zufall relativ 
schnell gelöscht werden. 

Weil die TAZ kommentarlos dem VS-Chef Lochte die Möglichkeit 
gegeben hatte, seine Lügen über die Hafenstraße zu verbreiten, 
ohne der Hafenstraße eine Möglichkeit der eigenen Darstellung zu 
geben, wurden kurze Zeit später die Räume der TAZ demoliert. Die 
Aktion ging nicht von der Hafenstraße aus, aber die Bewohner 
wurden von TAZJGAL-Kreisen aufgefordert, sich zu distanzieren, 
was sie natürlich nicht machten. Dieser Vorfall wurde in GAL-Krei- 
Sen und bei der TAZzum Anlaß genommen, sich noch schärfer und 
lautstark von der Hafenstraße zu distanzieren. Dies alles schaffte 
insgesamt eine sehr schlechte Stimmung in Hamburg gegenüber 
der Hafenstraße. Zum einen, weil GAL und TAZ ein Informations- 
monopol in den fortschrittlichen Kreisen in Hamburg haben und 
deshalb Einfluß ausüben konnten auf solche Initiativen, die keinen 
direkten Kontakt zur Hafenstraße hatten und sich nicht anders 
informieren konnten. Das hat auch die Bereitschaft so einer Stadt- 
teil- oder AKW-Initiative nicht gerade erhöht, sich überhaupt mit der 
Hafenstraße auseinanderzusetzen. Zum anderen hat die Polarisie- 
rung in der Linken es zu einer Gefahr gemacht, sich mit der Hafen- 
straße auseinanderzusetzen, die Möglichkeit bestand, plötzlich 
selbst ins Schußfeuer gerückt zu werden. Auf der anderen Seite 
haben sich auch weder die Leute, die die Aktion gegen die TAZ 
gemachthaben noch die Leute aus der Hafenstraße besonders viel 
Mühe gemacht, eine Gegenöffentlichkeit zu schaffen. 

In den Jahren 83 und 84 gab esviele unermüdliche Menschen in 
der Hafenstraße, die ewig rumgerödelt haben, um auf breitester 
Ebene eine Unterstützung für die Hafenstraße zu bekommen. Die 
ganzen Angriffe, die gegen die Hafenstraße dann 1985 liefen, diese 
Polarisierung in aer iinken, das beides führte dazu, daß es keine 
Leute mehr in der Hafenstraße gab, die bereit waren, so eine Arbeit 
zu machen: wir sind davon abgegessen, wir rasen rum und machen 
uns zu den Deppen, wir haben keine Lust mehr,-den Leuten hinter- 
herzulaufen. Wer trotz des Lochte-Interviews immer noch nicht 
begriffen hat, auf welcher Seite die TAZ steht, dem und der k6nnen 
wir auch nicht mehr helfen. Wir stützen uns jetzt auf uns selber, auf 

die Leute, die von sich aus zu uns kommen und auf Gruppen aus 
anderen Städten, die so drauf sind wie wir. - Das war die Konse- 
quenz aus den Angriffen, wie sie die Hafenstraßen-Bewohner 
gezogen haben. Das ist nachvollziehbar aus dem Druck, der auf 
den Leuten dort lastete, die wußten, daß am 5. Dezember ein neuer 
Begehungstermin der SAGA anstand und daß der die Räumung 
bedeuten konnte. 

Aber für andere Gruppen, von außen, die diesen Druck nicht so 
hautnah hatten, war das anders. Einige wollten gerade jetzt Energie 
dareinsetzen, in dieser schwierigen Situation eine korrekte Gegen- 
Öffentlichkeit zu schaffen, aber das ist zu dem Zeitpunkt auf keine 
Resonanz in der Hafenstraße gestoßen. Es gab kein Interesse an 
Auseinandersetzungen mit anderen Gruppen, mit anderen Formen 
von Widerstand, so daß Leute, die von außen in die Hafenstraße 
gekommen sind, den Eindruck hatten, die Bewohner halten sich für 
die >,revolutionäre Elite<< oder d e n  Nabel der Welt.. Für viele gabes 
nicht die Ebene, politisch ernst genommen zu werden, sondern du 
hattest die Alternative, dich als Unterstützer funktionalisieren zu 
lassen oder dich lieber rauszuhalten. 

Über solche Fragen kommt es auch zu Differenzen innerhalb der 
autonomen Szene. Aber das sind taktische Differenzen. Grundsätz- 
lich stützt sich die Hafenstraße - auch gerade überregional - auf 
die autonome Szene, weil strategisch jeder den Erhalt der Hafen- 
straße für notwendig hält. 

Es wurde also überall in der autonomen Szene - in Hamburg 
und auch in anderen Städten -diskutiert, wie wir uns am 5.12. bei 
der Begehung der SAGA verhalten sollen. Allgemeine Einschät- 
zung war, daß angesichts der relatjven Isolierung der Hafenstraße 
in Hamburg und der angeheizten Offentlichkeit dies der vorgese- 
hene Räumungstermin sei. Die Leute in der Hafenstraße haben für 
sich das Motto formuliert m o  pasaran<c, wir werden uns verteidigen, 
nicht aus den Häusern rausgehen, überregional für diesen Termin 
mobilisieren. 

Und so kam es dann auch. Am 4.12. waren sehr viele Leu@ da, 
viele haben in den Häusern übernachtet, Verteidigung von innen 
wurde organisiert. Am frühen Morgen kamen noch mehr Leute 
dazu, die draußen standen oder Aktionen in der Stadt vorbereitet 
hatten. Aber es kamen keine Bullen, es gab keine Räumung. Nach 
dem ganzen Druck war das eine Riesen-Erleichterung und das 
schöne Gefühl, einen Sieg errungen zu haberi. 

Die starke Mobilisierung und die Entschlossenheit der Leute, die 
Häuser zu verteidigen, war ein wichtiger Grund, warum es nicht zur 
Räumung gekommen ist. Und es kamen andere Gründe hinzu, die 
eine solche harte Konfrontation im nachhinein für die SPD peinlich 
gemacht hätten: den Bewohnern der Hafenstraße wurde am 4. 
Dezember ein Einsatzbesprechungsprotokoll zugespielt, wo Ver- 
treter der Polizei, vom Staatsschutz, SAGA und Bausenat zusam- 
mengesessen haben. In dem Protokoll stand drin, daß am 5.12. ein 
Begehungstermin der SAGA und HEW sein sollte, um die Strom- 
zähler auf ihren ordnungsgemäßen Zustand zu überprüfen und die 
Bewohnbarkeit einiger Wohnungen. - Und während der Bege- 
hung sollte ein Anlaß inszeniert werden, als Vorwand für die Räu- 
mung der ganzen Häuser. Das geht aus dem Protokoll klar hervor. 
Dessen Veröffentlichung hat politisch bewirkt, daß z. B. die GAL und 
auch die SPD sich dazu verhalten mußten. Außerdem wurde in der 
Nacht zum 5. Dezember mit diesem Protokoll bei Gericht eine 
einstweilige Verfügung durchgesetzt, daß die Begehung unter die- 
sen Umständen nicht rechtmäßig sei. Dies alles zusammen verhin- 
derte, daß die Räumung am 5.12. durchgezogen werden konnte. 

Aus dem Ablauf des 5.12. konnten wir Schlüsse ziehen über die 
weitere Strategiedes Senats: Offensichtlich konntedie SPD in ihren 
eigenen Reihen für die Räumung nur dann eine Mehrheit bekom- 
men, wenn es für diese eine rechtliche Grundlage gibt, und die 
würde vor Ablauf der Verträge Ende 86 schwer zu finden sein. Die 
Bewohner der Hafenstraße konnten also mit einer Atempause 
rechnen. 

An der Polarisierung zwischen GALITAZ einerseits, Autonomen/- 
Hafenstraße andererseits hatte sich trotz der erfolgreich verhinder- 
ten Räumung nichts geändert. Es gab zwar bei der GAL eine 
Empörung über das veröffentlichte Einsatzprotokoll, aber das 
bedeutet nicht Zusammenarbeit mit dem Hafen; die Verteidigungs- 
aktionen der Hafenstraße wurden ignoriert. Andererseits war im 
Hafen und bei Teilen der Autonomen die Gewichtung der verschie- 
denen Faktoren, die die Räumung verhindert haben, sehr einseitig; 
das Konzept: wir scheißen auf die Hamburger Offentlichkeit, wir 
verlassen uns auf unsere eigene Stärke und die unserer Freunde in 
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anderen Städten, schien durch den Erfolg am 5.12. bestätigt. Es 
wurde nicht überlegt, daß eine breitere Mobilisierung, über die 
autonomen Zusammenhänge hinaus, nötig und politisch wichtig 
gewesen wäre, wenn der SPD nicht zufällig ihre eigene Recht- 
sprechung im Weg gestanden hätte. Und so waren dann dieveran- 
staltungstage, die traditionell um die Jahreswende in der Hafen- 
straße stattfinden, ein Diskussionsforum für autonome und anti-im- 
perialistische Gruppen aus der ganzen BRD . Es wurde nicht ver- 
sucht, andere Gruppen oder Initiativen aus Hamburg in diese 
Diskussionen miteinzubeziehen. 

Es kamen dann im Frühjahr 86 ganz andere, äußere Ereignisse, 
die eine Zusammenarbeit von allen fortschrittlichen Kräften in 
Hamburg wieder nötig und möglich machte: erst die US-Aggres- 
sion in Libyen und dann der Unfall in Tschernobyl. Zu beiden 
Anlässen gab es große Demos, an denen sich alle beteiligten. Bei 
der Anti-AKW-Demo sind unzähliae Scheiben von Banken zu 
Bruch gegangen und erstmals in der Geschichte von Hamburg 
auch die Scheiben vom Rathaus. ohne daß die Bullen in der Laae 
waren,einzugreifen und jemanden festzunehmen. In der autoG- 
men Szene und Hafenstraße verstärkte dieses Ereignis das 
Erfolgsgefühl vom 5.12. und führte zu einer Selbstüberschätzung, 
die sich auf die Vorbereitungen zur folgenden Brokdorf-Demo 
schlecht auswirkte: alle Erwartungen waren darauf fixieqbei dieser 
Demo einen weiteren Erfolg zu organisieren. Der brutale Bullei- 
neinsatz in Kleve, gegen den wir kaum Widerstand leisten konnten, 
setzte diesem Gefühl der unangreifbaren Stärke erstmal ein Ende 
und hat wohl auch dazu beigetragen, daß in der Hafenstraße die 
Bereitschaft wieder größer wurde, sich um eine politische Ausein- 
andersetzung mit anderen Gruppen zu bemühen. 

Wie sind die aktuellen Verhandlungen 
mit dem Senat verlaufen? 

Aus Kirchenkreisen wurde im Herbst '86 ein sogenannter »Ver- 
mittlungsausschuß~ gebildet, um dem Polizeiterror ein Ende zu 
bereiten, unter dem die gesamte Bevölkerung von St. Pauli zu 
leiden hatte, und um für die Bewohner der Hafenstraße akzeptable 
Verträge auszuhandeln. Dieser Ausschuß hat sich inzwischen wie- 
der aufgelöst, weil es von Seiten der Stadt keine akzeptablen Ange- 
bote gibt: In jedem Fall soll ein Häuserblock (die sog. Ger-Häuser) 
abgerissen werden. 

Die Angebote, die aufgrund des öffentlichen Drucks für die übri- 
gen Häuser gemacht wurden, laufen darauf hinaus, den Bewoh- 
nern der Hafenstraße jeden eigenen Entscheidungsspielraum zu 
nehmen und sie unter direkte staatliche Kontrolle zu bringen: das 
sind solche Verträge, wie sie vom Wohnprojekt in der Chemnitz- 
straße gezwungenermaßen akzeptiert wurden und womit sie schon 
ietzt. nach kurzer Zeit, extrem schlechte Erfahrungen gemacht 
haben. Angefangen davon, daß es wieder ~inzelmieivertt%ge sind 
und die SAGA das Recht hat, ieden vorgeschlagenen Mieter (auch: 
Untermieter) abzulehnen, gibt es z. B. Kiauselnin dem vertra'g, daß 
an den Häusern keine politische Meinungsäußerung angebracht 
sein darf. Das mag vielleicht wie eine Kleinigkeit erscheinen, führt 
aber zu nervenzerreißenden Diskussionen in den betroffenen 
Wohngruppen über Fragen des taktischen Verhaltens: ab wann 
gefährdest du das Wohnprojekt? - du darfst dir praktisch nichts 
mehr erlauben, sonst kriegst du Druck - wenn nicht von der 
Behörde, dann von deiner Gruppe. 

Entscheidend ist aber vor allem, daß die Wohnprojekte die Gel- 
der zur Instandsetzuna der Häuser nicht selber verwalten können. 
Sämtliche ~ n t s c h e i d i ~ e n  darüber, wer, wann, was mit welchem 
Material reoariert. werden von ~Stadtbau<c aetroffen. Das ist ein 
alternativer' ~an ierun~st rä~er ,  der eigenew Interessen verfolgt. 
~Stadtbau<l ist an einer schnellen und rationalen Sanieruna interes- 
siert und setzt deshalbdie Bewohner unter Druck, den ~ & r t u n ~ e n  
der Behörden möglichst entgegenzukommen. Die Betroffenen sol- 
len so in ein Haus-Bau-Projekt integriert werden, das ihnen unter 
miesen Arbeits- und Wohnbedingungen keinen Raum mehr Iäßt, 
als Gruppe noch politisch handlungsfähig zu bleiben. 

Die Bewohner der Hafenstraße hatten von vornherein entschie- 
den, solche Verträge nicht zu akzeptieren. Ein gemeinsames Vor- 
gehen mit anderen Wohnprojekten kam nicht zustande. W 

Andererseits konnte von einem Ausgrenzen der militanten Grup- 
pen nach dem Bullenüberfall in Kleve und vor allem dem Hambur- 
ger Kessel überhaupt nicht mehr die Rede sein. Alle Beteiligten 
fühlten sich gemeinsam betroffen von dem Bullenterror, zumal es ja 
vor der Brokdorf-Demo zu einem allgemeinen Konsens gekommen 
war. bei eventuellen Polizeisoerren zu versuchen. aemeinsam 
gegen diese vorzugehen. Die Empörung über die poliz~staatlichen 
Methoden. die alle gleichermaßen aetroffen hatten. stellte Diskus- 
sionen über unterschiedliche ~ t r a t e ~ i e n  im widerstand in den Hin- 
tergrund. Die Aktionen, die während des Polizeikessels in ganz 
Hamburg liefen, wurden allgemein als gerechtfertigt akzeptiert. 

Aufgrund dieser Stimmung kam es wohl auch zu einer neuen 
Offenheit gegenüber der Situation der Bewohner der Hafenstraße. 
Im Herbst 86, als Pawelczyk mit seiner Zermürbungstaktik gegen 
die Bewohnerder Hafenstraße anfing, waren Kleve und Hamburger 
Kessel in der Bewegung noch nicht vergessen. Die fast wöchentli- 
chen Bulleneinsätze, die jetzt unter den verschiedensten Vorwän- 
den gegen die Hafenstraße liefen, erreichten so das Gegenteil von 
dem, was sie eigentlich erreichen sollten: es kam zu einer so breiten 
Solidarisierung, wie es sie seit Bestehen der Hafenstraße noch 
nicht gegeben hatte. Alle möglichen Initiativen - von Schülergrup- 
pen, Arbeitsloseninitiativen bis zu den Grauen Panthern - haben 
Bewohner aus der Hafenstraße eingeladen, um sich über deren 
Situation zu informieren. So kam das Bündnisfür die Demonstration 
im Dezember zum Erhalt der Hafenstraße zustande, das ein breites 
Spektrum von Gruppen umfaßte (Jusos, DKP, GAL, Autonome und 
viele Initiativenl. 3 -... ' 

An der Demonstration beteiligten sich mehrere tausend Men- 
schen. Auf der Höhe des Gerichts versuchten die Bullen, ohne daß 
es einen Anlaß gegeben hätte, einen Teil der Demonstrationen 
einzukesseln und den Lautsprecherwagen rauszuholen. Durch 
massiven Widerstand konnte dieser Angriff abgewehrt werden. In 
der Feldstraße kam der Demonstrationszug zum stehen, weil das 
gesamte Bündnis nicht bereit war zuzulassen, daß ein Teil der 
Demonstration durch mehrfaches Bullenspalier eingekesselt wer- 
den sollte. Durch das entschlossene Auftreten aller Demonstra- 
tionsteilnehmer kam es zu der für die Bullen äußerst peinlichen 
Situation, daß sie sich gezwungen sahen, von sich aus das Angebot 
zu machen, ihr Polizeispalier zurückzuziehen, solange es auf dem 
Weg zu Abschlußkundgebung zu keiner Sachbeschädigung käme. 

Die Demonstration, besonders auch ihre Geschlossenheit ange- 
sichts des Bullen-Angriffs, war ein Erfolg, und es wurde beschlos- 
sen, das Bündnis für weitere Aktivitäten zur Unterstützung der 
Hafenstraße aufrechtzuerhalten. 

Es wurde mit der Planung des »Tag XN begonnen. Alle waren sich 
einig, daß wir jetzt nicht warten, bis der Tag der Räumung kommt, 
um dann hinterher unsere Empörung auszudrücken. Der *Tag X. 
sollte von allen Gruppen gemeinsam bestimmt werden, nicht als 
Reaktion auf einen Angriff gegen die Hafenstraße, sondern sozu- 
sagen als Warnung. um auszudrücken. wie viele Menschen und 
Gruppen der Meinung sind, daß die Hafenstraße als Teil der Bewe- 
gung erhalten bleiben muß. Der »Tag X. soll unter dem Motto 
stehen: behindert das öffentliche Leben; alle Gruppen sollen an 
dem Tag dort, wo sie leben, wo sie ihren alltäglichen Kampf führen, 
ihren Zusammenhang zur Hafenstraße zum Ausdruck bringen. Wir 
wollen unser eigenes Verhältnis zur Hafenstraße zum Ausdruck 
bringen. Wir wollen unser eigenes Verhältnis zur Hafenstraße klä- 
ren, daß es uns nicht darum geht, die Bewohner der Hafenstraße als 
Opfer staatlichen Terrors zu unterstützen, sondern mit ihnen - als 
Teil der Bewegung, einen gemeinsamen Kampf führen. 

Über die gemeinsamen Forderungen für diesen Tag bestand 
Einigkeit: 

-kein Abriß der Häuser, 
-Schluß mit den Begehungen, 
-die HEW soll den Strom wieder anstellen, 
-Verlängerung der Verträge. 

In den Vorbereitungen zu dem „Tag X. begann das Bündnis zu 
bröckeln. Jusos, DKP und Teile der GAL machten zur Bedingung, 
daß Gewaltfreiheit für diesen Tag als allgemeiner Konsens festge- 
schrieben wird. Abgesehen davon, daß dies organisatorisch gar 
nicht möglich ist, denn es gibt keine zentrale Organisationsleitung 
für diesen Taa. konnten sich die Bewohner der Hafenstraße darauf 
auch gar nichieinlassen, weil sie damit ihre eigene Stärke abgege- 
ben und sich den ~arlamentarischen S~ie len dieser Oraanisatio- 
nen untergeordnet hätten. Es geht bei diesem Streit nicht darum, 
daß die Hafenstraße oder autonome Gruppen an diesem Tag 



unbedingt militante Aktionen (Sachbeschädigungen, Auseinander- 
setzungen mit den Bullen) vorhaben oder durchziehen wollen. 

Sondern es geht hier um eine grundlegend unterschiedliche 
Bestimmung von Widerstand; wenn du dir vorgenommen hast, 
etwas zu tun, und du willst mit deiner Aktion etwas durchsetzen, 
dann kannst du nicht von vornherein sagen: ich breche die Aktion 
ab, sobald die Bullen signalisieren, daß sie sie nicht zulassen 
wollen. Vielleicht ist es in bestimmten Situationen vernünftiqer. eine 
Aktion abzubrechen, weil das Kräfteverhältnis gegen dichlst,'aber 
du wirst das doch niemals vorher entscheiden, wenn es dir mit der 
Aktion selber wirklich ernst ist. 

Aber für die GAL z.B., die zumindest als politische Partei ihr 
Schwergewicht auf die parlamentarische Arbeit legt, haben Aktio- 
nen viel mehr Bedeutung, wenn sie schon längst vorbei sind :wenn 
es darum geht: wie Iäßt sich das Geschehene parlamentarisch 
verarbeiten. Und im Parlament lassen sich natürlich viel eher 
Mehrheiten finden, wenn du mit Opfern staatlichen Terrors argu- 
mentieren kannst,als wenn es sich um Betroffene handelt, die sich 
ganz ohne parlamentarische Hilfe haben durchsetzen können. Und 
letzteres ist doch gerade das, was die Stärke und die politische 
Identität der Hafenstraßen-Bewohner ausmacht. 

Der Ausstieg von DKP, Jusos und Teilen der GAL aus dem 
Bündnis zur Vorbereitung des ,>Tag X« bedeutet aber nicht eine 
Polarisierung, wie wir sie für 1986 beschrieben haben. Einzelne 
Leute oder Gruppen aus diesen Organisationen werden sich trotz- C dem an diesem Tag beteiligen, verschiedenste Initiativen und Inter- 
essengruppen. Durch die beschriebenen Ereignisse und Erfahrun- 
gen des letzten Jahres (Angriff auf Libyen, Tschernobyl, Ende der 
Brokdorf-Demo in Kleve, Polizeikessel. ..) hat sich - zumindest an 
dem Punkt Hafenstraße - ein Zusammenhang entwickelt, der 
sich an den Interessen der Basisinitiativen orientiert und 
nicht unter dem Einfluß des taktischen Verhaltens der Par- 
teien steht. Solche Zusammenhänge hat es auch schon an ande- 
ren Punkten gegeben - z. B. der internationalistische Erwerbslo- 
sen- und Jobber-Block am 1. Mai. Wir halten dieses Beispiel für 
einen Schritt in die richtige Richtung. März '87. 

Sieg= 

Zwei Jahre nach dem Streik 
in den englischen Kohlegruben 
»Die Organisation ist zerrissen - 

C 
die Kontakte sind geblieben« 

Mehrfach schon hielten sich während und nach dem Bergarbei- 
terstreik verschiedene Deleaationen der britischen Beraarbeiter 
und Einzelpersonen in siegen auf. Die ~eranstaltun~enmit den 
britischen Kolleainnen und Kolleaen fanden ieweils im halboffiziel- 
len  ahmen statt. So auch dieses Mal am 
23.3.87: nachdem im Kreisfrauenausschuß des DGB bekanntge- 
worden war, daß sich Bergarbeiter und deren Frauen in der BRD 
aufhielten. wurden diese zu einem Situationsbericht in die Aus- 
schußsitzung eingeladen; zu dieser Sitzung wurden dann am Inter- 
nationalen Frauentaq und darüber hinaus noch weitere aktive 
~ewerkschafterinnen und Gewerkschafter zugelassen, so daß 
schließlich ca. 25 Kollegiinnien anwesend waren. 

Die drei Gäste aus England (2 Frauen, 1 Mann) stammen aus der 
Gegend um Manchester und sind heute noch aktiv in dortigen 
Unterstützungskomitees der Bergarbeiter. 

Aus der einführenden Zustandsbeschreibung und den Antworten 
auf Fragen der Anwesenden zu den gegenwärtigen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen war deutlich die andauernde Wirkung des 
bereits zwei Jahre zurückliegenden Streikes herauszuspüren. Die 
Löhne der Wiedereingestellten sind z.T. gekürzt, die Arbeitslosen- 
quoten ic den Bergarbeitergebieten liegen weiterhin weit über dem 
Landesdurchschnitt, viele Familien leiden unter großer materieller 
Not. 

Genauere Zahlenangaben, die die Zusammenhänge mehr 
erhellt hätten, konnten jedoch nicht gemacht werden mit dem Hin- 
weis, daß die staatliche Kohlebehörde diese zurückhält, um so 
zusätzliche Verunsicherung in die Reihen der Bergarbeiter zu tra- 

gen. Die NUM konnte noch nicht zu neuer organisatorischer Stärke 
gelangen; vieles muß vor Ort von den einfachen Mitgliedern organi- 
siert werden. In einigen Orten und Regionen, insbesondere in Der- 
byshire und Noiiinghamshire, hat sich die Spaltergewerkschaft 
UDM (»Union of Democratic Mineworkers~) festgesetzt; Entlas- 
sungen und Abfindungszahlungen mit »freiwilligem<< Ausscheiden 
haben gleichfalls dazu beigetragen, daß die Aufschüttung neuer 
Widerstandswälle noch nicht wieder gelingen kann. 

In den ehemaligen Streikzentren wird mit Mühe organisiert, daß 
weriigstens die wegen Gesetzesverstößen Verurteilten und deren 
Familien regelmäßige Unterstützung erhalten. So zahlen in der 
Region Kent 850 NUM-Mitglieder jeweils ca. 7,- DM wöchentlich an 
die 48 dort Abgeurteilten, um so die größte Not zu lindern. Da diek 
natürlich noch nicht für den täglichen Lebensbedarf ausreicht, wird 
von Aktiven landesweit versucht, regelmäßige Unterstützung zu 
organisieren. In Großbritannien sollen ca. 500 Bergarbeiter abgeur- 
teilt worden sein; ein Teil von ihnen wurde zu Kurzzeitstrafen verur- 
teilt, Ca. 20 Kollegen sollen sich noch in Gefängnissen befinden. 

Trotz des Gefühls, durch die Staatsgewalt und mangelhaft orga- 
nisierte gewerkschaftliche Solidarität besiegt worden zu sein, 
herrscht jedoch keineswegs nur Resignation vor; vielmehr werden 
Versuche der Reorganisation unternommen. Der Prozeß hierbei ist 
teilweise sehr schmerzhaft, weil gesehen wird, daß traditionelle 
Kampfformen wie die „picket line- durch die neuen Gewerk- 
schaftsgesetze ausgehebelt sind und von der TUC-Solidarität(s- 
kampfkraft) nicht die Rede ein kann. 

Immer wieder wurde betont, daß der Kampf das Leben aller 
Bewohner der Bergarbeiterzentren verändert hat. Ein Teil der Fami- 
lien leidet immer noch große Not aufgrund von Arbeitslosigkeit oder 
der aufgehäuften Schulden; viele haben einen Einblick in gesell- 
schaftliche Vorgänge und die brutale Rolle von Staatsorganen 
bekommen, was die englischen Gäste zu der festen Uberzeugung 
kommen ließ, daß bei einem neuerlichen Streikaufruf dieser von 
den meisten befolgt würde. Zahlreiche Kontakte sind von Aktiven 
auf Privatebene und von Delegierten in andere Regionen geknüpft 
worden, an denen weiterhin festgehalten wird. 

Das wirklich Positive und neue in diesem Streik sei die Rolle der 
Bergarbeiterfrauen gewesen. Sie haben nicht nur in einer unglaub- 
lichen Solidarität das tägliche Uberleben organisiert. Tausendevon 
Frauen haben sich aktiv in die Auseinandersetzungen eingeschal- 
tet, haben selbst und mit ihren Kindern Streikposten gestanden, 
haben in benachbarten Städten Flugblätter verteilt, demonstriert 
und Solidaritätsveranstaltungen organisiert. Diese Erfahrung der 
Solidarität untereinander habe die Frauen ein Stück möglichen 
Sozialismus erfahrbar gemacht. Ganz Großbritannien wisse nun, 
welchen Hintergrund die Ausrüstung der Polizei mit CS-Gas, 
Gummigeschossen und gar Maschinengewehren hat; es sei klar 
geworden, daß sich diese Aufrüstung gegen die englische Arbei- 
terklasse richtet. Die polizeiliche und militärische Präsenz gleiche 
immer mehr der Situation in Nordirland. 

Es sei nicht einfach eine Redefloskel, daß aufgrund dieser Erfah- 
rungen der Kampf weitergehe; dies belegten die Aktionen, die nach 
dem Ende des Streikes zustandegekommen sind. Es hat zahlrei- 
che kleinere Streiks in einzelnen Gruben gegeben, die überhaupt 
keinen Niederschlag in der Presseberichterstattung gefunden 
haben. Die Anstrengungen der Solidaritätskomitees haben neben 
der Publizität und schlichten Geldsammlungen auch zum Ziel, die 
Labour Party unter Druck zu setzen, um durch offizielle Außerun- 
gen Leistungen abverlangen zu können. Daß jedoch auch der 
Klassengegner nicht bei dem Erreichten verharrt, wurde aus 
Befürchtungen deutlich, daß mit dem Probelauf einer hochtechni- 
sierten »Super-Grube<< in Südwales die 6-Tage-Woche wieder 
eingeführt und weitere Angriffe auf das Lohnniveau gefahren wer- 
den sollen. Sobald schwarze Zahlen geschrieben würden, müsse 
mit Privatisierung der Minen gerechnet werden. > V  

Da in der Diskussionsrunde auch Kolleginnen und Kollegen aus 
Stahlbetrieben des Siegerlandes anwesend waren, wurde zu 
einem eventuell anstehenden Streik in den gegenwärtigen Ausein- 
andersetzungen um die 35-Stundenwoche von den Gästen aus 
England unbedingt empfohlen, darauf zu achten, daß kein Stahl aus 
dem Ausland zum Streikbruch geliefert wird. Die englischen Berg- 
arbeiter wären auf jeden Fall noch stark genug, das ihrige dazu 
beizusteuern. 

Das Festhalten an den geknüpften internationalen Kontakten 
wurde mehrfach betont und eine Einladung nach England ausge- 
sprochen. Eine abschließende Geldsammlung ergab einen Betrag 
von 544,- DM. 24.3.87 




	arpo-2-1987-1928.tif
	arpo-2-1987-1929.tif
	arpo-2-1987-1930.tif
	arpo-2-1987-1931.tif
	arpo-2-1987-1932.tif
	arpo-2-1987-1933.tif
	arpo-2-1987-1934.tif
	arpo-2-1987-1935.tif
	arpo-2-1987-1936.tif
	arpo-2-1987-1937.tif
	arpo-2-1987-1938.tif
	arpo-2-1987-1939.tif
	arpo-2-1987-1940.tif
	arpo-2-1987-1941.tif
	arpo-2-1987-1942.tif
	arpo-2-1987-1943.tif
	arpo-2-1987-1944.tif
	arpo-2-1987-1945.tif
	arpo-2-1987-1946.tif
	arpo-2-1987-1947.tif
	arpo-2-1987-1948.tif
	arpo-2-1987-1949.tif
	arpo-2-1987-1950.tif
	arpo-2-1987-1951.tif
	arpo-2-1987-1952.tif
	arpo-2-1987-1953.tif
	arpo-2-1987-1954.tif
	arpo-2-1987-1955.tif
	arpo-2-1987-1956.tif
	arpo-2-1987-1957.tif
	arpo-2-1987-1958.tif
	arpo-2-1987-1959.tif

